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(Gesetzgebungsakte)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EU) 201 7/2107 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 15. November 2017

zur Festlegung von Bewirtschaftungs-, Bestandserhaltungs- und Kontrollmanahmen fiir den

Ubereinkommensbereich der Internationalen Kommission fiir die Erhaltung der Thunfischbestinde

im Atlantik (ICCAT) und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 1936/2001, (EG) Nr. 1984/2003
und (EG) Nr. 520/2007 des Rates

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union, insbesondere auf Artikel 43 Absatz 2,
auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ('),

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (3,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Ziel der Gemeinsamen Fischereipolitik (im Folgenden ,GFP) ist gemaf8 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 des
Europiischen Parlaments und des Rates (*) die Nutzung der biologischen Meeresschitze unter Gewéhrleistung der
langfristigen 6kologischen, wirtschaftlichen und sozialen Nachhaltigkeit.

(2)  Die Union hat mit dem Beschluss 98/392/EG des Rates (%) das Seerechtsiibereinkommen der Vereinten Nationen
genehmigt, das u. a. bestimmte Grundsitze und Vorschriften fir die Erhaltung und Bewirtschaftung lebender
Meeresressourcen enthidlt. Im Rahmen ihrer umfassenderen internationalen Verpflichtungen beteiligt sich die
Union an den Bemithungen um die Erhaltung der Fischbestinde in den internationalen Gewissern.

(3)  Die Union ist gemdfl dem Beschluss 86/238/EWG des Rates (°) seit dem 14. November 1997 Vertragspartei der
Internationalen Konvention zur Erhaltung der Thunfischbestinde im Atlantik (im Folgenden ,ICCAT-
Konvention®).

(') ABLC34vom2.2.2017,S.142.

() Standpunkt des Europiischen Parlaments vom 3. Oktober 2017 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht) und Beschluss des Rates vom
23. Oktober 2017.

(*) Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 iiber die Gemeinsame
Fischereipolitik und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 1954/2003 und (EG) Nr. 1224/2009 des Rates sowie zur Aufhebung der
Verordnungen (EG) Nr. 2371/2002 und (EG) Nr. 639/2004 des Rates und des Beschlusses 2004/585/EG des Rates (ABL L 354 vom
28.12.2013, S.22).

(*) Beschluss 98/392/EG des Rates vom 23. Mirz 1998 iiber den Abschluss des Seerechtsiibereinkommens der Vereinten Nationen vom
10. Dezember 1982 und des Ubereinkommens vom 28. Juli 1994 zur Durchfiihrung des Teils XI des Seerechtsiibereinkommens durch
die Europdische Gemeinschaft (ABL. L 179 vom 23.6.1998, S. 1).

() Beschluss 86/238/EWG des Rates vom 9. Juni 1986 iiber den Beitritt der Gemeinschaft zu der Internationalen Konvention zur Erhaltung
der Thunfischbestinde im Atlantik in der Fassung des Protokolls zu der am 10. Juli 1984 in Paris unterzeichneten Schlussakte der
Konferenz der Bevollmichtigten der Vertragsparteien der Konvention (ABL. L 162 vom 18.6.1986, S. 33).
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(4)  Mit der ICCAT-Konvention wird ein Rahmen fiir die regionale Zusammenarbeit bei der Erhaltung und
Bewirtschaftung von Thunfisch und verwandten Arten im Atlantik und den angrenzenden Meeren gesetzt; zu
diesem Zweck wurde eine Internationale Kommission fiir die Erhaltung der Thunfischbestinde im Atlantik (im
Folgenden ,ICCAT*) geschaffen.

(5)  Die ICCAT ist befugt, fur die Vertragsparteien bindende Beschliisse (,Empfehlungen*) zur Erhaltung und
Bewirtschaftung von Fischbestinden in ihrem Zustindigkeitsbereich zu erlassen. Diese Empfehlungen sind in
erster Linie an die [CCAT-Vertragsparteien gerichtet, enthalten jedoch auch Verpflichtungen fur private Betreiber
(z. B. Schiffskapitine). Die ICCAT-Empfehlungen treten sechs Monate nach ihrer Verabschiedung in Kraft und
miissen fiir die Union im Unionsrecht so rasch wie moglich durchgefithrt werden.

(6)  Eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates iiber die nachhaltige Bewirtschaftung von
Aufenflotten () wird vorsehen, dass die genannte Verordnung unbeschadet der Bestimmungen des Unionsrechts
zur Durchfithrung von Bestimmungen der regionalen Fischereiorganisationen (im Folgenden ,RFO®), deren
Mitglied die Union ist, Anwendung findet.

(7)  Die letzte Durchfithrung der Bestandserhaltungs- und Durchsetzungsempfehlungen der ICCAT erfolgte durch die
Verordnungen (EG) Nr. 1936/2001 (3 und (EG) Nr. 520/2007 des Rates (%).

(8)  Die ICCAT-Empfehlung zum mehrjihrigen Wiederauffillungsplan fiir Roten Thun im Ostatlantik und im
Mittelmeer wurde durch die Verordnung (EU) 2016/1627 des Europdischen Parlaments und des Rates (%)
durchgefiihrt. Die vorliegende Verordnung gilt nicht fiir diesen mehrjihrigen Wiederauftiillungsplan.

(9)  Bei der Durchfithrung dieser Empfehlungen sollten sich die Union und die Mitgliedstaaten fiir die Férderung der
Kistenfischerei und die Verwendung von Fangausriistung und -techniken einsetzen, die selektiv sind und
geringere Umweltauswirkungen haben, einschlieflich Fanggerite und -techniken fiir die traditionelle und
handwerkliche Fischerei, und somit zu einem angemessenen Lebensstandard fiir die Akteure der lokalen
Wirtschaft beitragen.

(10)  Mit den Rechtsvorschriften der Union sollten lediglich die ICCAT-Empfehlungen durchgefithrt werden, damit fiir
Fischer der Union und fiir Fischer aus Drittlindern die gleichen Bedingungen gelten und die Vorschriften fur alle
akzeptabel sind.

(11) Die in dieser Verordnung vorgeschenen delegierten Rechtsakte und Durchfihrungsrechtsakte sollten die
Durchfithrung der kiinftigen ICCAT-Empfehlungen in Unionsrecht — im Wege des ordentlichen Gesetzgebungs-
verfahrens — unberiihrt lassen.

(12) Um kiinftige Anderungen an den ICCAT-Empfehlungen rasch im Unionsrecht durchzufithren, sollte der
Kommission gemdfl Artikel 290 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europidischen Union die Befugnis
itbertragen werden, Rechtsakte zur Anderung der Anhinge dieser Verordnung zu erlassen. Es ist von besonderer
Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der
Ebene von Sachverstindigen, durchfithrt, die mit den Grundsitzen in Einklang stehen, die in der Interinstitu-
tionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber bessere Rechtsetzung (°) niedergelegt wurden. Um insbesondere
fir eine gleichberechtigte Beteiligung an der Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu sorgen, erhalten das
Europdische Parlament und der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachverstindigen der
Mitgliedstaaten, und ihre Sachverstindigen haben systematisch Zugang zu den Sitzungen der Sachverstindi-
gengruppen der Kommission, die mit der Vorbereitung der delegierten Rechtsakte befasst sind.

(13) Zur Gewihrleistung einheitlicher Bedingungen fiir die Durchfithrung der Bestimmungen dieser Verordnung
sollten der Kommission Durchfithrungsbefugnisse iibertragen werden. Diese Befugnisse sollten im Einklang mit
der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates (%) ausgeiibt werden.

(") Verfahrensnummer 2015/0289 (COD), noch nicht im Amtsblatt verdffentlicht.

(}) Verordnung (EG) Nr. 1936/2001 des Rates vom 27. September 2001 mit Kontrollmaffnahmen fiir die Befischung bestimmter Bestinde
weit wandernder Arten (ABL L 263 vom 3.10.2001, S. 1).

(}) Verordnung (EG) Nr. 520/2007 des Rates vom 7. Mai 2007 mit technischen Erhaltungsmaffnahmen fiir bestimmte Bestinde weit
wandernder Arten und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 973/2001 (ABL. L 123 vom 12.5.2007, S. 3).

(*) Verordnung (EU) 2016/1627 des Européischen Parlaments und des Rates vom 14. September 2016 iiber einen mehrjihrigen Wiederauf-
fullungsplan fiirr Roten Thun im Ostatlantik und im Mittelmeer und zur Aufthebung der Verordnung (EG) Nr. 302/2009 des Rates
(ABLL 252 vom 16.9.2016, S. 1).

() ABLL123vom 12.5.2016,S.1.

(®) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Européischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfithrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABL L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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(14)  Um die Einhaltung der GFP zu gewihrleisten, sind Unionsrechtsvorschriften zur Einfithrung einer Kontroll-,
Inspektions- und Durchsetzungsregelung, einschlieBlich der Bekdmpfung illegaler, nicht gemeldeter und
unregulierter Fischerei (IUU-Fischerei), erlassen worden. Insbesondere wird in der Verordnung (EG)
Nr. 1224/2009 des Rates (') eine Unionsregelung zur Kontrolle, Inspektion und Durchsetzung festgelegt, die auf
einem umfassenden und integrierten Ansatz beruht, um die Einhaltung aller Vorschriften der GFP zu
gewihrleisten. In der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 404/2011 der Kommission (3 sind Durchfiithrungs-
bestimmungen zu der Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 festgelegt. Mit der Verordnung (EG) Nr. 1005/2008 des
Rates (}) wird ein Gemeinschaftssystem zur Verhinderung, Bekdmpfung und Unterbindung der IUU-Fischerei
festgelegt. Mit diesen Verordnungen wird bereits eine Reihe der Bestimmungen durchgefiihrt, die in den ICCAT-
Empfehlungen enthalten sind. Es ist daher nicht erforderlich, jene Bestimmungen in die vorliegende Verordnung
aufzunehmen.

(15) Gemafl den ICCAT-Empfehlungen in Verbindung mit den in der Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 festgelegten
anwendbaren Bestimmungen diirfen grofle pelagische Langleinenfinger in Nicht-Unionsgewissern innerhalb der
ICCAT-Zone Umladungen auf See vornehmen. Allerdings sollte sich die Union im Rahmen der RFO umfassend
und systematisch mit dieser Frage befassen, um das Unionsverbot der Umladung auf See auf alle Unionsgewdsser
auszudehnen.

(16) Mit Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 wurde eine Pflicht zur Anlandung eingefiihrt, die
seit dem 1. Januar 2015 fiir die kleine und grofe pelagische Fischerei, die Industriefischerei und die Fischerei auf
Lachs in der Ostsee gilt. Gemdfl Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung ldsst die Pflicht zur Anlandung allerdings
internationale Verpflichtungen der Union, wie diejenigen, die sich aus ICCAT-Empfehlungen ergeben, unberiihrt.
Gemdfl derselben Bestimmung ist die Kommission befugt, delegierte Rechtsakte zu erlassen, um solche
internationalen Verpflichtungen, insbesondere auch Ausnahmen von der Pflicht zur Anlandung, im Unionsrecht
durchzufithren. Entsprechend sind Riickwiirfe in einigen kleinen und grofen pelagischen Fischereien und in der
Industriefischerei in bestimmten in der Delegierten Verordnung (EU) 2015/98 der Kommission (%) festgelegten
Fillen zulissig.

(17)  Mit der Verordnung (EG) Nr. 1984/2003 des Rates () werden Programme fiir statistische Dokumente fiir
Schwertfisch und Groflaugenthun nach Maflgabe der einschligigen ICCAT-Bestimmungen eingefithrt. Da die
ICCAT fiir Umladungen auf See neue Bestimmungen iiber statistische Programme angenommen hat, sollte die
Verordnung (EG) Nr. 1984/2003 gedndert werden, damit diese Bestimmungen im Unionsrecht durchgefiihrt
werden.

(18)  Zahlreiche ICCAT-Empfehlungen sind in den letzten Jahren gedndert oder aufgehoben worden. Aus Griinden der
Klarheit, Vereinfachung und Rechtssicherheit sollten die Verordnungen (EG) Nr. 1936/2001 und (EG)
Nr. 520/2007 daher gedndert werden —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

TITEL I
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1
Gegenstand

Mit dieser Verordnung werden Bestimmungen fiir die Bewirtschaftung, die Bestandserhaltung und die Kontrolle
betreffend die Fischerei auf weit wandernde Arten, die von der Internationalen Kommission fiir die Erhaltung der
Thunfischbestinde im Atlantik (ICCAT) bewirtschaftet werden, festgelegt.

() Verordnung (EG) Nr. 12242009 des Rates vom 20. November 2009 zur Einfithrung einer Kontrollregelung der Union zur
Sicherstellung der Einhaltung der Vorschriften der gemeinsamen Fischereipolitik und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 847/96,
(EG) Nr. 2371/2002, (EG) Nr. 811/2004, (EG) Nr. 7682005, (EG) Nr. 21152005, (EG) Nr. 2166/2005, (EG) Nr. 388/2006, (EG)
Nr. 509/2007, (EG) Nr. 676/2007, (EG) Nr. 1098/2007, (EG) Nr. 1300/2008, (EG) Nr. 1342/2008 sowie zur Aufhebung der
Verordnungen (EWG) Nr. 2847/93, (EG) Nr. 1627/94 und (EG) Nr. 1966/2006 (ABI. L 343 vom 22.12.2009, S. 1).

(*) Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 404/2011 der Kommission vom 8. April 2011 mit Durchfithrungsbestimmungen zu der
Verordnung (EG) Nr. 12242009 des Rates zur Einfithrung einer gemeinschaftlichen Kontrollregelung zur Sicherstellung der Einhaltung
der Vorschriften der gemeinsamen Fischereipolitik (ABL. L 112 vom 30.4.2011, S. 1).

(®) Verordnung (EG) Nr. 1005/2008 des Rates vom 29. September 2008 iiber ein Gemeinschaftssystem zur Verhinderung, Bekimpfung und
Unterbindung der illegalen, nicht gemeldeten und unregulierten Fischerei, zur Anderung der Verordnungen (EWG) Nr. 2847/93, (EG)
Nr. 1936/2001 und (EG) Nr. 601/2004 und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 1093/94 und (EG) Nr. 1447/1999 (ABL. L 286
vom 29.10.2008, S. 1).

(*) Delegierte Verordnung (EU) 2015/98 der Kommission vom 18. November 2014 iiber die Umsetzung der internationalen
Verpflichtungen der Union gemaf Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates
im Rahmen der Internationalen Konvention zur Erhaltung der Thunfischbestinde im Atlantik und des Ubereinkommens iiber die
kiinftige multilaterale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Fischerei im Nordwestatlantik (ABL. L 16 vom 23.1.2015, S. 23).

() Verordnung (EG) Nr. 1984/2003 des Rates vom 8. April 2003 iiber eine Regelung zur statistischen Erfassung von Schwertfisch und
Groflaugenthun in der Gemeinschaft (ABL. L 295 vom 13.11.2003, S. 1).
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Artikel 2
Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt fiir

a) Fischereifahrzeuge der Union und Freizeitfischerei betreibende Schiffe der Union, die im ICCAT-Ubereinkommens-
bereich titig sind, und im Falle von Umladungen auch auferhalb des ICCAT-Ubereinkommensbereichs, wenn Arten
umgeladen werden, die im Ubereinkommensbereich gefangen wurden;

b) Drittlandschiffe, die in Hifen der Mitgliedstaaten tiberpriift werden und ICCAT-Arten oder Fischereierzeugnisse aus
solchen Arten, die zuvor nicht in einem Hafen angelandet oder umgeladen wurden, geladen haben;

¢) Fischereifahrzeuge aus Drittlindern und Freizeitfischerei betreibende Schiffe aus Drittlindern, die in Unionsgewdssern

tatig sind.

Artikel 3
Verhiltnis zu anderen Rechtsakten der Union

Diese Verordnung gilt unbeschadet der Vorschriften einer Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates iiber
die nachhaltige Bewirtschaftung von AufSenflotten (') und der Verordnung (EU) 2016/1627.

Die Mafinahmen gemidf der vorliegenden Verordnung gelten zusitzlich zu jenen gemif den Verordnungen (EG)
Nr. 1005/2008 und (EG) Nr. 1224/2009.

Artikel 4
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen:
1. ,ICCAT-Arten” sind die in Anhang I aufgefithrten Arten;
2. ,tropischer Thunfisch* ist Groffaugenthun, Gelbflossenthun und Echter Bonito;

3. ,Fischereifahrzeug ist jedes Schiff, das fur die kommerzielle Nutzung biologischer Meeresschitze ausgeriistet ist,
oder eine Tonnare fiir Roten Thun;

4. Fangschiff” ist ein fur den Fang biologischer Meeresschitze eingesetztes Fischereifahrzeug;

5. ,Fischereifahrzeug der Union“ ist ein Fischereifahrzeug, das die Flagge eines Mitgliedstaats fithrt und in der Union
registriert ist;

6. ,Fanggenehmigung* ist die einem Fischereifahrzeug der Union erteilte Genehmigung, bestimmte Fischereititigkeiten
in einem angegebenen Zeitraum, einem bestimmten Gebiet oder fiir eine bestimmte Fischerei unter bestimmten
Bedingungen auszuiiben;

7. ,besondere Fanggenehmigung* ist die einem Fischereifahrzeug der Union erteilte Genehmigung, bestimmte Fischerei-
titigkeiten mit einem bestimmten Fanggerdt in einem angegebenen Zeitraum, einem bestimmten Gebiet oder fiir
eine bestimmte Fischerei unter bestimmten Bedingungen auszuiiben;

8. ,Umladung” ist das Entladen aller oder bestimmter Fischereierzeugnisse von einem Schiff auf ein anderes Schiff;

9. ,Freizeitfischerei” ist nichtgewerbliche Fischerei, bei der biologische Meeresschdtze im Rahmen der Freizeitgestaltung,
des Fremdenverkehrs oder des Sports gefangen werden;

10. ,Task-I-Daten sind die im ICCAT-Verfahrenshandbuch fiir Statistiken und Probenahmen bei Thunfisch und
verwandten Arten im Atlantik (,Field manual for statistics and sampling Atlantic tunas and tuna-like fish“) als ,Task
[“ definierten Daten;

11. ,Task-II-Daten“ sind die im ICCAT-Verfahrenshandbuch fiir Statistiken und Probenahmen bei Thunfisch und
verwandten Arten im Atlantik als ,Task II“ definierten Daten;

12. ,Parteien” sind die Vertragsparteien der ICCAT-Konvention und kooperierende Nichtvertragsparteien, Rechtstriger
und Rechtstriger im Fischereisektor;

13. ,ICCAT-Ubereinkommensbereich* sind simtliche Gewisser des Atlantischen Ozeans und der angrenzenden Meere;

(") Verfahrensnummer 2015/0289 (COD), noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht.
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15.

16.

17.
18.

19.

20.

21.

22.

23.

24,

25.

26.

27.

28.

29.

. ,Partnerschaftsabkommen iiber nachhaltige Fischerei® ist ein internationales Abkommen gemifs Artikel 4 Absatz 1

Nummer 37 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013;

,Schiffslange ist die in gerader Linie gemessene Entfernung zwischen der duflersten Spitze des Bugs und dem
hintersten Punkt des Hecks;

,grofSer pelagischer Langleinenfinger” ist ein pelagischer Langleinenfinger mit einer Linge iiber alles von mehr als
24 Metern;

,grof8es Fischereifahrzeug* ist ein Fischereifahrzeug mit einer Linge iiber alles von mehr als 20 Metern;
L,grofies Fangschiff* ist ein Fangschiff mit einer Lange iiber alles von mehr als 20 Metern;

JCCAT-Register der groflen Fischereifahrzeuge® ist das vom ICCAT-Sekretariat gefiihrte Verzeichnis der grofen
Fischereifahrzeuge, die ICCAT-Arten im ICCAT-Ubereinkommensbereich gezielt befischen diirfen;

JHilfsschiff* ist ein Schiff, mit Ausnahme von an Bord mitgefithrten Hilfsbooten, das nicht mit einsatzbereitem
Fanggerdt ausgestattet ist und das Fischereititigkeiten erleichtert, unterstiitzt oder vorbereitet, auch durch
Versorgung eines Fangschiffs;

JTransportschiff* ist ein Hilfsschiff, das Umladungen durchfihrt und auf das ICCAT-Arten von einem grofien
pelagischen Langleinenfinger umgeladen werden;

JCCAT-Register der Transportschiffe” ist das vom ICCAT-Sekretariat gefiihrte Verzeichnis der Schiffe, auf die auf See
von grof8en pelagischen Langleinenfingern im ICCAT-Ubereinkommensbereich umgeladen werden darf;

JCCAT-Register der fiir den Fang von tropischem Thunfisch zugelassenen Schiffe” ist das vom ICCAT-Sekretariat
gefiihrte Verzeichnis der grofen Fischereifahrzeuge, die tropischen Thunfisch im ICCAT-Ubereinkommensbereich
fangen, an Bord behalten, umladen, transportieren, verarbeiten oder anlanden diirfen;

,Fischsammelgerite” (,fish-aggregating devices®, im Folgenden ,FAD") sind auf der Meeresoberfliche schwimmende
Objekte, die eingesetzt werden, um Fische anzuziehen;

,JUU-Fischerei“ sind Fangtitigkeiten gemdf der Begriffsbestimmung in Artikel 2 Nummer 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1005/2008;

,JUU-Liste der ICCAT* ist ein Verzeichnis der Schiffe, die nach Erkenntnis der ICCAT IUU-Fischerei betreiben;

,Langleine“ ist ein Fanggerit, das aus einer Hauptleine besteht, an der je nach Zielart in unterschiedlichem Abstand
unterschiedlich lange, mit zahlreichen Haken versehene Nebenleinen (Mundschniire) befestigt sind;

,Ringwade“ ist ein Umschliefungsnetz, das durch eine in Ringen verlaufende SchlieSleine unten zusammengezogen
und geschlossen werden kann;

,Haken"“ ist ein gebogenes Stiick Stahldraht mit scharfer Spitze.

TITEL II

BEWIRTSCHAFTUNGS-, BESTANDSERHALTUNGS- UND KONTROLLMABNAHMEN FUR BESTIMMTE
ARTEN

KAPITEL 1

Tropischer Thunfisch
Artikel 5

Beschrinkung der Anzahl groler Fangschiffe der Union, die gezielt Grofaugenthun befischen

Die Anzahl und die Gesamtkapazitit in Bruttoraumzahl (im Folgenden ,BRZ*) der groffen Fangschiffe der Union, die im
ICCAT-Ubereinkommensbereich gezielt Grofaugenthun befischen, werden festgelegt

a)

b)

als die durchschnittliche Anzahl und Tonnage (in BRZ) der Fangschiffe der Union, die im ICCAT-Ubereinkommens-
bereich wihrend des Zeitraums 1991 bis 1992 gezielt Grofaugenthun befischt haben, und

anhand der Begrenzung der der ICCAT am 30. Juni 2005 gemeldeten Anzahl der Fangschiffe der Union, die 2005
gezielt Groffaugenthun befischt haben.



L 315/6 Amtsblatt der Europdischen Union 30.11.2017

Artikel 6
Spezielle Genehmigungen fiir grofle Fangschiffe fiir tropischen Thunfisch und fiir Hilfsschiffe

(1)  Die Mitgliedstaaten erteilen im Einklang mit den in einer Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates
tiber die nachhaltige Bewirtschaftung von AufSenflotten (') festgelegten Bestimmungen Genehmigungen fiir grofie
Fangschiffe unter ihrer Flagge, um im ICCAT-Ubereinkommensbereich tropischen Thunfisch zu befischen.

(2)  Die Mitgliedstaaten erteilen Genehmigungen fur Hilfsschiffe unter ihrer Flagge, die fiir jede Art von Unterstiitzung
der in Absatz 1 genannten Schiffe genutzt werden.

Artikel 7
ICCAT-Register der fiir den Fang von tropischem Thunfisch zugelassenen Schiffe

(1)  Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission unverziiglich, spdtestens jedoch innerhalb von 30 Tagen iiber alle
Ereignisse in Kenntnis, die eine Ergdnzung, Loschung oder Anderung im ICCAT-Register der fiir den Fang von
tropischem Thunfisch zugelassenen Schiffe erfordern. Die Kommission leitet diese Informationen umgehend und
spitestens innerhalb von 45 Tagen nach dem Ereignis an das ICCAT-Sekretariat weiter.

(2)  Groflen Fischereifahrzeugen, die nicht im ICCAT-Register der fiir den Fang von tropischem Thunfisch
zugelassenen Schiffe gefithrt werden, ist es nicht erlaubt, tropischen Thunfisch aus dem ICCAT-Ubereinkommensbereich
zu fangen, an Bord zu behalten, umzuladen, zu transportieren, umzusetzen, zu verarbeiten oder anzulanden. Artikel 15
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 findet in diesen Fillen keine Anwendung.

Artikel 8
Jahrliches Verzeichnis der Schiffe, die tropischen Thunfisch befischen

Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission bis zum 30. Juni jeden Jahres das Verzeichnis der zugelassenen Schiffe
unter ihrer Flagge, die im vorausgegangenen Kalenderjahr im ICCAT-Ubereinkommensbereich tropischen Thunfisch
befischt haben. Die Kommission setzt die ICCAT bis zum 31. Juli jeden Jahres tiber die von den Mitgliedstaaten
erhaltenen Listen in Kenntnis.

Artikel 9
Betriebspline fiir Fischsammelgerite

(1)~ Zu Ringwadenfingern und Koderschiffen, die tropischen Thunfisch in Verbindung mit Fischsammelgeriten (im
Folgenden ,FAD®) befischen, tibermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission bis zum 31. Dezember jeden Jahres
Betriebspline fiir den Einsatz solcher FAD durch unter ihrer Flagge fahrende Schiffe. Die Kommission leitet diese
Informationen bis zum 31. Januar des folgenden Jahres an das ICCAT-Sekretariat weiter.

(2)  Mit den Betriebspldnen fur Fischsammelgerite gemifl Absatz 1 werden die nachstehenden Ziele verfolgt:

a) Verbesserung der Kenntnisse iiber Merkmale von FAD, Merkmale von Bojen, das Fischen mit FAD, einschlieflich des
Fischereiaufwands, und die damit verbundenen Auswirkungen auf Ziel- und Nichtzielarten;

b) wirksames Management des Aussetzens und Einsammelns der FAD und Baken und ihres moglichen Verlusts;

¢) Verringerung und Begrenzung der Auswirkungen der FAD und der damit verbundenen Fischerei auf das Okosystem,
einschlieflich gegebenenfalls durch Einwirkung auf die verschiedenen Komponenten der fischereilichen Sterblichkeit
(z. B. Anzahl der ausgesetzten FAD, einschlieflich der Anzahl der FAD-Hols durch Ringwadenfinger, Fangkapazitit,
Anzahl der Hilfsschiffe).

(3)  Die in Absatz 1 genannten Betriebspldne enthalten die in Anhang II festgelegten Informationen.

(4)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass fiir jeden Ringwadenfianger unter ihrer Flagge, der in Verbindung mit FAD
tropischen Thunfisch befischt, hochstens 500 Instrumentenbojen gleichzeitig eingesetzt werden.

(") Verfahrensnummer 2015/0289 (COD), noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht.
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Artikel 10
Anforderungen fiir FAD

(1)  FAD miissen den folgenden Anforderungen geniigen:

a) Die Oberfliche des FAD iiber Wasser ist entweder nicht bedeckt oder bedeckt mit Material, das nur ein minimales
Risiko des Verfangens von Nichtzielarten birgt, und

b) die Teile des Gerdts unter Wasser bestehen ausschlielich aus Material, in dem Nichtzielarten sich nicht verfangen.

(2)  Bei der Konstruktion von FAD wird zur schrittweisen Abschaffung nicht biologisch abbaubarer FAD bis 2018
nach Moglichkeit biologisch abbaubaren Materialien Vorrang eingerdumt.

(3)  Die Mitgliedstaaten berichten der Kommission als Teil des in Artikel 71 genannten Jahresberichts tiber die zur
Einhaltung der Bestimmungen der Absitze 1 und 2 des vorliegenden Artikels getroffenen Mafinahmen. Die Kommission
leitet diese Informationen an das ICCAT-Sekretariat weiter.

Artikel 11
Von Schiffen iibermittelte Informationen iiber FAD

(1)  Fir jedes Aussetzen eines FAD sammeln und melden Ringwadenfinger, Koderschiffe und Hilfsschiffe der Union
folgende Informationen und Daten:

a) Position des FAD;
b) Datum des Aussetzens des FAD;
¢) FAD-Art (verankertes FAD, treibendes kiinstliches FAD);

d) FAD-Identifizierung (d. h. FAD-Kennung oder Identifizierung der Bake, Art der Boje — z. B. einfache Boje oder
ausgestattet mit Echolot) oder andere Informationen zur Identifizierung des Eigentiimers;

¢) FAD-Konstruktionsmerkmale (Abmessungen und Material des schwimmenden Teils und der unter Wasser hdngenden
Struktur und Verfangmerkmale der Unterwasserstruktur).

(2)  Fir jedes Anlaufen eines FAD — mit oder ohne nachfolgenden Hol — sammeln und melden Ringwadenfinger,
Koderschiffe und Hilfsschiffe der Union folgende Informationen:

a) Zweck des Anlaufens (Einholen, Bergung, Intervention bei der elektronischen Ausriistung);
b) Position des FAD;

¢) Datum des Anlaufens;

d) FAD-Art (verankertes FAD, treibendes natiirliches FAD, treibendes kiinstliches FAD);

e) FAD-Identifizierung (d. h. FAD-Kennung oder Identifizierung der Bake) oder andere Informationen zur Identifizierung
des Eigentiimers;

f) folgt auf das Anlaufen ein Hol, die Ergebnisse des Hols, d. h. Finge und Beifinge, unabhingig davon, ob diese, tot
oder lebend, an Bord behalten oder zuriickgeworfen werden, oder, wenn auf das Anlaufen kein Hol folgt, der Grund
fur diese Entscheidung (zum Beispiel nicht geniigend oder zu kleine Fische).

(3)  Ringwadenfinger, Koderschiffe und Hilfsschiffe der Union sammeln und tibermitteln fiir jeden Verlust eines FAD
folgende Informationen:

a) letzte erfasste Position;
b) Datum der letzten erfassten Position;

¢) FAD-Identifizierung (d. h. FAD-Kennung oder Identifizierung der Bake) oder andere Informationen zur Identifizierung
des Eigentiimers.

(4)  Fischereifahrzeuge der Union fithren ein vierteljihrlich aktualisiertes Verzeichnis der eingesetzten FAD, das
mindestens die in Anhang III aufgefithrten Informationen enthalt.
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Artikel 12
Von den Mitgliedstaaten iibermittelte Informationen iiber FAD

Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission jedes Jahr 15 Tage vor Ablauf der von der ICCAT festgesetzten Frist fiir
das betreffende Jahr folgende Informationen, die dem ICCAT-Sekretariat nachfolgend zur Verfiigung gestellt werden:

a) die Anzahl der eingesetzten FAD pro Vierteljahr, nach FAD-Art, gegebenenfalls unter Angabe vorhandener
zugehoriger Baken/Bojen oder Echolote;

b) die Anzahl und Art der Baken/Bojen (z. B. Funk, mit Echolot), die pro Vierteljahr eingesetzt wurden;
¢) die durchschnittliche Zahl der aktiven Baken/Bojen pro Vierteljahr, die von den einzelnen Schiffen verfolgt wurden;
d) die durchschnittliche Zahl verlorener aktiver FAD pro Vierteljahr;

e) fir jedes Hilfsschiff die Anzahl der Seetage pro Rechteck von 1°, pro Monat und pro Flaggenmitgliedstaat.

Artikel 13
Logbiicher

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass

a) Fischereilogbiicher auf Papier und in elektronischer Form sowie gegebenenfalls Logbiicher von FAD zeitnah
zusammengetragen und den Wissenschaftlern der Union zur Verfiigung gestellt werden;

b) die der Kommission gemdfl Artikel 50 {ibermittelten Task-Il-Daten die den Fischereilogbiichern oder gegebenenfalls
den Logbiichern der FAD entnommenen Informationen umfassen.

Artikel 14
Schonzeiten und GebietsschlieBungen zum Schutz von Jungfischen

(1)  Die gezielte Fischerei auf tropischen Thunfisch oder unterstiitzende Titigkeiten in Verbindung mit Gegenstinden,
die sich auf die Sammlung von Fischen auswirken konnten, einschlieflich FAD, ist verboten

a) vom 1. Januar bis zum 28. Februar jeden Jahres und
b) im wie folgt abgegrenzten Gebiet:
— nordliche Begrenzung — 5° nordlicher Breite;
— siidliche Begrenzung — 4° siidlicher Breite;
— westliche Begrenzung — 20° westlicher Linge;
— ostliche Begrenzung — die afrikanische Kiiste.
(2)  Das in Absatz 1 genannte Verbot umfasst:
a) das Aussetzen von treibenden Objekten mit oder ohne Bojen;
b) Fischerei um, unter oder in Verbindung mit nicht natiirlich vorkommenden Objekten, einschlieflich Schiffen;
c) Fischerei um, unter oder in Verbindung mit natiirlich vorkommenden Objekten;
d) Abschleppen treibender Objekte aus dem Gebiet heraus.

(3)  Jeder Mitgliedstaat, dessen Schiffe in dem geografischen Gebiet fischen, in dem die Schonzeit und
GebietsschlieBung gilt,

a) ergreift geeignete Mafnahmen um sicherzustellen, dass alle Schiffe unter seiner Flagge, einschlieflich Hilfsschiffen, bei
Fischereititigkeiten wahrend der Schonzeit und Gebietsschliefung gemifl Absatz 1 des vorliegenden Artikels einen
Beobachter an Bord haben. Unbeschadet des Artikels 73 der Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 gilt fir das Beobachter-
programm Anhang IV der vorliegenden Verordnung;

b) tibermittelt die von den Beobachtern gemidfd Buchstabe a gesammelten Informationen jedes Jahr bis zum 30. Juni der
Kommission, die diese der ICCAT bis zum 31. Juli meldet;

c) ergreift geeignete Malnahmen gegen Fischereifahrzeuge unter seiner Flagge, die die Schonzeit und Gebietsschliefung
gemdfd Absatz 1 nicht einhalten;

d) legt im Rahmen des Jahresberichts an die Kommission gemafl Artikel 71 einen Bericht iiber die Einhaltung der
Schonzeit und GebietsschlieBung vor.
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Artikel 15
Fischerei auf tropischen Thunfisch in bestimmten portugiesischen Gewissern

Es ist verboten, mit Ringwaden in den Gewissern unter der Hoheit oder der Gerichtsbarkeit Portugals im ICES-
Untergebiet X nordlich von 36°30" N oder in den CECAF-Gebieten nordlich von 31° N und 6stlich von 17°30" W
gefangenen tropischen Thunfisch an Bord zu behalten oder diese Arten in den genannten Gebieten mit dem genannten
Fanggerit gezielt zu befischen. Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 findet in diesen Fillen keine
Anwendung.

Artikel 16
Feststellung von IUU-Fischerei

Benachrichtigt der ICCAT-Exekutivsekretir die Kommission iiber einen maoglichen Verstofs von Fischereifahrzeugen der
Union gegen Artikel 7 Absatz 2 und Artikel 14 Absitze 1 und 2, so teilt die Kommission dies unverziiglich dem
betreffenden Flaggenmitgliedstaat mit. Dieser Mitgliedstaat untersucht unverziiglich den Sachverhalt und fordert das
Schiff auf, falls dieses in Verbindung mit Gegenstinden, einschlielich FAD, fischt, die sich auf die Sammlung von
Fischen auswirken konnten, die Fangtitigkeit einzustellen und falls erforderlich, das Gebiet umgehend zu verlassen. Der
betreffende Flaggenmitgliedstaat setzt die Kommission unverziiglich iiber die Ergebnisse seiner Untersuchung und die
entsprechend getroffenen Mafnahmen in Kenntnis. Die Kommission leitet diese Informationen an den Kiistenstaat und
an den ICCAT-Exekutivsekretir weiter.

KAPITEL I
Weifler Thun im Nordatlantik
Artikel 17
Beschrinkung der Anzahl der Schiffe
Die Hochstzahl der Fangschiffe der Union, die im ICCAT-Ubereinkommensbereich gezielt Weien Thun im Nordatlantik

befischen, wird festgelegt als die durchschnittliche Anzahl der Fangschiffe der Union, die im Zeitraum 1993 bis 1995
Weiflen Thun im Nordatlantik als Zielart befischt haben.

KAPITEL 11
Schwertfisch

Abschnitt 1

Schwertfisch im Atlantik
Artikel 18
Bewirtschaftungspline fiir Schwertfisch im Nordatlantik

Mitgliedstaaten, denen eine Quote zugeteilt wurde und deren Schiffe Schwertfisch im Nordatlantik befischen, tibermitteln
der Kommission bis zum 15. August jedes Jahres ihre Bewirtschaftungspline. Die Kommission leitet diese Informationen
bis zum 15. September jedes Jahres an das ICCAT-Sekretariat weiter.

Artikel 19
Mindestgrofe fiir Nordatlantischen Schwertfisch

(1)  Es ist verboten, Schwertfisch mit einem Lebendgewicht von weniger als 25 kg oder einer Linge von weniger als
125 ¢cm vom Unterkiefer bis zur Schwanzflossengabelung gezielt zu befischen, an Bord zu behalten, umzuladen,
anzulanden, zu transportieren, zu lagern, feilzuhalten oder zum Verkauf anzubieten, zu verkaufen oder zu vermarkten.
Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 findet in diesen Fillen keine Anwendung.

(2)  Abweichend von Absatz 1 diirfen bei Schwertfisch bis zu 15 % ungewollte Finge mit einem Lebendgewicht von
weniger als 25 kg oder einer Linge von weniger als 125 cm vom Unterkiefer bis zur Schwanzflossengabelung an Bord
behalten, umgeladen, umgesetzt, angelandet, transportiert, gelagert, verkauft, feilgehalten oder zum Verkauf angeboten
werden.

(3)  Die in Absatz 2 genannte Toleranz von 15 % bezeichnet den Anteil der Schwertfische nach Stiickzahl an dem von
dem Schiff getitigten Gesamtfang an Schwertfisch pro Anlandung.
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Abschnitt 2

Schwertfisch im Mittelmeer
Artikel 20
Fiir die gezielte Befischung von Schwertfisch im Mittelmeer zugelassene Schiffe

(1)  Die Mitgliedstaaten erteilen die Genehmigungen zur gezielten Befischung von Schwertfisch im Mittelmeer im
Einklang mit den Bestimmungen einer Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates iiber die nachhaltige
Bewirtschaftung von Aufenflotten (').

(2)  Bis zum 8. Januar jeden Jahres {ibermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission nach dem Muster im Leitfaden der
ICCAT fur die Ubermittlung erforderlicher Daten und Informationen

a) ein Verzeichnis aller unter ihrer Flagge fahrenden Fangschiffe, die berechtigt sind, Schwertfisch im Mittelmeer gezielt
zu befischen;

b) ein Verzeichnis aller Schiffe, die von ihnen berechtigt wurden, im Rahmen der Freizeitfischerei Schwertfisch im
Mittelmeer gezielt zu befischen.

(3)  Die Kommission leitet die in Absatz 2 Buchstaben a und b genannten Informationen bis zum 15. Januar jeden
Jahres an das ICCAT-Sekretariat weiter.

(4)  Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission unverziiglich und spitestens innerhalb von 30 Tagen dariiber,
wenn an den Verzeichnissen von Schiffen gemafl Absatz 2 Buchstaben a und b Erginzungen, Streichungen oder
Anderungen vorgenommen werden. Die Kommission iibermittelt dem ICCAT-Sekretariat unverziiglich und spétestens
45 Tage nach dem Tag der Ergdnzung, Streichung oder Anderung in diesen Verzeichnissen die entsprechenden
Informationen.

Artikel 21

Beifang

Fangschiffe der Union, die nicht in dem Verzeichnis gemifS Artikel 20 Absatz 2 Buchstabe a aufgefiihrt sind, sind nicht
berechtigt, Schwertfisch zu fangen, an Bord zu behalten, umzuladen, zu transportieren, zu verarbeiten oder anzulanden,
wenn dieser mehr als 5 % der mitgefithrten Gesamtfange nach Gewicht und/oder Stiickzahl ausmacht.

Artikel 22

Besondere Fanggenehmigung

(1)  Fangschiffe der Union, die in dem Verzeichnis gemifl Artikel 20 Absatz 2 Buchstabe a aufgefithrt sind und die
Harpunen oder Langleinen einsetzen, miissen eine besondere Fanggenehmigung haben.

(2)  Bis zum 30. Juni jedes Jahres tibermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission auf elektronischem Wege das
Verzeichnis der fir das vorhergehende Jahr ausgestellten Genehmigungen im Sinne des Absatzes 1. Die Kommission
leitet diese Informationen bis zum 31. Juli jeden Jahres an das [CCAT-Sekretariat weiter.

Artikel 23

Schonzeiten

(1) Schwertfisch darf im Mittelmeer in den Zeitrdumen vom 1. bis zum 31. Mirz und vom 1. Oktober bis zum
30. November jeden Jahres nicht gefangen (weder als Zielart noch als Beifang), an Bord behalten, umgeladen oder
angelandet werden.

(2) Die Mitgliedstaaten iiberwachen die Wirksamkeit der Schliefung und iibermitteln der Kommission bis zum
15. August jeden Jahres alle relevanten Informationen iiber geeignete Kontrollen und Inspektionen, die durchgefiihrt
wurden, um die Einhaltung der Bestimmungen von Absatz 1 sicherzustellen. Die Kommission leitet diese Informationen
mindestens zwei Monate vor der ICCAT-Jahrestagung an das ICCAT-Sekretariat weiter.
Artikel 24
Mindestgrofe fiir Schwertfisch im Mittelmeer

(1) Schwertfisch darf nur im Ganzen, d. h. ohne dass die dufSeren Teile abgetrennt wurden, oder ohne Kiemen und
ausgenommen an Bord behalten, umgeladen, angelandet und befordert werden.

(") Verfahrensnummer 2015/0289 (COD), noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht.
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(2)  Es ist verboten, Schwertfisch im Mittelmeer mit einer Linge von weniger als 90 cm vom Unterkiefer bis zur
Schwanzflossengabelung oder mit weniger als 10 kg Lebendgewicht bzw. 9 kg ausgenommenem Gewicht und ohne
Kiemen bzw. 7,5 kg Nettogewicht (ausgenommen, ohne Kiemen, ohne Flossen und ohne Teil des Kopfes) zu fangen, an
Bord zu behalten, umzuladen, anzulanden, zu transportieren, zu lagern, feilzuhalten oder zum Verkauf anzubieten.

(3)  Abweichend von Absatz 2 diirfen ungewollte Finge von Schwertfisch im Mittelmeer unterhalb der in dem
genannten Absatz festgesetzten Mindestgrofle an Bord behalten, umgeladen, angelandet, transportiert, gelagert,
feilgehalten oder zum Verkauf angeboten werden, wenn sie nach Gewicht oder nach Stiickzahl pro Anlandung nicht
mehr als 5 % des Gesamtfangs an Schwertfisch im Mittelmeer an Bord des Schiffs ausmachen.

Artikel 25

Technische Spezifikationen der Fanggerite von Schiffen, die zur gezielten Befischung von
Schwertfisch im Mittelmeer berechtigt sind

(1)  Abweichend von Artikel 12 der Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 des Rates (') dirfen gezielt Schwertfisch im
Mittelmeer befischende Schiffe maximal 2 800 Haken aussetzen oder an Bord mitfithren.

(2)  Zusitzlich zu der in Absatz 1 genannten Hochstzahl kann bei Fangreisen von mehr als zwei Tagen ein zweites Set
vorbereiteter Haken zuldssig sein, vorausgesetzt, es ist ordnungsgemifs unter Deck festgezurrt und verstaut, sodass es
nicht ohne Weiteres eingesetzt werden kann.

(3)  Die Haken miissen mindestens eine Hohe von 7 ¢cm haben.

(4)  Die pelagischen Langleinen diirfen nicht linger als 30 Seemeilen (55,56 km) sein.

Artikel 26
Meldepflichten in Bezug auf Schwertfisch im Mittelmeer

(1)  Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission bis 30. Juni jeden Jahres folgende Informationen iiber Fangschiffe
unter ihrer Flagge, die im Vorjahr berechtigt waren, im Rahmen der pelagischen Langleinen- oder Harpunenfischerei
gezielt Schwertfisch im Mittelmeer zu befischen:

a) Angaben zum Fangschiff:
i) Name des Schiffs (wenn kein Name vorhanden, ist die Registriernummer ohne das Landerkiirzel anzugeben);

ii) einmalige Unions-Kennnummer des Fischereifahrzeugs (Union fleet register number) gemdff Anhang I der
Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/218 der Kommission (%);

iii) ICCAT-Registriernummer;
b) Angaben zu den Fischereitdtigkeiten auf der Grundlage von Stichproben oder fiir die gesamte Flotte:

i) Fangzeitraum bzw. Fangzeitraume und jihrliche Gesamtzahl der Fangtage des Schiffs, aufgeschliisselt nach Zielart
und Gebiet;

ii) geografische Gebiete, angegeben als statistische Rechtecke der ICCAT, fur die Fischereititigkeiten des Schiffs,
aufgeschliisselt nach Zielart und Gebiet;

iii) Schiffstyp, aufgeschliisselt nach Zielart und Gebiet;
iv) Anzahl der von dem Schiff eingesetzten Haken, aufgeschliisselt nach Zielart und Gebiet;
v) Anzahl der von dem Schiff eingesetzten Langleineneinheiten, aufgeschliisselt nach Zielart und Gebiet;
vi) Gesamtlinge aller Langleineneinheiten des Schiffs, aufgeschliisselt nach Zielart und Gebiet;
¢) Angaben zu den Fingen, fiir das kleinstmogliche Gebiet und den kiirzestmaoglichen Zeitraum:
i) Grofle und, wenn moglich, Altersverteilung der Fange;
ii) Finge und Fangzusammensetzung je Schiff;

iii) Fischereiaufwand (durchschnittliche Fangtage je Schiff, durchschnittliche Anzahl der Haken je Schiff,
durchschnittliche Langleineneinheiten je Schiff, durchschnittliche Gesamtlinge der Langleinen je Schiff).

(2)  Die in Absatz 1 genannten Informationen werden in dem von der ICCAT festgelegten Format iibermittelt.

(3) Die Kommission leitet die in Absatz 1 genannten Informationen bis zum 31. Juli jedes Jahres an das ICCAT-
Sekretariat weiter.

(") Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 des Rates vom 21. Dezember 2006 betreffend die Maffnahmen fiir die nachhaltige Bewirtschaftung der
Fischereiressourcen im Mittelmeer und zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 2847/93 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr.1626/94 (ABI. L 409 vom 30.12.2006, S. 11).

(*) Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/218 (der Kommission vom 6. Februar 2017 tiber das Fischereiflottenregister der Union (ABL L 34
vom 9.2.2017,S. 9).



L 315/12 Amtsblatt der Europdischen Union 30.11.2017

KAPITEL IV
Blauer und WeifSer Marlin im Atlantik
Artikel 27
Freisetzen von lebend gefangenem Blauen und WeifSen Marlin

(1)  Abweichend von Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 sorgen Mitgliedstaaten, die dabei sind,
ihre Quote auszuschopfen, dafir, dass Schiffe unter ihrer Flagge alle zum Zeitpunkt des Anbordholens lebenden
Exemplare von Blauem Marlin (Makaira nigricans) und Weifem Marlin (Tetrapturus albidus) freisetzen.
(2) Die in Absatz 1 genannten Mitgliedstaaten ergreifen geeignete Mafinahmen, um sicherzustellen, dass Blauer und
Weiller Marlin auf eine Weise freigesetzt werden, die ihnen die grotmoglichen Uberlebenschancen bietet.

Artikel 28

Anlandung von Blauem und Weiflem Marlin iiber die eingerdiumten Fangméglichkeiten hinaus

Hat ein Mitgliedstaat seine Quote ausgeschopft, so stellt er sicher, dass die Anlandungen von Exemplaren an Blauem und
Weiflem Marlin, die zu dem Zeitpunkt, zu dem sie liangsseits des Schiffs gebracht wurden, bereits tot waren, nicht
verkauft oder in den Handel gebracht werden. Diese Anlandungen werden nicht auf die Fangbeschrinkungen dieses
Mitgliedstaats gemdff Absatz 1 der ICCAT-Empfehlung 2015-05 angerechnet, sofern dieses Verbot in dem gemaf§
Artikel 71 dieser Verordnung vorgelegten Jahresbericht klar erldutert wird.

Artikel 29

Freizeitfischerei auf Blauen und Weiflen Marlin

(1)  Mitgliedstaaten mit Schiffen, die im Rahmen der Freizeitfischerei Blauen und Weiflen Marlin befischen, sorgen
dafur, dass 5 % der Anlandungen von Blauem und Weiflem Marlin im Rahmen von Fischereiwettbewerben einer

wissenschaftlichen Beobachtung unterliegen.

(2)  In der Freizeitfischerei auf Blauen Marlin gilt eine Mindestgrofe fiir die Bestandserhaltung von 251 cm vom
Unterkiefer bis zur Schwanzflossengabelung.

(3) In der Freizeitfischerei auf Weilen Marlin gilt eine Mindestgrofle fir die Bestandserhaltung von 168 ¢m vom
Unterkiefer bis zur Schwanzflossengabelung.

(4)  Es ist verboten, im Rahmen der Freizeitfischerei gefangenen Blauen oder Weifen Marlin ganz oder in Teilen zu
verkaufen oder zum Verkauf anzubieten.

KAPITEL V
Haie
Artikel 30
Allgemeine Bestimmungen

(1)  In den Fischereien, in denen Haie nicht gezielt befischt werden, werden ungewollt gefangene lebende Haie, die
nicht zu Erndhrungs- oder Subsistenzzwecken dienen, freigesetzt.

(2) Die Mitgliedstaaten fithren nach Mdglichkeit Forschungen an im ICCAT-Ubereinkommensbereich gefangenen
Haiarten durch, um die Selektivitdt der Fanggerite zu verbessern, mogliche Aufwuchsgebiete zu ermitteln und, soweit
zweckmifSig, Schonzeiten und GebietsschlieBungen sowie andere geeignete Mafnahmen durchzufithren. Ziel dieser
Forschungen ist es, Erkenntnisse iiber die wichtigsten biologischen und okologischen Parameter, den Lebenszyklus und
Verhaltensmuster sowie iiber mogliche Paarungs-, Vermehrungs- und Aufwuchsgebiete zu gewinnen.

Artikel 31

Heringshaie (Lamna nasus)

(1)  Das Mitfiihren an Bord, das Umladen oder Anlanden von Korperteilen oder ganzen Korpern von Heringshaien, die
in Verbindung mit durch die ICCAT geregelten Fischereien gefangen wurden, ist verboten.

(2)  Fangschiffe der Union setzen Heringshaie, die in Verbindung mit durch die ICCAT geregelten Fischereien gefangen
wurden, unverziiglich unversehrt frei, wenn sie lingsseits des Schiffs gebracht werden.



30.11.2017 Amtsblatt der Europdischen Union L 315/13

Artikel 32
Groflaugen-Fuchshaie (Alopias superciliosus)

(1)  Das Mitfithren an Bord, das Umladen oder Anlanden von Korperteilen oder ganzen Kérpern von Grofaugen-
Fuchshaien, die in Verbindung mit durch die ICCAT geregelten Fischereien gefangen wurden, ist verboten.

(2)  Fangschiffe der Union setzen Groflaugen-Fuchshaie, die in Verbindung mit durch die ICCAT geregelten Fischereien
gefangen wurden, unverziiglich unversehrt frei, wenn sie lingsseits des Schiffs gebracht werden.

Artikel 33

Kurzflossen-Makos (Isurus oxyrinchus)

Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Mafnahmen, um die fischereiliche Sterblichkeit in den Fischereien, die gezielt
Kurzflossen-Makos befischen, zu verringern, und berichten der Kommission in dem Jahresbericht gemafS Artikel 71 tiber
die entsprechenden Fortschritte.

Artikel 34

Weifdspitzen-Hochseehaie (Carcharhinus longimanus)

(1)  Das Mitfithren an Bord, das Umladen oder Anlanden von Korperteilen oder ganzen Korpern von Weilspitzen-
Hochsechaien, die in Verbindung mit durch die ICCAT geregelten Fischereien gefangen wurden, ist verboten.

(2)  Fangschiffe der Union setzen Weilspitzen-Hochseehaie, die in Verbindung mit durch die ICCAT geregelten
Fischereien gefangen wurden, unverziiglich unversehrt frei, wenn sie lingsseits des Schiffs gebracht werden.

Artikel 35
Hammerhaie

(1)  Das Mitfihren an Bord, das Umladen oder Anlanden von Korperteilen oder ganzen Korpern von Hammerhaien
der Familie Sphyrnidae (mit Ausnahme von Sphyrna tiburo), die in Verbindung mit durch die ICCAT geregelten Fischereien
gefangen wurden, ist verboten.

(2)  Fangschiffe der Union setzen Hammerhaie, die in Verbindung mit durch die ICCAT geregelten Fischereien
gefangen wurden, unverziiglich unversehrt frei, wenn sie lingsseits des Schiffs gebracht werden.

Artikel 36
Seidenhaie (Carcharhinus falciformis)

(1)  Das Mitfithren an Bord, das Umladen oder Anlanden von Korperteilen oder ganzen Korpern von Seidenhaien, die
in Verbindung mit durch die ICCAT geregelten Fischereien gefangen wurden, ist verboten.

(2)  Fangschiffe der Union setzen Seidenhaie, die in Verbindung mit durch die ICCAT geregelten Fischereien gefangen
wurden, unter gebithrender Beriicksichtigung der Sicherheit der Besatzungsmitglieder spitestens vor dem Verladen des
Fangs in die Fischladerdume unversehrt frei.

(3)  Ringwadenfinger der Union, die durch die ICCAT geregelte Fischereien betreiben, ergreifen zusitzliche
Mafinahmen, um die Uberlebensrate ungewollt gefangener Seidenhaie zu erhohen. Die Mitgliedstaaten berichten der
Kommission in dem Jahresbericht gemifS Artikel 71 tiber die entsprechenden Fortschritte.

Artikel 37

Beprobung von Haiarten durch wissenschaftliche Beobachter und andere ermichtigte
Einzelpersonen

(1)  Abweichend von dem Verbot gemifl den Artikeln 31, 32, 34, 35 und 36, Heringshaie, Groffaugen-Fuchshaie,
Weilspitzen-Hochseehaie, Hammerhaie (der Familie der Sphyrnidae, mit Ausnahme von Sphyrna tiburo) und Seidenhaie an
Bord mitzufiihren, ist die Entnahme biologischer Proben im Rahmen gewerblicher Fischerei durch wissenschaftliche
Beobachter oder von den Parteien zur Entnahme biologischer Proben ermichtigte Einzelpersonen unter den folgenden
Bedingungen zuldssig:

a) Die biologischen Proben werden ausschliefSlich von Tieren entnommen, die beim Einholen bereits tot sind;
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b) die biologischen Proben werden im Rahmen eines Forschungsprojekts entnommen, das dem Stindigen Ausschuss fiir
Forschung und Statistik der ICCAT gemeldet und unter Beriicksichtigung der von diesem Ausschuss empfohlenen
Forschungspriorititen entwickelt wurde. Zu dem Forschungsprojekt gehort ein ausfiihrliches Dokument, in dem das
Ziel des Projekts, die zu verwendenden Methoden, Anzahl und Art der zu entnehmenden Proben sowie die Zeit und
das Gebiet der Proben beschrieben werden sollten;

c) die biologischen Proben verbleiben bis zum Anlande- oder Umladehafen an Bord und

d) den gemif diesem Artikel entnommenen Proben muss bis zum letzten Anlandehafen die Genehmigung des Flaggen-
mitgliedstaats oder bei gecharterten Schiffen der charternden Partei und des Flaggenmitgliedstaats beiliegen. Weder
diese Proben noch andere Teile der zur Probenahme herangezogenen Haie diirfen vermarktet oder verkauft werden.

(2)  Die biologische Proben gemiff Absatz 1 konnen insbesondere Wirbel, Gewebe, Fortpflanzungsorgane, Migen,
Hautproben, Spiraldidrme, Kiefer, ganze Fische oder Skelette fiir taxonomische Untersuchungen und die Erstellung von
Bestandsverzeichnissen der Tierwelt umfassen.

(3)  Die Beprobung darf erst beginnen, wenn der betreffende Mitgliedstaat die Genehmigung erteilt hat.

KAPITEL VI

Seevigel
Artikel 38
Mafinahmen zum Schutz von Seevdgeln in dem Gebiet zwischen 20° Siid und 25° Siid

(1)  Alle Schiffe, die zwischen 20° und 25° Stid Fischfang betreiben, fithren Vogelscheuchleinen (Tori-Leinen) und Tori-
Stangen mit, die den Anforderungen und den erginzenden Leitlinien gemifl Anhang V entsprechen, und setzen diese
ein.

(2)  Die Tori-Leinen werden immer bereits eingesetzt, bevor die Langleinen zu Wasser gelassen werden.

(3)  Bei hohem Aufkommen oder grofer Aktivitit von Seevdgeln wird, soweit dies praktisch durchfiihrbar ist, eine
zweite Tori-Stange mit Tori-Leine eingesetzt.

(4)  Ersatz-Tori-Leinen werden von allen Schiffen mitgefithrt und sind jederzeit einsatzbereit.

(5)  Langleinenfinger, die gezielt Schwertfisch befischen und Langleinen aus Monofilgarn verwenden, sind von den
Anforderungen gemifl den Absitzen 1, 2 und 3 ausgenommen, sofern sie alle nachstehenden Bedingungen erfillen:

a) Langleinen werden nachts ausgesetzt, wobei Nacht definiert ist als der Zeitraum zwischen nautischer Abend- und
Morgenddmmerung, wie er in dem nautischen Almanach fiir die befischte geografische Position festgelegt ist, und

b) es wird ein Wirbelschidkel mit einem Mindestgewicht von 60 g benutzt und dieser in einem Abstand von hochstens
3 m vom Haken platziert, um eine optimale Sinkgeschwindigkeit zu erzielen.

Die Flaggenmitgliedstaaten der Schiffe, fiir die die Ausnahme gemifS Unterabsatz 1 gilt, iibermitteln der Kommission ihre
wissenschaftlichen Erkenntnisse aus dem Beobachterprogramm fiir diese Schiffe.

Artikel 39
Mafinahmen zum Schutz von Seevigeln in dem Gebiet siidlich von 25° Siid

Bei Langleinenfingern miissen mindestens zwei der nachstehenden Schutzmafinahmen entsprechend den Anforderungen
und den erginzenden Leitlinien gemafl Anhang V ergriffen werden:

a) Ausbringen der Leinen bei Nacht mit minimaler Deckbeleuchtung;
b) Vogelscheuchleinen (Tori-Leinen);

¢) Beschweren der Leinen.

Artikel 40
Meldepflichten in Bezug auf Seevogel

(1)  Bei Langleinenfingern werden Informationen iiber Zwischenfille mit Seevogeln, einschlieflich ungewollter Finge,
gesammelt und an ihren Flaggenmitgliedstaat gemeldet. Die Mitgliedstaaten iibermitteln diese Informationen bis zum
30. Juni jeden Jahres an die Kommission. Die Kommission leitet diese Informationen unverziiglich an das ICCAT-
Sekretariat weiter.

(2)  Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission iiber die Durchfithrung der Manahmen gemif§ den Artikeln 38
und 39 und iiber die bei der Umsetzung des Aktionsplans der Union zur Reduzierung ungewollter Finge von Seevigeln
in Fanggerdt erzielten Fortschritte.



30.11.2017 Amtsblatt der Europdischen Union L 315/15

KAPITEL VII
Meeresschildkriten

Artikel 41
Allgemeine Bestimmungen in Bezug auf Meeresschildkréten

(1)  Ringwadenfinger vermeiden es, Meeresschildkroten einzukreisen, und setzen eingekreiste oder verfangene
Meeresschildkroten, auch aus FAD, wieder frei. Der jeweilige Flaggenmitgliedstaat wird von den Ringwadenfdngern iiber
Wechselwirkungen zwischen Ringwaden oder FAD und Meeresschildkroten unterrichtet.

(2)  Pelagische Langleinenfanger fithren an Bord Gerite zur vorsichtigen Behandlung, Befreiung und Freisetzung mit,
durch die Meeresschildkroten auf eine Weise freigesetzt werden, die ihnen die grotmoglichen Uberlebenschancen bietet,
und setzen diese Gerite ein.

(3)  Fischer auf pelagischen Langleinenfingern setzen die in Absatz 2 genannten Gerite im Einklang mit Anhang VI
ein, damit die Uberlebenschancen von Meeresschildkroten so hoch wie moglich sind.

(4) Die Mitgliedstaaten bilden Fischer auf pelagischen Langleinenfingern in den Methoden zur vorsichtigen
Behandlung und Freisetzung aus.

Artikel 42
Meldepflichten in Bezug auf Meeresschildkroten

(1)  Die Mitgliedstaaten sammeln — aufgeschliisselt nach Art der Fanggerdte — Informationen iiber Zwischenfille mit
Meeresschildkroten, die im Rahmen von durch die ICCAT geregelten Fischereien ihrer Schiffe auftreten, und tibermitteln
diese Informationen bis zum 30. Juni jeden Jahres der Kommission. Die Kommission leitet diese Informationen bis zum
31. Juli jeden Jahres an das ICCAT-Sekretariat weiter. Diese Informationen umfassen:

a) Fangmengen, Merkmale der Fanggerite, Ort und Zeit, Zielarten und Handhabung (d. h. tot zuriickgeworfen oder
lebend freigesetzt);

b) Aufschliisselung der Zwischenfille nach Meeresschildkrétenarten und

¢) Art der Haken oder des Verfangens (einschlieflich FAD), Art des Koders, Grofe und Art des Hakens und Grofe des
Tiers.

(2)  Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission im Rahmen des in Artikel 71 genannten Jahresberichts iiber die
Durchfithrung des Artikels 41 und iber andere von ihnen ergriffene Maffnahmen, um in — durch die ICCAT
geregelten — Fischereien die von der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) 2010
veroffentlichten Leitlinien zur Verringerung der Sterblichkeit von Meeresschildkroten durch Fischereititigkeiten
(Guidelines to Reduce Sea Turtle Mortality in Fishing Operations) durchzufithren.

KAPITEL VIII

Fangmaoglichkeiten fiir Roten Thun und Schwertfisch
Artikel 43
Allgemeine Regel

Gemdfl Artikel 17 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 wenden die Mitgliedstaaten bei der Zuteilung der ihnen
zugewiesenen Fangmoglichkeiten fiir Bestinde von Rotem Thun und Schwertfisch transparente und objektive Kriterien
an, die unter anderem Okologischer, sozialer und wirtschaftlicher Natur sein konnen; sie bemiihen sich ferner, die
nationalen Quoten unter besonderer Beriicksichtigung der traditionellen und handwerklichen Fischerei gerecht zwischen
den einzelnen Flottensegmenten aufzuteilen sowie Anreize fir Fischereifahrzeuge der Union zu bieten, die selektives
Fanggerit einsetzen oder Fangtechniken nutzen, die die Umwelt weniger beeintrichtigen.

TITEL III
GEMEINSAME KONTROLLMAB3NAHMEN

KAPITEL 1
Genehmigungen
Artikel 44
ICCAT-Register der grolen Fischereifahrzeuge

(1) Die Mitgliedstaaten erteilen gemif einer Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates iiber die
nachhaltige Bewirtschaftung von AufSenflotten (') grofen Fischereifahrzeugen unter ihrer Flagge Genehmigungen, die
ICCAT-Arten im ICCAT-Ubereinkommensbereich gezielt zu befischen, an Bord zu behalten, umzuladen oder
anzulanden.

(") Verfahrensnummer 2015/0289 (COD), noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht.



L 315/16 Amtsblatt der Europdischen Union 30.11.2017

(2)  Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission zum Zeitpunkt der Genehmigung die Verzeichnisse der nach
Absatz 1 zugelassenen groflen Fischereifahrzeuge. Die Kommission leitet diese Informationen unverziiglich an das
ICCAT-Sekretariat weiter, damit die Schiffe in das ICCAT-Register der grofen Fischereifahrzeuge aufgenommen werden
konnen.

(3) Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission unverziiglich und spitestens innerhalb von 30 Tagen iiber alle
Ereignisse in Kenntnis, die eine Ergdnzung, Loschung oder Anderung im ICCAT-Register der grofen Fischereifahrzeuge
erfordern. Die Kommission iibermittelt dem ICCAT-Sekretariat die betreffenden Informationen spitestens innerhalb von
45 Tagen nach dem Ereignis.

(4)  Grofen Fischereifahrzeugen, die nicht im ICCAT-Register der grofien Fischereifahrzeuge verzeichnet sind, ist es
nicht gestattet, ICCAT-Arten im ICCAT-Ubereinkommensbereich gezielt zu befischen, an Bord zu behalten, umzuladen
oder anzulanden. Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 findet in diesen Fillen keine Anwendung.

KAPITEL II
Charter

Artikel 45
Anwendungsbereich

Dieses Kapitel gilt fiir Chartervereinbarungen, ausgenommen Bareboat-Chartervereinbarungen, die zwischen Fangschiffen
der Union und denjenigen anderer Parteien geschlossen werden, sofern die betreffenden Fangschiffe der Union nicht die
Flagge wechseln.

Artikel 46
Allgemeine Bestimmungen

(1)  Fangschiffe der Union diirfen sich an Chartervereinbarungen mit anderen Parteien nur als gecharterte Schiffe
beteiligen, wenn die folgenden Bedingungen erfiillt sind:

a) Die gecharterten Schiffe haben eine von der charternden Partei ausgestellte Fanggenehmigung und sind nicht in der
[UU-Liste der ICCAT aufgefiihrt;

b) den gecharterten Schiffen ist es untersagt, gleichzeitig Fischereititigkeiten im Rahmen von mehr als einer Charterver-
einbarung durchzufiihren;

¢) sofern in der Chartervereinbarung nichts anderes bestimmt ist, werden die Finge der gecharterten Schiffe
ausschlieflich in den Hifen der charternden Parteien angelandet und

d) die Chartergesellschaft hat ihren Sitz im Land der charternden Partei.

(2)  Umladungen auf See sind von der charternden Partei im Vorfeld zu genehmigen und erfolgen gemif Kapitel IV
dieses Titels.
Artikel 47
Benachrichtigung

(1) Zum Zeitpunkt des Abschlusses der Chartervereinbarung teilt der Flaggenmitgliedstaat der Kommission seine
Zustimmung zu der Chartervereinbarung mit.

(2)  Fordert die Kommission innerhalb von 15 Kalendertagen nach Ubermittlung der Mitteilung gemif Absatz 1 keine
weiteren Informationen an, so kann das gecharterte Fischereifahrzeug die betreffenden Fischereititigkeiten aufnehmen.

(3)  Der Flaggenmitgliedstaat setzt die Kommission unverziiglich tiber die Kiindigung einer Chartervereinbarung in
Kenntnis.

(4)  Die Kommission leitet die Informationen nach den Absitzen 1 und 3 unverziiglich an den ICCAT-Sekretariat
weiter.

KAPITEL 11
Kontrolle der Finge
Artikel 48
Einhaltung der Quoten und Anforderungen beziiglich der Mindestgrofle

(1)  Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission bis zum 20. August jeden Jahres Informationen iiber die im
Vorjahr getitigten Finge von Quoten unterliegenden ICCAT-Arten und die Einhaltung der Anforderungen beziiglich der
Mindestgrofe.
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(2)  Die Kommission leitet diese Informationen bis zum 15. September jedes Jahres an das ICCAT-Sekretariat weiter.

Artikel 49
Probenentnahmen aus Fingen

(1)  Probenentnahmen aus den Fingen werden im Interesse neuer Erkenntnisse zur Biologie der einschligigen ICCAT-
Arten und zur Einschitzung der notwendigen Parameter fiir deren Bewertung gemifS der Verordnung (EU) 2017/1004
des Europdischen Parlaments und des Rates ('), dem Durchfithrungsbeschluss (EU) 2016/1251 der Kommission (3 und
dem 1990 vom ICCAT veroffentlichten Verfahrenshandbuch fur Statistiken und Probenahmen bei Thunfisch und
verwandten Arten im Atlantik vorgenommen.

(2) Die Kommission kann Durchfithrungsrechtsakte mit genaueren Vorschriften fur die Fangprobenentnahme im
Sinne von Absatz 1 des vorliegenden Artikels erlassen. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden nach dem Prifverfahren
gemdfd Artikel 75 Absatz 2 erlassen.

Artikel 50
Meldung der Finge und des Fischereiaufwands

(1)  Soweit die Kommission zur Einhaltung der von der ICCAT vorgegebenen jihrlichen Fristen nichts anderes
festgelegt hat, tibermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission bis zum 30. Juni jeden Jahres die folgenden Angaben
(Task-I-Daten):

a) Angaben zu den Merkmalen der im Vorjahr eingesetzten Flotte;

b) Schitzungen der jahrlichen Fangmengendaten (einschlieflich Beifang- und Riickwurfdaten) fiir ICCAT-Arten im
Vorjahr.

(2)  Soweit die Kommission zur Einhaltung der von der ICCAT vorgegebenen jihrlichen Fristen nichts anderes
festgelegt hat, iibermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission bis zum 30. Juni jeden Jahres die folgenden Angaben zu
ICCAT-Arten (Task-II-Daten):

a) Angaben zu den Fingen und zum Fischereiaufwand des Vorjahrs, die genau nach Gebieten und Zeiten aufgeschliisselt
sind, einschliefSlich Schitzungen der Riickwurf- und Freisetzungsmengen unter Angabe des Zustands der Fische (tot
oder lebend);

b) alle Daten, die ihnen zu den Fingen vorliegen, die im Vorjahr im Rahmen der Freizeitfischerei getitigt wurden.

(3)  Die Kommission leitet die Informationen nach den Absidtzen 1 und 2 unverziiglich an das ICCAT-Sekretariat
weiter.

(4)  Die Kommission kann Durchfithrungsrechtsakte mit genaueren Vorschriften fir Task-I- und Task-II-Daten im
Sinne von Absatz 1 beziehungsweise Absatz 2 des vorliegenden Artikels erlassen. Diese Durchfiithrungsrechtsakte
werden nach dem Priifverfahren gemaf8 Artikel 75 Absatz 2 erlassen.

KAPITEL IV
Umladung

Artikel 51
Anwendungsbereich

(1)  Dieses Kapitel gilt fiir folgende Umladevorginge:

a) im ICCAT-Ubereinkommensbereich erfolgende Umladungen von ICCAT-Arten und anderen zusammen mit diesen
Arten gefangenen Arten und

b) auferhalb des ICCAT-Ubereinkommensbereichs erfolgende Umladungen von ICCAT-Arten und anderen Arten, die
zusammen mit diesen Arten im ICCAT-Ubereinkommensbereich gefangen wurden.

(") Verordnung (EU) 2017/1004 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2017 zur Einfithrung einer Rahmenregelung der
Union fir die Erhebung, Verwaltung und Nutzung von Daten im Fischereisektor und Unterstiitzung wissenschaftlicher Beratung zur
Durchfithrung der Gemeinsamen Fischereipolitik und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 199/2008 des Rates (ABL. L 157 vom
20.6.2017,8S.1).

(%) Durchfithrungsbeschluss (EU) 2016/1251 der Kommission vom 12. Juli 2016 zur Annahme eines mehrjihrigen Unionsprogramms fiir
die Erhebung, Verwaltung und Nutzung von Daten im Fischerei- und Aquakultursektor fiir den Zeitraum 2017-2019 (ABL L 207 vom
1.8.2016,S.113).
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(2)  Abweichend von Absatz 1 Buchstabe b gilt dieses Kapitel jedoch nicht fiir auerhalb des ICCAT-Ubereinkommens-
bereichs erfolgende Umladungen auf See von im ICCAT-Ubereinkommensbereich gefangenem Fisch, wenn die
Umladungen unter das Umladeprogramm einer anderen RFO fiir Thunfisch fallen.

(3)  Dieses Kapitel gilt nicht fiir Harpunenschiffe, die auf See frischen Schwertfisch umladen.

Artikel 52
Umladung im Hafen

(1)  Mit Ausnahme der Umladungen durch grofe pelagische Langleinenfinger gemifl den Artikeln 53 bis 60 erfolgen
alle Umladungen in bezeichneten Hifen.

(2)  Fischereifahrzeuge der Union befolgen bei Umladungen im Hafen die in Anhang VII festgelegten Bestimmungen.

(3) Der vorliegende Artikel berithrt nicht die Artikel 17 bis 22 der Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 und die
Artikel 4, 6, 7 und 8 der Verordnung (EG) Nr. 1005/2008.

Artikel 53
Umladung auf See

Umladungen durch grofSe pelagische Langleinenfinger auf See erfolgen im Einklang mit den Artikeln 54 bis 60.

Artikel 54
ICCAT-Register der Transportschiffe

(1) Die Mitgliedstaaten erteilen Transportschiffen, auf die im ICCAT-Ubereinkommensbereich Finge grofer
pelagischer Langleinenfinger auf See umgeladen werden sollen, im Einklang mit den Bestimmungen einer Verordnung
des Europiischen Parlaments und des Rates iiber die nachhaltige Bewirtschaftung von Aufenflotten (!) entsprechende
Genehmigungen.

(2)  Die Mitgliedstaaten tibermitteln der Kommission zum Zeitpunkt der Genehmigung die Verzeichnisse der nach
Absatz 1 zugelassenen Transportschiffe. Die Kommission leitet diese Informationen unverziiglich an das ICCAT-
Sekretariat weiter, damit die Schiffe in das ICCAT-Register der Transportschiffe aufgenommen werden konnen.

(3) Die Flaggenmitgliedstaaten setzen die Kommission unverziiglich dariiber in Kenntnis, wenn Eintrige in ihre
Verzeichnisse der Transportschiffe erginzt, gestrichen oder gedndert werden. Die Kommission leitet diese Informationen
umgehend an das ICCAT-Sekretariat weiter.

(4)  Meldungen gemif den Absitzen 2 und 3 entsprechen dem vom ICCAT-Sekretariat dafiir festgelegten Format und
Layout und umfassen die folgenden Informationen:

— Schiffsname, Registernummer;

— ICCAT-Registernummer (sofern zutreffend);

— IMO-Nummer (sofern zutreffend);

— fritherer Name (sofern zutreffend);

— frithere Flagge (sofern zutreffend);

— Angaben zu fritheren Streichungen aus anderen Registern (sofern zutreffend);
— internationales Funkrufzeichen;

— Schiffstyp, Lange, Bruttoraumzahl und Ladekapazitit;

— Name und Anschrift des Reeders/der Reeder und des Betreibers/der Betreiber;
— Geltungsdauer der Umladegenehmigung.

(5) Im Sinne des Artikels 53 diirfen Finge auf See nur auf im ICCAT-Register der Transportschiffe verzeichnete
Transportschiffe umgeladen werden.

(") Verfahrensnummer 2015/0289 (COD), noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht.
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Artikel 55

Genehmigung fiir grofle pelagische Langleinenfinger zu Umladungen im ICCAT-Ubereinkommens-
bereich

(1) Die Mitgliedstaaten erteilen grofen pelagischen Langleinenfingern unter ihrer Flagge im Einklang mit den
Vorschriften einer Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates iiber die nachhaltige Bewirtschaftung von
Aufenflotten (') die Genehmigung, Finge auf See umzuladen.

(2)  Die Mitgliedstaaten ibermitteln der Kommission zum Zeitpunkt der Genehmigung die Verzeichnisse der nach
Absatz 1 zugelassenen groflen pelagischen Langleinenfinger. Die Kommission leitet diese Informationen umgehend an
das ICCAT-Sekretariat weiter.

(3) Die Flaggenmitgliedstaaten setzen die Kommission unverziiglich dariiber in Kenntnis, wenn Eintrdge in ihren
Verzeichnissen der zu Umladungen auf See berechtigten grofien pelagischen Langleinenfinger ergidnzt, gestrichen oder
gedndert werden. Die Kommission leitet diese Informationen umgehend an das ICCAT-Sekretariat weiter.

(4)  Meldungen gemif den Absitzen 2 und 3 entsprechen dem vom ICCAT-Sekretariat dafiir festgelegten Format und
Layout und umfassen die folgenden Informationen:

— Schiffsname, Registernummer;
— ICCAT-Registernummer;
— Geltungsdauer der Genehmigung fiir Umladungen auf See;

— Flagge(n), Name(n) und Registernummer(n) des Transportschiffs oder der Transportschiffe, das/die von grofen
pelagischen Langleinenfingern in Anspruch genommen werden darf/diirfen.

Artikel 56
Vorabgenehmigung von Umladungen auf See

(1)  Umladungen durch grofSe pelagische Langleinenfinger in Gewissern unter der Gerichtsbarkeit einer Partei miissen
von dieser Partei vorab genchmigt werden. Das Original oder eine Kopie der Genehmigung ist an Bord mitzufithren und
dem regionalen Beobachter der ICCAT auf Verlangen vorzulegen.

(2)  Grofe pelagische Langleinenfinger diirfen Umladungen auf See nur vornehmen, wenn ihnen dafiir von ihrem
Flaggenmitgliedstaat vorab eine entsprechende Genehmigung erteilt wurde. Das Original oder eine Kopie der
Genehmigungsunterlagen ist an Bord mitzufithren und dem regionalen Beobachter der ICCAT auf Verlangen vorzulegen.

(3)  Um eine Vorabgenehmigung im Sinne der Absitze 1 und 2 zu erhalten, iibermittelt der Kapitin oder der Reeder
des groflen pelagischen Langleinenfingers den Behorden seines Flaggenmitgliedstaats und der kiistenstaatlichen Partei
mindestens 24 Stunden vor der beabsichtigten Umladung die folgenden Informationen:

a) Name des groflen pelagischen Langleinenfingers und seine Nummer im ICCAT-Register der zu Umladungen auf See
berechtigten groffen pelagischen Langleinenfinger;

b) Name des Transportschiffs und seine Nummer im ICCAT-Register der Transportschiffe;
¢) umzuladender Fang, aufgeschliisselt nach Arten, soweit bekannt, und nach Bestinden, soweit moglich;
d) Mengen der umzuladenden ICCAT-Arten, moglichst aufgeschliisselt nach Bestinden;

) Mengen der umzuladenden anderen Arten, die zusammen mit ICCAT-Arten gefangen wurden, aufgeschliisselt nach
Arten, wenn bekannt;

f) Datum und Ort der Umladung;

g) geografische Lage der Fanggebiete, aufgeschliisselt nach Arten sowie gegebenenfalls nach Bestdnden, entsprechend den
Gebieten der ICCAT-Statistik.

Artikel 57
ICCAT-Umladeerklirung
(1) Innerhalb von 15 Tagen nach der Umladung fullt der Kapitin oder der Reeder des groflen pelagischen

Langleinenfingers die ICCAT-Umladeerklirung aus und iibermittelt sie seinem Flaggenmitgliedstaat und der
kiistenstaatlichen Partei.

(") Verfahrensnummer 2015/0289 (COD), noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht.
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(2)  Innerhalb von 24 Stunden nach der Umladung fiillt der Kapitin des iibernehmenden Transportschiffs die ICCAT-
Umladeerklirung aus und dbermittelt sie zusammen mit der Nummer seines Schiffs im ICCAT-Register der
Transportschiffe dem ICCAT-Sekretariat, der flaggenstaatlichen Partei des grofsen pelagischen Langleinenfingers und dem
eigenen Flaggenmitgliedstaat.

(3)  Mindestens 48 Stunden vor der Anlandung ibermittelt der Kapitin des iibernehmenden Transportschiffs die
ICCAT-Umladeerklirung zusammen mit der Nummer seines Schiffs im ICCAT-Register der Transportschiffe den
zustindigen Behorden des Staates, in dem der Fang angelandet werden soll.

(4)  Die ICCAT-Umladeerklirung liegt allen auf See umgeladenen unverarbeiteten oder an Bord verarbeiteten ICCAT-
Arten sowie anderen zusammen mit diesen Arten gefangenen Arten, die im Gebiet oder Hoheitsgebiet einer Partei
angelandet oder dort eingefithrt werden, bis zum ersten Verkauf bei.

Artikel 58
Regionales Beobachterprogramm der ICCAT fiir Umladungen auf See

(1) Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass sich, wie in Anhang VIII festgelegt, an Bord der Transportschiffe, auf die auf
See Finge umgeladen werden, im Einklang mit dem regionalen Beobachterprogramm der ICCAT fiir Umladungen auf
See ein regionaler ICCAT-Beobachter befindet.

(2)  Unbeschadet des Artikels 73 der Verordnung (EG) Nr. 12242009 ist der regionale ICCAT-Beobachter dafiir
verantwortlich, die Einhaltung der Bestimmungen dieses Kapitels zu tiberpriifen und sich insbesondere zu vergewissern,
ob die umgeladenen Mengen der in der ICCAT-Umladeerklarung angegebenen Fangmenge und den im Logbuch des
Fischereifahrzeugs eingetragenen Fangmengen entsprechen.

(3)  Befindet sich kein regionaler Beobachter der ICCAT an Bord, so diirfen Schiffe im ICCAT-Ubereinkommensbereich
keine Umladungen beginnen oder fortsetzen, es sei denn, es handelt sich um Fille hoherer Gewalt, die dem ICCAT-
Sekretariat entsprechend zu melden sind.

Artikel 59
Meldepflichten

(1)  Der Flaggenmitgliedstaat grofSer pelagischer Langleinenfinger, die im Vorjahr Finge umgeladen haben, und der
Flaggenmitgliedstaat von Transportschiffen, die im Vorjahr Umladungen iibernommen haben, iibermitteln der
Kommission bis zum 15. August jeden Jahres:

a) die im Vorjahr umgeladenen Mengen der gefangenen ICCAT-Arten, aufgeschliisselt nach Arten und, soweit moglich,
nach Bestinden;

b) die im Vorjahr umgeladenen Mengen der anderen zusammen mit ICCAT-Arten gefangenen Arten, aufgeschliisselt
nach Arten, wenn bekannt;

¢) das Verzeichnis der grofSen pelagischen Langleinenfinger, die im Vorjahr Finge umgeladen haben;

d) einen zusammenfassenden Bericht zur Auswertung der Erkenntnisse und Schlussfolgerungen der Berichte der
regionalen [CCAT-Beobachter, die Transportschiffen zugeteilt waren, die Finge von grofen pelagischen
Langleinenfingern ibernommen haben.

(2)  Die Kommission leitet die nach Absatz 1 eingegangenen Informationen vor dem 15. September jeden Jahres an
das ICCAT-Sekretariat weiter.

Artikel 60
Stimmigkeit der gemeldeten Daten

Der Flaggenmitgliedstaat des groflen pelagischen Langleinenfingers, der auf See Finge umgeladen hat, priift die gemaf§
dieser Verordnung erhaltenen Informationen, um — notigenfalls auch in Zusammenarbeit mit dem Anlandestaat —
festzustellen, ob zwischen den gemeldeten Fingen, Umladungen und Anlandungen der einzelnen Schiffe
Ubereinstimmung besteht. Diese Uberpriifung erfolgt in einer Weise, mit der sichergestellt ist, dass die Beeintrich-
tigungen und Storungen fiir das Schiff auf ein Minimum beschrankt sind und die Qualitdt der Fische nicht leidet.
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KAPITEL V
Wissenschaftliche Beobachterprogramme

Artikel 61
Einrichtung nationaler Programme fiir wissenschaftliche Beobachter

(1)  Die Mitgliedstaaten legen nationale Programme fiir wissenschaftliche Beobachter unter Beriicksichtigung folgender
Vorgaben auf:

a) Bei jeweils mindestens 5 % des Fischereiaufwands der Fischerei mit pelagischen Langleinen, Ringwaden oder
Koderschiffen ist ein Beobachter an Bord;

b) abweichend von Buchstabe a ist im Fall von gecharterten Schiffen bei jeweils mindestens 10 % des Fischereiaufwands
der Fischerei mit pelagischen Langleinen, Ringwaden oder Koderschiffen ein Beobachter an Bord;

¢) die Beobachtung der Flottentatigkeit wird zeitlich und rdumlich reprisentativ verteilt, damit unter Beriicksichtigung
der Merkmale der einzelnen Flotten und Fischereititigkeiten ausreichende und angemessene Daten erfasst werden;

d) es werden Daten iiber simtliche Aspekte der Fischereititigkeit, einschlieflich der Finge, wie in Artikel 63 Absatz 1
ausgefiihrt, erhoben.

(2)  Die Anwesenheit von Beobachtern gemafs Absatz 1 Buchstaben a und b ist wie folgt zu berechnen:
a) Anzahl Hols oder Fangreisen in der Ringwadenfischerei;

b) Anzahl Fangtage, Hols oder Fangreisen in der pelagischen Langleinenfischerei oder

) Anzahl Fangtage in der Fischerei mit Kdderschiffen.

(3)  Abweichend von Absatz 1 Buchstabe a konnen die Mitgliedstaaten im Fall von Schiffen mit einer Linge iiber alles
von weniger als 15 Metern eine alternative Form der wissenschaftlichen Beobachtung anwenden, wenn
auflergewohnliche Sicherheitsbedenken bestehen, die die Entsendung eines Beobachters an Bord verhindern. Diese
Beobachtung muss im Fall der Alternative einen vergleichbaren Umfang wie die nach Absatz 1 Buchstabe a
vorgeschriebene Beobachtung haben und zu einer entsprechenden Erhebung von Daten fithren. Der betreffende
Mitgliedstaat legt der Kommission die Einzelheiten der alternativen Beobachtungsform vor.

(4) Die Kommission legt die Einzelheiten der alternativen Beobachtungsform gemdff Absatz 3 dem Stindigen
Ausschuss fiir Forschung und Statistik der ICCAT zur Bewertung vor. Alternative Beobachtungsformen miissen vor ihrer
Anwendung auf der ICCAT-Jahrestagung von der ICCAT genehmigt werden.

Artikel 62
Eignung wissenschaftlicher Beobachter

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Beobachter die erforderliche Ausbildung absolviert haben, angemessen
qualifiziert sind und vor ihrem Einsatz zugelassen werden. Die Beobachter miissen iiber die folgenden Eignungen
verfugen:

a) Sie miissen iiber ausreichende Kenntnisse und Erfahrung verfiigen, um Fischarten identifizieren und Informationen
iiber verschiedene Fanggerite sammeln zu konnen;

b) sie missen iiber zufriedenstellende Kenntnisse der Bestandserhaltungs- und Bewirtschaftungsmafinahmen der ICCAT
verfiigen;

sie miissen fihig sein, die im Rahmen des Programms zu erhebenden Daten mit der erforderlichen Genauigkeit zu
beobachten und zu protokollieren;

o
~

=

sie missen zur Entnahme biologischer Proben fahig sein;

sie diirfen kein Besatzungsmitglied des zu beobachtenden Fischereifahrzeugs sein und

= o

sie diirfen nicht Beschiftigte eines Fischereiunternehmens sein, das an der beobachteten Fischereititigkeit beteiligt ist.

Artikel 63
Aufgaben wissenschaftlicher Beobachter

(1)  Die Mitgliedstaaten verpflichten die Beobachter insbesondere,

a) Informationen iiber die Fangtitigkeit aufzuzeichnen und in einen Bericht aufzunehmen, der zumindest Folgendes
enthalt:

i) Daten iber die Gesamtfangmenge der Zielarten, des Beifangs und der Riickwiirfe (einschlieSlich Haie,
Meeresschildkroten, Meeressduger und Seevogel), Zusammensetzung des Fangs nach Grofen, Handhabung (z. B.
an Bord behalten, tot zuriickgeworfen, lebend freigesetzt) und biologische Proben fiir Lebenszyklus-Studien (z. B.
Keimdriisen, Otolithen, Riickgrate, Schuppen);
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ii) Informationen iiber den Fangvorgang, einschlieflich der Fanggebiete nach Lingen- und Breitengrad, Informationen
iiber den Fischereiaufwand (z. B. Anzahl der Hols, der Haken usw.), das Datum eines jeden Fangeinsatzes,
gegebenenfalls einschlieflich der Anfangs- und Endzeit des Fangeinsatzes;

b) Maflnahmen zur Minderung von Beifang zu beobachten und aufzuzeichnen sowie sonstige relevante Informationen
zu sammeln;

) Vorschlige vorzulegen, die sie als geeignet erachten, um die Effizienz von Bestandserhaltungsmafinahmen und
wissenschaftlicher Beobachtung zu erhéhen.

(2)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Datenerhebung nach einem soliden Protokoll erfolgt und bei Bedarf
auch fotografisch oder per Kamera dokumentiert wird.

(3) Die Schiffskapitine sorgen auflerdem fiir einen angemessenen Zugang zum Schiff und den betreffenden
Tatigkeiten, damit die Beobachter ihre Aufgaben effektiv wahrnehmen kénnen.

Artikel 64
Ubermittlung erfasster Informationen

Die Mitgliedstaaten tbermitteln der Kommission bis zum 30. Juni jeden Jahres die im Rahmen ihrer nationalen
wissenschaftlichen Beobachterprogramme erfassten Informationen. Die Kommission leitet diese Informationen bis zum
31. Juli jedes Jahres an das ICCAT-Sekretariat weiter.

KAPITEL VI

Kontrolle von Drittlandfischereifahrzeugen in Hifen der Mitgliedstaaten
Artikel 65
Meldepflichten in Bezug auf bezeichnete Hifen und Kontaktstellen

(1)  Mitgliedstaaten, die Fischereifahrzeugen von Drittlindern, die [CCAT-Arten oder Fischereierzeugnisse aus solchen
Arten geladen haben, die bisher weder in einem Hafen angelandet noch umgeladen wurden, Zugang zu ihren Hifen
gewihren wollen, bezeichnen

a) die Hafen, fir die die Fischereifahrzeuge der Drittlinder gemdff Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1005/2008
Anlaufgenehmigungen einholen konnen;

b) eine Kontaktstelle zur vorherigen Benachrichtigung gemif Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1005/2008;
¢) eine Kontaktstelle zur Ubermittlung von Hafeninspektionsberichten gemédf Artikel 66 der vorliegenden Verordnung.

(2) Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission Anderungen des Verzeichnisses bezeichneter Hifen und
Kontaktstellen mindestens 30 Tage, bevor diese Anderungen wirksam werden. Die Kommission leitet diese
Informationen mindestens 14 Tage, bevor diese Anderungen wirksam werden, an das [CCAT-Sekretariat weiter.

Artikel 66
Berichtspflichten in Bezug auf Hafeninspektionen

(1)  Der die Inspektion durchfithrende Mitgliedstaat iibermittelt der Kommission spatestens zehn Tage nach Abschluss
der Inspektion eine Kopie des Hafeninspektionsberichts gemidfl Artikel 10 Absatz 3 der Verordnung (EG)
Nr. 1005/2008. Die Kommission leitet diese Informationen spitestens 14 Tage nach Abschluss der Inspektion an das
ICCAT-Sekretariat weiter.

(2)  Kann der Hafeninspektionsbericht nicht innerhalb des Zeitraums von zehn Tagen gemdfl Absatz 1 tibermittelt
werden, so teilt der die Inspektion durchfithrende Mitgliedstaat der Kommission innerhalb dieses Zeitraums die Griinde
hierfiir und den Zeitpunkt der Ubermittlung des Berichts mit.

(3)  Geben die bei der Inspektion erfassten Informationen Anlass zu dem Schluss, dass ein Drittlandschiff gegen
ICCAT-Bestandserhaltungs- und Bewirtschaftungsmafinahmen verstoffen hat, so findet Artikel 11 der Verordnung (EG)
Nr. 1005/2008 Anwendung.
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KAPITEL VII

Durchsetzung
Artikel 67
Von Mitgliedstaaten gemeldete mutmafliche VerstfRe

(1)  Uber die Vorgaben gemif Artikel 48 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1005/2008 hinaus iibermitteln die
Mitgliedstaaten der Kommission mindestens 140 Tage vor der ICCAT-Jahrestagung simtliche dokumentierten
Informationen, die auf eine mogliche Nichteinhaltung der Bestandserhaltungs- und Bewirtschaftungsmafnahmen
der ICCAT durch Parteien schlieen lassen. Die Kommission priift diese Informationen und leitet sie gegebenenfalls
mindestens 120 Tage vor der ICCAT-Jahrestagung an das ICCAT-Sekretariat weiter.

(2)  Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission das Verzeichnis der Fangschiffe mit einer Linge iiber alles von
12 Metern oder mehr, Verarbeitungsschiffe, Schlepper, an Umladungen beteiligten Schiffe und Hilfsschiffe, die im
laufenden und vergangenen Jahr mutmaflich IUU-Fischerei im ICCAT-Ubereinkommensbereich durchgefithrt haben, und
fiigen die Nachweise fiir die mutmafliche IUU-Fischerei bei. Dieses Verzeichnis wird mindestens 140 Tage vor der
ICCAT-Jahrestagung tibermittelt. Die Kommission priift diese Informationen und leitet sie, sofern sie ausreichend belegt
sind, mindestens 120 Tage vor der ICCAT-Jahrestagung an das ICCAT-Sekretariat zur Erstellung des Entwurfs der IUU-
Liste der ICCAT weiter.

Artikel 68
Entwurf der IUU-Liste der ICCAT

Schiffe, die in den vom ICCAT-Exekutivsekretdr iibermittelten Entwurf der IUU-Liste der ICCAT aufgenommen wurden,
werden von den Mitgliedstaaten streng iiberwacht, damit die Tétigkeiten dieser Schiffe sowie etwaige Namensanderungen,
Flaggenwechsel oder Anderungen des eingetragenen Reeders bei diesen Schiffen ermittelt werden konnen.

Artikel 69
Vom ICCAT-Exekutivsekretir gemeldete mutmaflliche Nichteinhaltung

(1)  Erhilt die Kommission vom ICCAT-Exekutivsekretdr Informationen, die auf eine mutmafliche Nichteinhaltung
durch einen Mitgliedstaat schliefen lassen, so iibermittelt die Kommission diese Informationen unverziiglich dem
betreffenden Mitgliedstaat.

(2)  Der betreffende Mitgliedstaat legt der Kommission spitestens 45 Tage vor der ICCAT-Jahrestagung die Ergebnisse
aller Ermittlungen vor, die im Zusammenhang mit dem Vorwurf der Nichteinhaltung durchgefihrt wurden, und
unterrichtet sie iiber alle Manahmen, die im Hinblick auf die Einhaltung der Vorschriften ergriffen wurden. Die
Kommission leitet diese Informationen mindestens 30 Tage vor der ICCAT-Jahrestagung an den ICCAT-Exekutivsekretar
weiter.

Artikel 70
Von einer Partei gemeldete mutmafliche Verst6e
(1)  Die Mitgliedstaaten bezeichnen eine Kontaktstelle zur Entgegennahme von Hafeninspektionsberichten der Parteien.

(2)  Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission Anderungen der Kontaktstelle gemdf Absatz 1 mindestens
30 Tage, bevor diese Anderungen wirksam werden. Die Kommission leitet diese Informationen mindestens 14 Tage,
bevor diese Anderungen wirksam werden, an das ICCAT-Sekretariat weiter.

(3)  Geht bei der von einem Mitgliedstaat bezeichneten Kontaktstelle ein Hafeninspektionsbericht einer Partei ein, der
Beweise daftir enthdlt, dass ein Fischereifahrzeug unter der Flagge dieses Mitgliedstaats gegen Bestandserhaltungs- und
Bewirtschaftungsmafinahmen der ICCAT verstofRen hat, so untersucht der Mitgliedstaat diesen Verstoff umgehend und
unterrichtet die Kommission innerhalb von 160 Tagen nach Erhalt dieses Hafeninspektionsberichts iiber den Stand der
Ermittlungen und iiber die gegebenenfalls ergriffenen Durchsetzungsmafnahmen.

(4)  Kann der Flaggenmitgliedstaat die Frist nach Absatz 3 nicht einhalten, so teilt er der Kommission die Griinde
hierfiir sowie den Zeitpunkt der Ubermittlung des Berichts zum Stand der Ermittlungen mit.

(5) Die Kommission leitet dem ICCAT-Sekretariat diese Informationen innerhalb von 180 Tagen nach Erhalt des
Hafeninspektionsberichts weiter und nimmt Informationen zum Stand der Ermittlungen sowie zu Durchsetzungs-
mafinahmen des Flaggenmitgliedstaats in den Jahresbericht gemif§ Artikel 71 auf.
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TITEL IV
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 71
Jahresbericht

(1) Bis zum 20. August jeden Jahres tibermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission einen Jahresbericht fiir das
vorangegangene Kalenderjahr, der Informationen iiber Fischereititigkeiten, Forschung, Statistiken, Verwaltung,
Inspektionsmaflnahmen und Mafnahmen zur Bekdmpfung der IUU-Fischerei sowie gegebenenfalls weitere Informationen
enthilt.

(2)  Der Jahresbericht enthilt Informationen iiber die zur Verringerung von Beifang und Riickwiirfen ergriffenen
Mafinahmen sowie iiber relevante Forschung in diesem Bereich.

(3)  Die Kommission sammelt die gemdff Absatz 1 und 2 erhaltenen Informationen und leitet sie unverziiglich an das
ICCAT-Sekretariat weiter.

(4)  Die Kommission kann Durchfithrungsrechtsakte mit genaueren Vorschriften fiir das Format des Jahresberichts
gemifl dem vorliegenden Artikel erlassen. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren gemifS
Artikel 75 Absatz 2 erlassen.

Artikel 72
Vertraulichkeit

Die im Rahmen dieser Verordnung erhobenen und ausgetauschten Daten werden im Einklang mit den geltenden
Vertraulichkeitsvorschriften gemafl den Artikeln 112 und 113 der Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 behandelt.

Artikel 73
Verfahren zur Anderung geltender Bestimmungen

(1)  Wenn es erforderlich ist, um kiinftige Anderungen an den bestehenden ICCAT-Empfehlungen, die fiir die Union
verbindlich werden, im Unionsrecht durchzufithren, und soweit die Anderungen am Unionsrecht nicht iber die ICCAT-
Empfehlungen hinausgehen, wird der Kommission gemif§ Artikel 74 die Befugnis iibertragen, delegierte Rechtsakte zu
erlassen, mit denen Folgendes geindert wird:

a) die Anhinge II bis VIIJ;

b) die Fristen nach Artikel 7 Absatz 1, Artikel 8, Artikel 9 Absatz 1, Artikel 10 Absatz 2, Artikel 14 Absitze 1 und 3,
Artikel 18, Artikel 20 Absitze 2, 3 und 4, Artikel 22 Absatz 2, Artikel 23 Absdtze 1 und 2, Artikel 26 Absitze 1
und 3, Artikel 40 Absatz 1, Artikel 42 Absatz 1, Artikel 44 Absatz 3, Artikel 47 Absatz 2, Artikel 48 Absitze 1
und 2, Artikel 50 Absidtze 1 und 2, Artikel 56 Absatz 3, Artikel 57 Absidtze 1, 2 und 3, Artikel 59 Absitze 1 und 2,
Artikel 64, Artikel 65 Absatz 2, Artikel 66 Absdtze 1 und 2, Artikel 67 Absitze 1 und 2, Artikel 69 Absatz 2,
Artikel 70 Absitze 2, 3 und 5 und Artikel 71 Absatz 1;

das Gebiet nach Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b;
die Mindestgroflen nach Artikel 19 Absitze 1 und 2, Artikel 24 Absatz 2 und Artikel 29 Absitze 2 und 3;
die Toleranzen nach Artikel 19 Absitze 2 und 3, Artikel 21 und Artikel 24 Absatz 3;

e e o

=

die technischen Spezifikationen fiir Haken und Langleinen nach Artikel 25 und Artikel 38 Absatz 5 Buchstabe b;

g) der Umfang der Anwesenheit wissenschaftlicher Beobachter nach Artikel 29 Absatz 1 und Artikel 61 Absatz 1
Buchstaben a und b;

h) die Art der Informationen und Daten nach Artikel 11 Absdtze 1, 2 und 3, Artikel 12, Artikel 20 Absatz 2,
Artikel 26 Absatz 1, Artikel 42 Absatz 1, Artikel 50 Absitze 1 und 2, Artikel 54 Absatz 4, Artikel 55 Absatz 4,
Artikel 56 Absatz 3 und Artikel 59 Absatz 1;

i) die maximale Anzahl an Instrumentenbojen nach Artikel 9 Absatz 4.

(2)  Anderungen gemif Absatz 1 sind streng auf die Durchfithrung von Anderungen der betreffenden ICCAT-
Empfehlung in Unionsrecht beschrankt.
Artikel 74
Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten
Bedingungen iibertragen.
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Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemifs Artikel 73 wird der Kommission fiir einen Zeitraum von

funf Jahren ab dem 3. Dezember 2017 iibertragen. Die Kommission erstellt spitestens neun Monate vor Ablauf des
Zeitraums von funf Jahren einen Bericht iiber die Befugnisiibertragung. Die Befugnisiibertragung verlingert sich
stillschweigend um Zeitraume gleicher Linge, es sei denn, das Europdische Parlament oder der Rat widersprechen einer
solchen Verldngerung spitestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

3)

Die Befugnisiibertragung gemif§ Artikel 73 kann vom Europdischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen

werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er
wird am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union oder zu einem im Beschluss uiber den
Widerruf angegebenen spiteren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind,
wird von dem Beschluss tiber den Widerruf nicht beriihrt.

(4)

Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten

benannten Sachverstindigen, im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber
bessere Rechtsetzung enthaltenen Grundsitzen.

()

Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, ibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europdischen

Parlament und dem Rat.

(6)

Ein delegierter Rechtsakt, der gemafs Artikel 73 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europdische

Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an das Européische
Parlament und den Rat Einwinde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europiische Parlament und der
Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwinde erheben werden. Auf Initiative des Europiischen
Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlingert.

(1)

Artikel 75
Ausschussverfahren

Die Kommission wird von dem Ausschuss fiir Fischerei und Aquakultur, der durch Artikel 47 der Verordnung

(EU) Nr. 1380/2013 eingesetzt wurde, unterstiitzt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011.

)

Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Artikel 76
Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1936/2001

Artikel 4, 5, 6, 6a, 7, 8a, 8b, 8¢, 9, 9a und 10 bis 19 der Verordnung (EG) Nr. 1936/2001 werden gestrichen.

Artikel 77
Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1984/2003

Die Verordnung (EG) Nr. 1984/2003 wird wie folgt gedndert:

a)

In Artikel 3 werden die folgenden Buchstaben angefiigt:
,8) ,grofe Fischereifahrzeuge’ sind Fischereifahrzeuge mit einer Linge tiber alles von 20 Metern oder mehr;

h) ,grofe pelagische Langleinenfinger’ sind pelagische Langleinenfinger mit einer Linge iber alles von 24 Metern
oder mehr.”

In Artikel 4 Absatz 2 wird folgender Buchstabe angefiigt:

,€) Bei Fischfang mit einem grofen Fischereifahrzeug wird es nur akzeptiert, wenn das betreffende Fischereifahrzeug
im ICCAT-Register aufgefiihrt ist.“

In Artikel 5 Absatz 2 wird folgender Buchstabe angefiigt:

,C) Bei Fischfang mit einem groRen Fischereifahrzeug wird die Richtigkeit der Angaben in dem Dokument nur
bestitigt, wenn das betreffende Fischereifahrzeug im ICCAT-Register aufgefiihrt ist.”

In Kapitel 2 wird folgender Abschnitt angefiigt:

,Abschnitt 4

Pflichten des Mitgliedstaats im Fall der Umladung von Erzeugnissen im ICCAT-Ubereinkommensbereich
Artikel 7a

Statistische Dokumente und Berichterstattung

(1)  Bei der Bestitigung der Richtigkeit statistischer Dokumente stellt der Flaggenmitgliedstaat grofSer pelagischer
Langleinenfinger sicher, dass Umladungen der gemeldeten Fangmenge eines jeden solchen Schiffs entsprechen.
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(2)  Der Flaggenmitgliedstaat grofSer pelagischer Langleinenfinger bestitigt die Richtigkeit der Angaben statistischer
Dokumente fiir umgeladene Finge, nachdem bestitigt wurde, dass die Umladung im Einklang mit den Artikeln 51
bis 58 der Verordnung (EU) 20172107 des Europaischen Parlaments und des Rates (*) erfolgt ist. Diese Bestdtigung
basiert auf den Informationen, die durch das regionale ICCAT-Beobachterprogramm fir Umladungen auf See
gewonnen wurden.

(3)  Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass im Falle von Schiffen, die im ICCAT-Verzeichnis der zu Umladungen auf
See berechtigten grofen pelagischen Langleinenfinger aufgefithrt sind, fir Fischarten, fiir die ein statistisches
Dokument eingefithrt wurde und die mit grofen pelagischen Langleinenfingern im ICCAT-Ubereinkommensbereich
gefangen wurden, validierte statistische Dokumente sowie eine Kopie der ICCAT-Umladeerkldrung mitgefithrt werden,
wenn diese Fischarten in ihr Gebiet oder Hoheitsgebiet eingefithrt werden.

(*) Verordnung (EU) 2017/2107 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. November 2017 zur
Festlegung von Bewirtschaftungs-, Bestandserhaltungs- und Kontrollmanahmen fiir den Ubereinkommensbereich
der Internationalen Kommission fiir die Erhaltung der Thunfischbestinde im Atlantik (ICCAT) und zur Anderung
der Verordnungen (EG) Nr. 1936/2001, (EG) Nr. 1984/2003 und (EG) Nr. 520/2007 des Rates (ABL L 315 vom
30.11.2017, S. 1).¢

Artikel 78
Anderung der Verordnung (EG) Nr. 520/2007

Artikel 4 Absatz 1, Teil II und die Anhinge II, IIl und IV der Verordnung (EG) Nr. 520/2007 werden gestrichen.

Artikel 79
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Straflburg am 15. November 2017.
Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Prisident Der Priisident
A. TAJANI M. MAASIKAS
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ANHANG I

ICCAT-ARTEN

Familie Lateinische Bezeichnung Deutsche Bezeichnung
Scombridae Acanthocybium solandri Wahoo
Allothunnus fallai Schlankthun
Augxis rochei Melvera-Fregattmakrele
Auxis thazard Fregattmakrele
Euthynnus alletteratus Falscher Bonito
Gasterochisma melampus GrofRschuppenmakrele
Katsuwonus pelamis Echter Bonito
Orcynopsis unicolor Ungestreifte Pelamide
Sarda sarda Pelamide
Scomberomorus brasiliensis Serra-Makrele
Scomberomorus cavalla Konigsmakrele
Scomberomorus maculatus Gefleckte Konigsmakrele
Scomberomorus regalis Falsche Konigsmakrele
Scomberomorus tritor Ostatlantische Konigsmakrele
Thunnus alalunga Weifer Thun
Thunnus albacares Gelbflossenthun
Thunnus atlanticus Schwarzflossenthun
Thunnus maccoyii Sidlicher Blauflossenthun
Thunnus obesus Grofaugenthun
Thunnus thynnus Roter Thun
Istiophoridae Istiophorus albicans Atlantischer Segelfisch
Makaira indica Schwarzer Marlin
Makaira nigricans Blauer Marlin
Tetrapturus albidus WeifSer Marlin
Tetrapturus belone Mittelmeer-Speerfisch
Tetrapturus georgii Rundschuppen-Speerfisch
Tetrapturus pfluegeri Langschnauziger Speerfisch
Xiphiidae Xiphias gladius Schwertfisch
Alopiidae Alopias superciliosus Grofaugen-Fuchshai
Carcharhinidae Carcharhinus falciformis Seidenhai

Carcharhinus longimanus

Weiflspitzen-Hochseehai

Prionace glauca

Blauhai
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Familie

Lateinische Bezeichnung

Deutsche Bezeichnung

Lamnidae Isurus oxyrinchus Kurzflossen-Mako
Lamna nasus Heringshai

Sphyrnidae Sphyrna spp. Hammerhaie

Coryphaenidae Coryphaena hippurus Gemeine Goldmakrele
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ANHANG II

LEITLINIEN FUR DIE ERSTELLUNG VON BETRIEBSPLANEN FUR FISCHSAMMELGERATE (FAD)

Der FAD-Betriebsplan fir Ringwaden- und Koderschiffflotten einer Partei muss Folgendes umfassen:
1. Beschreibung
a) FAD-Art: AFAD = verankert; DFAD = treibend
b) Art der Bake/Boje
¢) Hochstzahl der FAD, die pro Ringwade und FAD-Art eingesetzt werden
d) Mindestabstand zwischen den AFAD
e¢) Verringerung von Beifingen und Konzept fiir deren Verwendung
f) Priffung des Zusammenwirkens mit anderen Geritearten
g) Erkldrung oder Konzept hinsichtlich der ,FAD-Eigentimerschaft*
2. Institutionelle Vorkehrungen
a) Institutionelle Zustdndigkeiten fiir den FAD-Betriebsplan
b) Verfahren fiir einen Antrag auf Genehmigung des FAD-Einsatzes
¢) Pflichten der Schiffseigner und Schiffskapitine hinsichtlich des Ausbringens und der Verwendung von FAD
d) Konzept fiir das Ersetzen von FAD
€) Uber diese Verordnung hinausgehende zusitzliche Meldepflichten
f) Konzept fiir die Streitbeilegung im Zusammenhang mit FAD

g) Angaben zu Schongebieten oder Schonzeiten, z. B. Hoheitsgewisser, Schifffahrtsstraffen, Nahe zu handwerklicher
Fischerei usw.

3. Konstruktionsspezifikationen und -anforderungen fiir FAD
a) Konstruktionsmerkmale der FAD (Beschreibung)
b) Lichtanforderungen

) Radarreflektoren

(e)

o

) Sichtweite
¢) FAD-Kennungen und Identifizierung
f) Funkbojen-Kennungen und Identifizierung (Seriennummernanforderungen)
g) Echolotbojen-Kennungen und Identifizierung (Seriennummernanforderungen)
h) Satelliten-Transmitter
i) Zu biologisch abbaubaren FAD durchgefiihrte Forschung
j) Vermeidung des Verlusts oder der Aufgabe von FAD
k) Konzept fiir das Einholen von FAD
4. Anwendungszeitraum des FAD-Betriebsplans

5. Mittel zur Uberwachung und Uberpriifung der Durchfithrung des FAD-Betriebsplans



ANHANG III

VERZEICHNIS EINGESETZTER FISCHSAMMELGERATE (FAD) AUF QUARTALSBASIS

FAD-Art und Art der elektronischen

FAD-Identifizierung Konstruktionsmerkale der FAD

Ausriistung
Art der zugehorigen Schwimmender Teil des FAD Struktur des FAD unter Wasser Bemerkung
FAD-Kennun Identifizierung der FAD-Art Bake und/oder der
8 zugehorigen Bake elektronischen MaRe Material MaRe Material
Ausriistung

() () ) ) () 0) () ©) ()

Fehlen die FAD-Kennung und die Identifizierung der zugehorigen Bake oder sind sie unleserlich, so weisen Sie bitte darauf hin und machen Sie alle verfiigbaren Angaben, die dazu beitragen konnen, den Eigen-
tiimer des FAD zu identifizieren.

Verankertes FAD, treibendes natiirliches FAD oder treibendes kiinstliches FAD.

Z. B. GPS, Echolot usw. Gehort zum FAD keine elektronische Ausriistung, so vermerken Sie bitte das Fehlen dieser Ausriistung.

Z. B. Breite, Linge, Hohe, Tiefe, MaschengrofSe usw.

Angabe des Materials der Struktur und der Umkleidung und Angaben, ob das Material biologisch abbaubar ist.

Z. B. Netze, Tauwerk, Palmblatter usw.; Angabe zu Verfangmerkmalen und/oder zur biologischen Abbaubarkeit des Materials.

Angaben zu Beleuchtungsspezifikationen, Radarreflektoren und Sichtweiten.

0€/S1€ T

[3d ]

uorup uaydstedoiny Jop Ne[gsIuy

L10TTT°0¢
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ANHANG IV

ANFORDERUNGEN AN DAS BEOBACHTERPROGRAMM FUR SCHIFFE, DIE TROPISCHEN THUNFISCH IN
DEN GEOGRAFISCHEN GEBIETEN DER SCHONZEITEN UND GEBIETSSCHLIESSUNGEN FISCHEN
1. Die Beobachter verfiigen iiber die folgenden fiir die Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen Eignungen:
— ausreichende Erfahrung, um Fischarten und Fanggerit zu identifizieren;

— zufriedenstellende Kenntnis der Bestandserhaltungs- und Bewirtschaftungsmafinahmen der ICCAT, welche durch
eine auf die ICCAT-Ausbildungsleitlinien gestiitzte Bescheinigung des betreffenden Mitgliedstaats nachzuweisen ist;

— Fihigkeit, mit der erforderlichen Genauigkeit zu beobachten und zu protokollieren;
— hinreichende Kenntnis der Sprache des Flaggenstaats des beobachteten Schiffs.

2. Die Beobachter sind keine Besatzungsmitglieder des beobachteten Fischereifahrzeugs und
a) sind Staatsangehorige einer der Parteien;
b) sind in der Lage, die Aufgaben gemdff Nummer 3 wahrzunehmen;

¢) sind nicht finanziell oder als Nutzniefer an der Fischerei auf tropischen Thunfisch beteiligt.

Aufgaben der Beobachter

3. Die Beobachter haben insbesondere folgende Aufgaben:

a) Uberwachung der Einhaltung der von der ICCAT genehmigten Bestandserhaltungs- und Bewirtschaftungs-
mafinahmen durch das Fischereifahrzeug.

Insbesondere miissen die Beobachter
i) die Fangtitigkeiten registrieren und melden;
ii) die Finge beobachten und schitzen und die Eintrige im Logbuch tiberpriifen;

iii) Schiffe aufspiiren und registrieren, die moglicherweise eine den Bestandserhaltungs- und Bewirtschaftungs-
maflnahmen der ICCAT zuwiderlaufende Fangtitigkeit ausiiben;

iv) die Position des Schiffs wihrend der Fangtitigkeit tiberpriifen;

v) auf der Grundlage der Leitlinien des Stindigen ICCAT -Ausschusses fiir Forschung und Statistik
wissenschaftliche Arbeiten durchfithren, z. B. Erfassung von Task-II-Daten, wenn dies von der ICCAT verlangt
wird.

b) Unter gebithrender Beriicksichtigung der Sicherheit des Beobachters unverziiglich Meldung einer Fischereititigkeit
im Zusammenhang mit FAD, die von dem Schiff in dem Gebiet und wihrend des Zeitraums nach Artikel 11
durchgefiihrt wird.

¢) Erstellung allgemeiner Berichte tiber die nach Maflgabe der vorliegenden Nummer 3 gesammelten Informationen,
wobei dem Schiffskapitin Gelegenheit zu geben ist, sachdienliche Informationen aufzunehmen.

4. Die Beobachter behandeln alle Informationen iiber die Fangtitigkeiten und Umladungen der Fischereifahrzeuge als
vertraulich und erkennen diese Forderung als Voraussetzung fiir die Ernennung zum Beobachter schriftlich an.

5. Die Beobachter geniigen den Anforderungen, welche sich aus den Gesetzen und Vorschriften des Flaggenmitgliedstaats
ergeben, dessen Gerichtsbarkeit das Schiff untersteht, dem der Beobachter zugeteilt ist.

6. Die Beobachter halten die Rangordnung und die allgemeinen Verhaltensregeln ein, die fur die gesamte
Schiffsbesatzung gelten, sofern diese Regeln nicht die Wahrnehmung der in diesem Programm beschriebenen
Aufgaben der Beobachter und der unter Nummer 7 beschriebenen Pflichten beeintrichtigen.

Pflichten des Flaggenmitgliedstaats

7. Zu den Zustindigkeiten der Beobachter der Flaggenmitgliedstaaten der Fischereifahrzeuge und deren Kapitine gehort
insbesondere Folgendes:

a) Die Beobachter erhalten Zugang zum Schiffspersonal sowie zu Fanggeriten und Ausriistungen;



L 315[32

Amtsblatt der Europdischen Union 30.11.2017

b)

auf Anfrage wird den Beobachtern, sofern das Schiff, dem sie zugeteilt sind, entsprechend ausgeriistet ist, auch
Zugang zu folgender Ausriistung gewdhrt, um die Wahrnehmung ihrer Aufgaben gemdf Nummer 3 zu
erleichtern:

i) Satellitennavigationsausriistung;

ii) Radarsichtgeriten, wenn in Betrieb;

iii) elektronischen Kommunikationsmitteln;

die Beobachter sind, was Unterbringung, Verpflegung und angemessene sanitdre Einrichtungen anbelangt, den
Schiffsoffizieren gleichzustellen;

den Beobachtern wird auf der Briicke oder im Ruderhaus ausreichender Platz fiir Schreibarbeiten sowie an Deck
ausreichender Platz fiir die Wahrnehmung der Beobachteraufgaben eingerdumt, und

der Flaggenmitgliedstaat tragt daftir Sorge, dass Kapitine, Besatzung und Schiffseigner Beobachter bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben weder behindern noch einschiichtern, unterbrechen, beeinflussen, bestechen oder
zu bestechen versuchen.
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ANHANG V
TECHNISCHE MINDESTSTANDARDS FUR SCHUTZMASSNAHMEN
Schutzmafinahme Beschreibung Spezifikation

Ausbringen der Leinen bei
Nacht mit minimaler
Deckbeleuchtung

Kein Ausbringen zwischen nautischer
Morgen- und  Abenddimmerung.
Deckbeleuchtung muss so gering wie
moglich bleiben.

Die nautische Abend- und die nautische Morgendimmerung
werden nach den Angaben fiir den betreffenden Breitengrad,
die Ortszeit und das Datum in den Tabellen des nautischen Al-
manachs bestimmt. Die minimale Deckbeleuchtung darf nicht
gegen die Mindeststandards fiir Sicherheit und Schifffahrt ver-
stofSen.

Vogelscheuchlei-nen (Tori-
Leinen)

Wihrend des Ausbringens von Lang-
leinen miissen Vogelscheuchleinen
eingesetzt werden, um Vogel von der
Anniherung an die Mundschnur ab-
zuhalten.

Fiir Schiffe von 35 m Linge oder mehr:

— Mindestens eine Vogelscheuchleine ist einzusetzen. Soweit
praktisch machbar, sollten die Schiffe bei groen Seevogel-
konzentrationen bzw. grofler Seevogelaktivitit eine zweite
Tori-Stange und Vogelscheuchleine verwenden; die beiden
Tori-Leinen sollten gleichzeitig jeweils auf einer Seite der
ausgebrachten Leine eingesetzt werden.

— Die Vogelscheuchleine muss sich auf einer Linge von min-
destens 100 m iiber der Wasseroberfliche befinden.

— Die verwendeten langen Scheuchbdnder miissen lang ge-
nug sein, um bei ruhigen Bedingungen die Meeresoberfli-
che zu beriihren.

— Der Abstand zwischen den langen Scheuchbindern darf
nicht mehr als 5 m betragen.

Fiir Schiffe unter 35 m Linge:
— Mindestens eine Vogelscheuchleine ist einzusetzen.

— Die Vogelscheuchleine muss sich auf einer Linge von min-
destens 75 m iiber der Wasseroberfliche befinden.

— Es missen lange und/oder kurze (aber mindestens 1 m
lange) Scheuchbinder verwendet und in folgenden Abstin-
den angebracht werden:

— kurz: Abstinde von nicht mehr als 2 m;

— lang: Abstinde von nicht mehr als 5 m auf den ersten
55 m der Vogelscheuchleine.

Weitere Leitlinien fiir die Konstruktion und den Einsatz von
Vogelscheuchleinen sind in den untenstehenden ergidnzenden
Leitlinien fiir Konstruktion und Einsatz von Tori-Leinen ent-
halten.

Beschweren der Leinen

Vor dem Ausbringen an der Mund-
schnur einzusetzende Gewichte

bis zu 1 m vom Haken iiber 45 g Gesamtgewicht oder
bis zu 3,5 m vom Haken iiber 60 g Gesamtgewicht oder

bis zu 4 m vom Haken iiber 98 g Gesamtgewicht.
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ERGANZENDE LEITLINIEN FUR KONSTRUKTION UND EINSATZ VON TORI-LEINEN

Vorbemerkung

In der oben stehenden Tabelle finden sich die technischen Mindestanforderungen fiir den Einsatz von Tori-Leinen. Diese
erganzenden Leitlinien sind als Hilfe fiir die Ausarbeitung und Anwendung von Vorschriften fiir Tori-Leinen in der
Langleinenfischerei gedacht. Auch wenn diese Leitlinien bereits recht klar sind, wird angeregt, die Wirksamkeit von Tori-
Leinen durch Versuche im Rahmen der Anforderungen der oben stehenden Tabelle noch weiter zu verbessern. Die
Leitlinien beriicksichtigen unterschiedliche Umwelt- und Einsatzbedingungen wie Wetter, Setzgeschwindigkeit und
Schiffsgrofe, die alle eine Rolle spielen, wenn Tori-Leinen erfolgreich verhindern sollen, dass Vogel Koder fressen.
Konstruktion und Einsatz der Tori-Leinen konnen an die jeweiligen Bedingungen angepasst werden, solange ihre
Wirkung nicht beeintrichtigt wird. Eine stindige weitere Verbesserung der Tori-Leinen ist angedacht und entsprechend
sollten diese Leitlinien kiinftig tiberarbeitet werden.

Konstruktion von Tori-Leinen

1. Mit einer geeigneten Ballast-Vorrichtung, die an dem im Wasser liegenden Abschnitt der Tori-Leine angebracht ist,
lasst sich die Ausdehnung iiber dem Wasser erhohen.

2. Die Leine iiber Wasser sollte leicht genug sein, so dass ihre Bewegungen unvorhersehbar sind, damit sich die Vogel
nicht an die Leine gewohnen, und gleichzeitig so schwer, dass die Leine nicht vom Wind abgetrieben wird.

3. Die Leine wird am besten mit einem starken Tonnchenwirbel am Schiff festgemacht, damit sie sich nicht verfangt.

4. Die Scheuchbinder sollten aus einem Material sein, das auffillig ist und unregelmifSige Flatterbewegungen erlaubt
(z. B. mit rotem Kunststoff iiberzogene starke Schnur), und mit einem starken Kreuzwirbel (damit auch diese sich
nicht verwickeln) an der Tori-Leine befestigt sein.

5. Jedes Scheuchband sollte aus zwei oder mehr Litzen bestehen.

6. Jedes Scheuchbandpaar sollte mit einem Clip leicht zu 16sen sein, damit die Leine problemlos verstaut werden kann.

Einsatz von Tori-Leinen

1. Die Leine sollte an einer am Schiff befestigten Stange angebracht sein. Die Tori-Stange sollte so hoch wie moglich
sein, damit die Leine die Kdder tiber eine ausreichende Distanz hinter dem Schiff schiitzt und sich nicht mit dem
Fanggerit verwickelt. Je hoher die Stange, desto grofSer der Kdderschutz. So bietet z. B. eine Hohe von rund 7 m iiber
der Wasserlinie etwa 100 m Koderschutz.

2. Wenn von einem Schiff aus nur eine Tori-Leine verwendet wird, sollte sie luvseitig zu den eingesetzten Kodern
ausgebracht werden. Wenn bekoderte Haken auflerhalb des Heckbereichs ausgebracht werden, sollte der
Befestigungspunkt der Tori-Leine am Schiff mehrere Meter vom Heck entfernt an der Schiffsseite liegen, von der aus
die Koder eingesetzt werden. Wenn von einem Schiff aus zwei Tori-Leinen verwendet werden, sollten die bekdderten
Haken innerhalb der von den beiden Tori-Leinen umschlossenen Fliche eingesetzt werden.

3. Empfohlen wird der Einsatz von mehreren Tori-Leinen, damit die Koder noch besser vor Vogeln geschiitzt sind.

4. Da die Leinen reilen und sich verwickeln konnen, sollten Ersatz-Tori-Leinen mitgefithrt werden, damit eine
beschidigte Leine sofort ersetzt und der Fischfang ohne Unterbrechung fortgesetzt werden kann. In die Tori-Leine
konnen Sollbruchstellen eingearbeitet werden, um Sicherheits- und Betriebsprobleme so gering wie mdglich zu
halten, wenn ein Langleinenschwimmer sich verdrehen oder sich mit dem im Wasser liegenden Teil einer Tori-Leine
verwickeln sollte.

5. Wenn Fischer ein Bekdderungsgerit einsetzen, miissen dieses Gerit und die Tori-Leine aufeinander abgestimmt
werden, indem dafiir gesorgt wird, dass das Gerit die Koder direkt unter der schiitzenden Tori-Leine auswirft. Wenn
das Gerdt (oder mehrere Gerite) sowohl steuerbord als auch backbord ausgeworfen werden kann (kénnen), sollten
zwei Tori-Leinen eingesetzt werden.

6. Wenn sie eine Nebenleine von Hand auswerfen, sollten Fischer sicherstellen, dass die bekdderten Haken und die
aufgewickelten Abschnitte der Nebenleine unter der schiitzenden Tori-Leine ausgeworfen werden und dabei das
Schraubenwasser gemieden wird, das die Sinkgeschwindigkeit verlangsamen kann.

7. Fischern wird empfohlen, fiir das leichte Aussetzen und Wiedereinholen der Tori-Leinen manuelle, elektrische oder
hydraulische Winden zu installieren.
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ANHANG VI

DETAILLIERTE ANFORDERUNGEN FUR DAS FREISETZEN VON MEERESSCHILDKROTEN

Verfahren der vorsichtigen Behandlung:

i) Soll eine Meeresschildkrote dem Wasser entnommen werden, so wird ein angemessener Korb oder Hamen
verwendet, um Meeresschildkroten an Bord zu bringen, die an einem Haken hidngen oder sich in Fanggeriten
verfangen haben. Es wird keine Meeresschildkréte an einer Fangleine aus dem Wasser gezogen, die am Korper der
Meeresschildkrote verhakt ist oder in der sich die Meeresschildkrote verfangen hat. Kann die Meeresschildkrote dem
Wasser nicht sicher entnommen werden, so sollte die Besatzung die Leine so nah wie mdglich am Haken
durchtrennen, ohne die Meeresschildkréte unnétig zusitzlich zu verletzen.

ii) In Fillen, in denen Meeresschildkroten an Bord genommen werden, bewerten Schiffsbetreiber oder Besatzung vor
dem Freisetzen den Zustand der Meeresschildkroten, die gefangen wurden oder sich verfangen haben.
Meeresschildkroten, die Bewegungsschwierigkeiten haben oder reaktionslos sind, werden soweit moglich an Bord
behalten und versorgt, um ihre Uberlebenschancen vor dem Freisetzen so gut wie méglich zu sichern. Diese
Verfahren sind in den Leitlinien der FAO zur Verringerung der Meeresschildkrotensterblichkeit bei Fischereieinsitzen
ausfithrlicher dargelegt.

i) Soweit praktisch moglich werden Meeresschildkroten bei Fangtitigkeiten oder im Rahmen nationaler Beobachter-
programme (z. B. Markierungsoperationen) im Einklang mit den Leitlinien der FAO zur Verringerung der
Meeresschildkrotensterblichkeit bei Fischereieinsdtzen behandelt.

Verwendung von Leinenkappern:

i) Langleinenfinger fithren Leinenkapper an Bord mit und verwenden diese, wenn ein Enthaken nicht maglich ist, ohne
die Meeresschildkrote beim Freisetzen zu verletzen.

ii) Andere Arten von Schiffen, die Fanggerite verwenden, in denen sich Meeresschildkroten verfangen konnen, fithren
Leinenkapper an Bord mit und verwenden diese, um Meeresschildkroten sicher von Fanggerdten zu trennen und
freizusetzen.

Verwendung von Hakenldsern:

i) Langleinenfinger fithren Hakenloser an Bord mit, um Haken wirksam von Meeresschildkroten zu entfernen.

ii) Wird ein Haken verschluckt, so wird nicht der Versuch unternommen, den Haken zu entfernen. Stattdessen wird die
Leine so nah wie moglich am Haken durchtrennt, ohne die Meeresschildkrote unnotig zusitzlich zu verletzen.



L 315/36 Amtsblatt der Europdischen Union 30.11.2017

ANHANG VII

UMLADUNGEN IN HAFEN

1. Umladungen in Hifen durch Unionsschiffe oder in Unionshdfen von im ICCAT-Ubereinkommensbereich
gefangenem Thunfisch und verwandten Arten sowie anderen zusammen mit diesen Arten gefangenen Arten
erfolgen nach dem folgenden Verfahren:

Mitteilungspflichten
2. Fischereifahrzeug

2.1 Mindestens 48 Stunden vor der Umladung teilt der Kapitin des Fischereifahrzeugs den Behorden des Hafenstaats
den Namen des Transportschiffs sowie Datum und Uhrzeit der Umladung mit.

2.2 Der Kapitdn eines Fischereifahrzeugs teilt seinem Flaggenmitgliedstaat zum Zeitpunkt der Umladung Folgendes mit:
— die umzuladenden Mengen Thunfisch und verwandter Arten, moglichst aufgeschliisselt nach Bestinden;

— die Mengen der umzuladenden anderen Arten, die zusammen mit Thunfisch und verwandten Arten gefangen
wurden, aufgeschliisselt nach Arten, soweit bekannt;

— das Datum und den Ort der Umladung;
— den Namen, die Registriernummer und den Flaggenstaat des iibernehmenden Transportschiffs und

— die geografische Lage der Fanggebiete, aufgeschliisselt nach Arten sowie gegebenenfalls nach Bestinden,
entsprechend den Gebieten der ICCAT-Statistik.

2.3 Der Kapitin des betreffenden Fischereifahrzeugs fullt spitestens 15 Tage nach der Umladung die ICCAT-
Umladeerklarung aus und ibermittelt sie seinem Flaggenmitgliedstaat, gegebenenfalls zusammen mit der Nummer
im ICCAT-Fangschiffregister.

3. Ubernehmendes Schiff

3.1 Der Kapitdn des iibernehmenden Transportschiffs meldet mindestens 24 Stunden vor Beginn sowie nach Abschluss
der Umladung den Hafenstaatbehdrden die Mengen Thunfisch und verwandter Arten, die auf sein Schiff umgeladen
wurden, fillt die ICCAT-Umladeerklirung aus und tbermittelt sie den zustindigen Behoérden innerhalb von
24 Stunden.

3.2 Der Kapitin des iibernehmenden Transportschiffs iibermittelt den zustindigen Behorden des Anlandestaates
mindestens 48 Stunden vor der Anlandung eine ausgefiillte ICCAT-Umladeerklirung.

Zusammenarbeit zwischen Hafenstaat und Anlandestaat

4. Der Hafenstaat und der Anlandestaat gemifl den vorstehenden Nummern priifen die gemidfl den Bestimmungen
dieses Anhangs erhaltenen Informationen — nétigenfalls auch in Zusammenarbeit mit der flaggenstaatlichen Partei
des Fischereifahrzeugs —, um festzustellen, ob zwischen den gemeldeten Fingen, Umladungen und Anlandungen
der einzelnen Schiffe Ubereinstimmung besteht. Diese Priifung ist so durchzufiithren, dass die Tatigkeiten des Schiffs
moglichst wenig gestort werden und die Fischqualitdt nicht beeintrachtigt wird.

Berichterstattung

5. Jeder Flaggenmitgliedstaat des Fischereifahrzeugs nimmt in seinen Jahresbericht an die ICCAT detaillierte Angaben
tiber die Umladungen auf, die seine Schiffe durchgefiihrt haben.
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ANHANG VIII

REGIONALES BEOBACHTERPROGRAMM DER ICCAT FUR UMLADUNGEN AUF SEE

1. Die Mitgliedstaaten verpflichten Transportschiffe, die im ICCAT-Register der Schiffe gefiihrt sind, auf die im ICCAT-
Ubereinkommensbereich Finge umgeladen werden diirfen und die auf See Umladungen durchfiithren, bei jeder
Umladung im ICCAT-Ubereinkommensbereich einen regionalen ICCAT-Beobachter an Bord zu haben.

2. Die Beobachter werden von der ICCAT ernannt und an Bord der Transportschiffe eingesetzt, die im ICCAT- Uber-
einkommensbereich Umladungen von grofen pelagischen Langleinenfingern unter der Flagge einer Partei, die das
regionale I[CCAT-Beobachterprogramm umsetzt, aufnehmen diirfen.

Benennung der Beobachter

3. Die benannten Beobachter verfiigen iiber die folgenden fiir die Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen
Eignungen:

— nachgewiesene Fahigkeit, ICCAT-Arten und Fanggerite zu identifizieren, wobei eindeutig Beobachter
vorzuziehen sind, die iiber Erfahrung als Beobachter auf pelagischen Langleinenfingern verfiigen;

— zufriedenstellende Kenntnis der ICCAT-Bestandserhaltungs- und Bewirtschaftungsmaf$nahmen;
— Fihigkeit, mit der erforderlichen Genauigkeit zu beobachten und zu protokollieren;

— zufriedenstellende Kenntnis der Sprache des Flaggenstaats des beobachteten Schiffs.

Pflichten des Beobachters

4. Die Beobachter
a) miissen das technische Training abgeschlossen haben, das in den ICCAT-Leitlinien vorgeschrieben ist;
b) diirfen nicht Staatsangehérige oder Biirger des Flaggenstaats des ibernehmenden Transportschiffs sein;
¢) miissen in der Lage sein, die Pflichten gemdf Nummer 5 zu erfiillen;
d) miissen in dem von der ICCAT gefithrten Beobachterverzeichnis ausgewiesen sein;

e) dirfen weder Mitglied der Besatzung des grofen pelagischen Langleinenfingers oder des Transportschiffs noch
Angestellter des Unternehmens des groflen pelagischen Langleinenfingers oder des Transportschiffs sein.

5.  Der Beobachter kontrolliert, dass der grofle pelagische Langleinenfinger und das Transportschiff die
entsprechenden Bestandserhaltungs- und Bewirtschaftungsmaffnahmen der ICCAT einhalten. Die Aufgaben der
Beobachter bestehen insbesondere darin,

5.1 unter Beriicksichtigung der in Nummer 9 aufgefiihrten Bestimmungen vor der Umladung an Bord des grofen
pelagischen Langleinenfingers, der auf ein Transportschiff umladen will, zu gehen, um

a) zu priffen, ob das Fischereifahrzeug im Besitz einer giiltigen Genehmigung oder Lizenz fiir den Fang von
Thunfisch und verwandten Arten sowie anderen zusammen mit diesen Arten im ICCAT-Ubereinkommens-
bereich gefangenen Arten ist;

b) zu priffen, ob das Fischereifahrzeug tiber die vorherige Genehmigung der flaggenstaatlichen Partei und
gegebenenfalls des Kiistenstaats verfugt, auf See umzuladen;

¢) die Gesamtmenge der Finge an Bord aufgeschliisselt nach Arten und, wenn moglich, nach Bestinden sowie die
auf das Transportschiff umzuladenden Mengen zu priifen und aufzuzeichnen;

d) zu priifen, ob das Schiffsiiberwachungssystem (VMS) in Betrieb ist, das Logbuch zu kontrollieren und, wenn
moglich, Eintrage zu iiberpriifen;

e) zu priifen, ob ein Teil des an Bord befindlichen Fangs aus Umsetzungen von anderen Schiffen stammt, und die
Dokumentation iiber diese Umsetzungen zu tiberpriifen;

f) im Falle von Hinweisen auf Verstole, an denen das Fischereifahrzeug beteiligt gewesen sein kénnte, den
Verstof3/die Verstole umgehend dem Kapitin des Transportschiffs (unter gebithrender Beriicksichtigung aller
Sicherheitsaspekte) und dem das Beobachterprogramm durchfithrenden Unternehmen zu melden, das diese
Informationen unverziiglich an die Behorden der flaggenstaatlichen Partei des Fischereifahrzeugs weiterleitet,
und

g) die Ergebnisse dieser an Bord des Fischereifahrzeugs wahrgenommenen Aufgaben im Beobachterbericht
festzuhalten;
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5.2 die Aktivititen des Transportschiffs zu beobachten und
a) die durchgefithrten Umladungen aufzuzeichnen und zu melden;
b) die Position des Schiffs wihrend der Umladung zu tiberpriifen;

¢) die umgeladenen Mengen an Thunfisch und verwandten Arten, sofern bekannt aufgeschliisselt nach Arten und,
wenn moglich, nach Bestinden zu beobachten und zu schitzen;

d) die Mengen anderer Arten, die zusammen mit Thunfisch und verwandten Arten gefangen wurden, sofern
bekannt aufgeschliisselt nach Arten zu beobachten und zu schitzen;

e) den Namen des betreffenden grofen pelagischen Langleinenfingers und dessen ICCAT-Registernummer zu
tiberpriffen und aufzuzeichnen;

f) die Angaben in der Umladeerklirung zu tiberprifen, soweit moglich auch durch Abgleich mit dem Logbuch des
groflen pelagischen Langleinenfingers;

g) die Angaben in der Umladeerkldrung zu bestitigen;
h) die Umladeerklirung gegenzuzeichnen und

i) die Mengen aufgeschliisselt nach Arten zu beobachten und zu schitzen, wenn diese in dem Hafen, in dem der
Beobachter von Bord geht, abgeladen werden, um sich zu vergewissern, dass die Mengen mit den auf See
umgeladenen Mengen iibereinstimmen.

5.3 Dariiber hinaus
a) erstellt der Beobachter einen tdglichen Bericht iiber die Umladevorginge des Transportschiffs;

b) erstellt der Beobachter allgemeine Berichte mit den entsprechend den Pflichten des Beobachters zusammenge-
tragenen Informationen und gibt dem Kapitin Gelegenheit, weitere sachdienliche Informationen in die Berichte
aufzunehmen;

c) leitet der Beobachter innerhalb von 20 Tagen nach Ablauf des Beobachtungszeitraums die in Buchstabe b
genannten allgemeinen Berichte an das ICCAT-Sekretariat weiter;

d) nimmt der Beobachter andere von der ICCAT vorgesehene Aufgaben wahr.

6. Die Beobachter behandeln alle Informationen iiber die Fangtitigkeiten des grofen pelagischen Langleinenfingers
und dessen Reeder als vertraulich und erkennen diese Anforderung als Voraussetzung fir die Ernennung zum
Beobachter schriftlich an.

7. Die Beobachter erfiillen die Anforderungen, welche sich aus den Gesetzen und Vorschriften des Flaggenmitglied-
staats und gegebenenfalls des Kiistenstaats ergeben, dessen Gerichtsbarkeit das Schiff untersteht, dem der
Beobachter zugeteilt ist.

8. Die Beobachter halten die Rangordnung und die allgemeinen Verhaltensregeln ein, die fiir die gesamte
Schiffsbesatzung gelten, sofern diese Regeln nicht die Wahrnehmung der Aufgaben der Beobachter im Rahmen
dieses Programms und die unter Nummer 9 beschriebenen Verpflichtungen der Schiffsbesatzung beeintrichtigen.

Verantwortung der Flaggenstaaten von Transportschiffen

9.  Fur die Durchfithrung des regionalen Beobachterprogramms gegeniiber den Flaggenstaaten der Transportschiffe
und ihrer Kapitine sind insbesondere folgende Bedingungen zu erfiillen:

a) die Beobachter haben Zugang zur Schiffsbesatzung, den einschldgigen Unterlagen sowie zu Fanggerten und
Ausriistung;

b) auf Anfrage wird den Beobachtern, sofern das Schiff, dem sie zugeteilt sind, entsprechend ausgeriistet ist, auch
Zugang zu folgender Ausriistung gewihrt, um die Wahrnehmung ihrer Aufgaben gemdf Nummer 5 zu
erleichtern:

i) Satellitennavigationsausriistung;

ii) Radarsichtgeriten, wenn in Betrieb;

iii) elektronischen Kommunikationsmitteln und

iv) zum Wiegen umgeladener Erzeugnisse verwendete Waage;

¢) die Beobachter sind, was Unterbringung, Verpflegung und angemessene sanitire Einrichtungen anbelangt,
Schiffsoffizieren gleichzustellen;

d) den Beobachtern wird auf der Briicke oder im Ruderhaus ausreichender Platz fiir Schreibarbeiten sowie an Deck
ausreichender Platz fur die Wahrnehmung der Beobachteraufgaben eingerdumt;
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e) die Beobachter konnen bestimmen, von welchem Standort aus und mit welcher Methode sie die Umladungen
am besten beobachten und die Arten/Bestinde und umgeladenen Mengen am besten schitzen kénnen. Dabei
erfillt der Kapitin des Transportschiffs unter gebithrender Beriicksichtigung von Sicherheitsfragen und
praktischen Aspekten die Bediirfnisse der Beobachter und stellt auf Anfrage voriibergehend auch Erzeugnisse an
Deck des Transportschiffs zur Uberpriiffung durch die Beobachter bereit und rdumt den Beobachtern
ausreichend Zeit ein, ihren Aufgaben nachzukommen. Der Beobachter nimmt seine Aufgaben in einer Weise
wahr, dass die Schiffsaktivititen so wenig wie moglich gestort werden und die Qualitit der umgeladenen
Erzeugnisse nicht beeintrichtigt wird;

f) der Kapitin des Transportschiffs sorgt unter Beachtung der Bestimmungen unter Nummer 10 dafiir, dass alles
getan wird, um einen sicheren Transport des Beobachters zwischen dem Transportschiff und dem Fischerei-
fahrzeug zu gewihrleisten, sofern das Wetter und die sonstigen Bedingungen einen solchen Austausch zulassen,
und

g) die Flaggenstaaten tragen dafiir Sorge, dass Kapitine, Besatzung und Schiffseigner die Beobachter bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben nicht behindern, einschiichtern, unterbrechen, beeinflussen, bestechen oder zu
bestechen versuchen.

Verantwortung der grofen pelagischen Langleinenfinger bei Umladungen

10. Die Beobachter konnen an Bord des Fischereifahrzeugs gehen, wenn das Wetter und die sonstigen Bedingungen
dies zulassen, und erhalten Zugang zum Personal, zu allen einschligigen Unterlagen und den Bereichen des Schiffs,
zu denen sie fiir die Wahrnehmung ihrer Aufgaben gemdf Nummer 5 Zugang benoétigen. Der Kapitin des
Fischereifahrzeugs sorgt dafiir, dass alles getan wird, um einen sicheren Transport des Beobachters zwischen dem
Transportschiff und dem Fischereifahrzeug zu gewihrleisten. Sollten die Bedingungen ein nicht zu vertretendes
Risiko fiir das Wohlergehen des Beobachters darstellen, sodass es vor Beginn der Umladung nicht mdglich ist, dass
er an Bord des groffen pelagischen Langleinenfingers geht, so darf diese Umladung dennoch durchgefithrt werden.

Beobachtungsgebiihren

11. Die Kosten fiir die Durchfilhrung dieses Programms werden von den flaggenstaatlichen Parteien der grofen
pelagischen Langleinenfinger getragen, die Umladungen durchfithren wollen. Diese Gebiihr wird auf der Grundlage
der Gesamtkosten des Programms berechnet. Diese Gebithr wird auf ein Sonderkonto des ICCAT-Sekretariats
eingezahlt, und das ICCAT-Sekretariat verwaltet das Konto zur Durchfithrung des Programms.

12. Solange die gemifl Nummer 11 vorgeschriecbenen Gebiihren nicht beglichen sind, diirfen grofie pelagische
Langleinenfianger nicht an dem Programm fiir Umladungen auf See teilnehmen.
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RICHTLINIEN

RICHTLINIE (EU) 201 7/2108 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 15. November 2017

zur Anderung der Richtlinie 2009/45/EG iiber Sicherheitsvorschriften und -normen fiir
Fahrgastschiffe

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 100 Absatz 2,
auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ('),

nach Anhorung des Ausschusses der Regionen,

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (),

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Zur Aufrechterhaltung eines hohen Sicherheitsniveaus und somit auch eines hohen Mafles an Fahrgastvertrauen
durch die in der Richtlinie 2009/45/EG des Europdischen Parlaments und des Rates () festgelegten gemeinsamen
Sicherheitsnormen und zur Wahrung gleicher Wettbewerbsbedingungen ist es angezeigt, die Anwendung der
genannten Richtlinie zu verbessern. Die Richtlinie 2009/45/EG sollte nur fiir die Fahrgastschiffe und -fahrzeuge
gelten, fur die die Sicherheitsnormen der genannten Richtlinie entwickelt wurden. Eine Reihe bestimmter
Schiffstypen sollte daher vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie ausgenommen werden, und zwar
insbesondere Tender, Segelschiffe und Schiffe, die ausgebildetes Personal beispielsweise zu Offshore-Anlagen
befordern, das an Bord keine Titigkeiten ausfiihrt, die fiir die Belange des Schiffes wesentlich sind.

(2)  Von Schiffen mitgefithrte Tender befordern Fahrgiste direkt auf dem kiirzesten sicheren Seeweg von einem
Fahrgastschiff zum Land und umgekehrt. Die Tender sind nicht fiir andere Beforderungsleistungen wie zum
Beispiel Ausflugsfahrten an der Kiiste geeignet und sollten hierfiir nicht eingesetzt werden. Solche Ausflugsfahrten
sollten — wie unter anderem in den Richtlinien der Internationalen Seeschifffahrtsorganisation (IMO)
(MSC.1/Rundschreiben 1417 mit Richtlinien fiir Fahrgastschiffstender) vorgesehen — mit Schiffen unternommen
werden, die die Anforderungen des Kiistenstaats an Fahrgastschiffe erfullen. Zur Verbesserung der Sicherheit
sollten die Mitgliedstaaten und die Kommission die Beratungen in der IMO zur Uberpriifung der Richtlinien
fordern. Die Kommission sollte priifen, ob es notwendig ist, die Anwendung der Richtlinien verbindlich
vorzuschreiben.

(3)  Fahrgastschiffe ohne Maschinenantrieb sind vom Anwendungsbereich der Richtlinie 2009/45/EG ausgenommen.
Segelschiffe sollten nicht im Rahmen der genannten Richtlinie zugelassen werden, wenn ihr mechanischer Antrieb
lediglich als Hilfsantrieb oder fiir Notfille dient. Die Kommission sollte deshalb priifen, ob bis 2020 einheitliche
europdische Anforderungen fiir diese Kategorie von Fahrgastschiffen erforderlich sind.

(4)  Offshore-Anlagen werden von Schiffen angelaufen, die gewerbliches Personal befordern. Dieses gewerbliche
Personal muss erfolgreich eine obligatorische Sicherheitsschulung abschlieBen und bestimmte vorgeschriebene
Kriterien in Bezug auf die medizinische Tauglichkeit erfullen. Fiir das gewerbliche Personal sollten deshalb andere
und besondere Sicherheitsvorschriften auflerhalb des Anwendungsbereichs dieser Richtlinie gelten. Die
Mitgliedstaaten und die Kommission sollten die auf der IMO-Entschliefung MSC.418(97) aufbauende derzeitige
Titigkeit der IMO im Bereich der Sicherheitsnormen fiir Offshore-Servicefahrzeuge aktiv unterstiitzen.

() ABLC 34vom 2.2.2017,5.167.

(*) Standpunkt des Europiischen Parlaments vom 4. Oktober 2017 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht) und Beschluss des Rates vom
23. Oktober 2017.

() Richtlinie 2009/45/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 iiber Sicherheitsvorschriften und -normen fiir
Fahrgastschiffe (ABl. L 163 vom 25.6.2009, S. 1).
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(5)  Das Programm zur Gewihrleistung der Effizienz und Leistungsfihigkeit der Rechtsetzung (REFIT) hat ergeben,
dass nicht alle Mitgliedstaaten nach der Richtlinie 2009/45/EG Schiffe aus Aluminium zulassen. Dies fithrt zu
einer unausgewogenen Situation, in der das Ziel, ein gemeinsames, hohes Sicherheitsniveau fiir Fahrgiste im
Inlandverkehr in der Union zu gewahrleisten, gefahrdet ist. Um die uneinheitliche Anwendung zu vermeiden, die
sich aus unterschiedlichen Auslegungen der Einordnung von Aluminium als gleichwertigem Werkstoff und der
Anwendbarkeit der entsprechenden Brandschutznormen ergibt, was zu unterschiedlichen Auslegungen des
Anwendungsbereichs der Richtlinie fithrt, sollte der Begriff ,gleichwertiger Werkstoff in der Richtlinie
2009/45/EG klarer definiert werden. Den Mitgliedstaaten sollte gestattet werden, gemafl den Bestimmungen dieser
Richtlinie tiber zusitzliche Sicherheitsanforderungen strengere Mafnahmen zur Brandverhiitung zu ergreifen.

(6)  Eine erhebliche Zahl von aus Aluminiumlegierungen gebauten Fahrgastschiffen stellen regelmifige und hiufige
Seeverkehrsverbindungen zwischen verschiedenen Hifen innerhalb eines Mitgliedstaats sicher. Da die Einhaltung
der Anforderungen dieser Richtlinie schwerwiegende Auswirkungen auf diese Verkehrsdienstleistungen und die
damit verbundenen soziodkonomischen Bedingungen sowie technische und finanzielle Folgen fiir vorhandene
und neue Schiffe hitte, sollten diese Mitgliedstaaten die Moglichkeit haben, fir einen begrenzten Zeitraum
nationale Rechtsvorschriften auf solche Fahrgastschiffe anzuwenden, wobei zu gewihrleisten ist, dass das
Sicherheitsniveau in ausreichender Weise beibehalten wird.

(7)  Zur Verbesserung von rechtlicher Klarheit und Kohirenz und somit auch zur Erhéhung des Sicherheitsniveaus
sollten einige Begriffsbestimmungen und Bezugnahmen aktualisiert und weiter an die entsprechenden
internationalen Regelungen oder Regelungen der Union angeglichen werden. Dabei sollte ein besonderes
Augenmerk darauf gelegt werden, den derzeitigen Anwendungsbereich der Richtlinie 2009/45/EG nicht zu
verdndern. Insbesondere die Begriffsbestimmung von ,Traditionsschiff sollte unter Beibehaltung der bisherigen
Kriterien ,Baujahr und ,Art des Werkstoffes“ besser an die Richtlinie 2002/59/EG des Europdischen Parlaments
und des Rates (") angeglichen werden. Die Begriffsbestimmung von ,Sportboot und Sportfahrzeug” sollte besser
an das Internationale Ubereinkommen zum Schutz des menschlichen Lebens auf See von 1974 (SOLAS-
Ubereinkommen von 1974) angepasst werden.

(8)  Im Hinblick auf den Grundsatz der Verhiltnismifigkeit hat es sich als schwierig erwiesen, die geltenden, aus dem
SOLAS-Ubereinkommen von 1974 abgeleiteten verbindlichen Anforderungen an kleine Fahrgastschiffe mit einer
Linge von weniger als 24 m anzupassen. Aullerdem werden kleine Schiffe vornehmlich aus anderen Werkstoffen
als Stahl gebaut. Daher ist nur eine sehr begrenzte Zahl solcher Schiffe nach der Richtlinie 2009/45/EG
zugelassen worden. In Ermangelung besonderer Sicherheitsbedenken und angemessener, in der Richtlinie
2009/45/EG vorgesehener Normen sollten Schiffe unter 24 m Linge daher vom Anwendungsbereich jener
Richtlinie ausgenommen werden und besonderen Sicherheitsnormen unterliegen, die von den Mitgliedstaaten
festgelegt werden, die fiir diese Schiffe die ortlichen Beschrankungen der Schifffahrt hinsichtlich der Entfernung
von der Kiiste oder vom Hafen sowie aufgrund der Wetterbedingungen besser beurteilen konnen. Die
Mitgliedstaaten sollten bei der Festlegung dieser Normen die von der Kommission zu veroffentlichenden Leitlinien
beriicksichtigen. In den Leitlinien sollten, soweit erforderlich, alle internationalen Abkommen und
Ubereinkommen der IMO beriicksichtigt werden und keine zusitzlichen Anforderungen aufgenommen werden,
die iiber die geltenden internationalen Regelungen hinausgehen. Die Kommission wird ersucht, solche Leitlinien
baldmaéglichst zu verabschieden.

(9)  Um die in der Richtlinie 2009/45/EG vorgesehenen Definitionen der Seegebiete weiter zu vereinfachen und den
Aufwand fir die Mitgliedstaaten zu minimieren, sollten redundante oder unzulingliche Kriterien gestrichen
werden. Unter Beibehaltung des Sicherheitsniveaus sollte die Definition der Seegebiete, in denen Schiffe der
Klassen C und D eingesetzt werden konnen, vereinfacht werden, indem die Kriterien ,wo Schiftbriichige anlanden
konnen“ und ,Entfernung vom Zufluchtsort” fiir die Zwecke der Bestimmung der Seegebiete gestrichen werden.
Bei der Eignung einer bestimmten Kiiste als Zufluchtsort handelt es sich um einen dynamischen Parameter, der
von den Mitgliedstaaten nur von Fall zu Fall beurteilt werden kann. Erforderlichenfalls sollten Einsatzbe-
schrinkungen fiir ein bestimmtes Schiff im Zusammenhang mit seiner Entfernung von einem Zufluchtsort im
Sicherheitszeugnis fiir Fahrgastschiffe vermerkt werden.

(10)  Aufgrund der besonderen geografischen und meteorologischen Gegebenheiten und der Vielzahl von Inseln in
Griechenland, die regelmifSige und hiufige Verbindungen mit dem Festland oder untereinander benétigen, und
der sich daraus ergebenden hohen Zahl maglicher Seeverkehrsverbindungen sollte es Griechenland gestattet
werden, von der Verpflichtung zur Einrichtung von Seegebieten abzuweichen. Stattdessen sollte es Griechenland
gestattet werden, Fahrgastschiffe entsprechend dem konkreten Seeweg, auf dem sie eingesetzt werden, zu
klassifizieren, wobei die gleichen Kriterien fiir Fahrgastschiffklassen und die gleichen Sicherheitsnormen
einzuhalten sind.

(11)  Zur Vermeidung unbeabsichtigter negativer Auswirkungen der geltenden Bestimmungen, nach denen umgebaute
Frachtschiffe nicht als neue Fahrgastschiffe angesehen werden diirfen, sollte prizisiert werden, dass die
Anforderungen in Bezug auf Umbauten nicht nur fur vorhandene Fahrgastschiffe, sondern fiir alle Schiffe gelten.

(") Richtlinie 2002/59/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2002 iiber die Einrichtung eines gemeinschaftlichen
Uberwachungs- und Informationssystems fiir den Schiffsverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 93/75/EWG des Rates (ABL. L 208
vom 5.8.2002, S. 10).
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(12) Da gemdf der Richtlinie 2009/16/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (') ein Hafenstaat ein in der
Inlandfahrt eingesetztes Fahrgastschiff oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug, das eine andere Flagge als die
des Hafenstaats fiihrt, iiberpriifen kann, sind die besonderen Bestimmungen des Artikels 5 Absatz 3 der Richtlinie
2009/45/EG uberfliissig und sollten gestrichen werden.

(13) In Anbetracht der Unterschiede bei den Ansitzen zwischen den Leckstabilititsanforderungen des SOLAS-
Ubereinkommens von 1974 und den spezifischen Leckstabilitdtsanforderungen der Union fiir Ro-Ro-
Fahrgastschiffe gemaf8 der Richtlinie 2003/25/EG des Europdischen Parlaments und des Rates () sollten die
Notwendigkeit der Richtlinie 2003/25/EG und ihr Mehrwert danach beurteilt werden, ob diese Anforderungen
des SOLAS-Ubereinkommens von 1974 das gleiche Sicherheitsniveau gewéhrleisten.

(14) Um die Transparenz zu erhohen und den Mitgliedstaaten die Unterrichtung iiber Befreiungen, gleichwertigen
Ersatz und zusitzliche Sicherheitsmafinahmen zu erleichtern, sollte die Kommission eine Datenbank einrichten
und betreiben. Darin sollten die gemeldeten Regelungen im Entwurf und in der angenommenen Form enthalten
sein. Die erlassenen Regelungen sollten offentlich zuginglich gemacht werden.

(15) In Anbetracht der Anderungen durch den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union (AEUV) sollten
die der Kommission iibertragenen Befugnisse zur Durchfihrung der Richtlinie 2009/45/EG entsprechend
aktualisiert werden. Durchfiihrungsrechtsakte sollten nach Mafigabe der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des
Europdischen Parlaments und des Rates (*) erlassen werden.

(16) Um den Entwicklungen auf internationaler Ebene und den gesammelten Erfahrungen Rechnung zu tragen und die
Transparenz zu erhéhen, sollte der Kommission die Befugnis iibertragen werden, gemifl Artikel 290 AEUV
Rechtsakte zu erlassen, mit denen gegebenenfalls Anderungen an internationalen Ubereinkommen fiir Zwecke
dieser Richtlinie nicht angewandt und die technischen Anforderungen aktualisiert werden. Es ist von besonderer
Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf Ebene
von Sachverstindigen, durchfihrt, die mit den Grundsitzen in Einklang stehen, die in der Interinstitutionellen
Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber bessere Rechtsetzung niedergelegt wurden. Um insbesondere fiir eine
gleichberechtigte Beteiligung an der Ausarbeitung der delegierten Rechtsakte zu sorgen, erhalten das Europiische
Parlament und der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachverstindigen der Mitgliedstaaten, und ihre
Sachverstandigen haben systematisch Zugang zu den Sitzungen der Sachverstindigengruppen der Kommission,
die mit der Vorbereitung der delegierten Rechtsakte befasst sind.

(17) Da die in Artikel 14 enthaltenen spezifischen Bezugnahmen auf laufende Arbeiten in der IMO hinfillig geworden
sind, sollte dieser Artikel gestrichen werden. Die allgemeinen Ziele der internationalen Mafnahmen zur
Verbesserung der Sicherheit von Fahrgastschiffen und zur Schaffung von gleichen Wettbewerbsbedingungen sind
jedoch nach wie vor relevant und sollten im Einklang mit den Vertrdgen weiterverfolgt werden. Daher sollten die
Mitgliedstaaten und die Kommission an der Uberarbeitung und Verbesserung der Regeln des SOLAS-
Ubereinkommens von 1974 innerhalb des IMO-Rahmens mitwirken.

(18)  Es ist wichtig, dass alle von den Mitgliedstaaten festgelegten Sanktionen ordnungsgemifs umgesetzt werden sowie
wirksam, verhaltnismdfig und abschreckend sind.

(19)  Unter Beriicksichtigung der Dauer eines vollstindigen Kontrollbesuchszyklus der Europdischen Agentur fiir die
Sicherheit des Seeverkehrs (EMSA) sollte die Kommission die Durchfithrung der Richtlinie 2009/45/EG bis zum
21. Dezember 2026 bewerten und dem Europdischen Parlament und dem Rat dazu einen Bericht vorlegen. Die
Mitgliedstaaten sollten mit der Kommission zusammenarbeiten, um alle fir diese Bewertung erforderlichen
Informationen zusammenzutragen.

(20)  Um den Binnenmitgliedstaaten, die nicht tiber Seehifen und auch nicht tiber in den Anwendungsbereich dieser
Richtlinie fallende Schiffe, die ihre Flagge fiihren, verfiigen, keinen unverhiltnismifigen Verwaltungsaufwand
aufzuerlegen, sollte diesen Mitgliedstaaten gestattet werden, von den Bestimmungen dieser Richtlinie
abzuweichen. Dies bedeutet, dass diese Mitgliedstaaten nicht zur Umsetzung dieser Richtlinie verpflichtet sind,
solange diese Bedingungen erfullt sind.

(21)  Der Mensch ist ein grundlegender Faktor fiir die Sicherheit von Schiffen und die damit verbundenen Verfahren.
Ein hohes Sicherheitsniveau kann nur dann aufrechterhalten werden, wenn dem Zusammenhang zwischen
Sicherheit, den Lebens- und Arbeitsbedingungen an Bord und der Ausbildung, einschlieflich der Schulung im
Bereich grenziberschreitender Rettungs- und Notfallmanahmen im Einklang mit den internationalen
Anforderungen, Rechnung getragen wird. Daher sollten die Mitgliedstaaten und die Kommission eine aktive Rolle
auf internationaler Ebene iibernehmen, um so die sozialen Bedingungen der Seeleute auf den Schiffen zu
tiberwachen und zu verbessern.

(") Richtlinie 2009/16/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 iiber die Hafenstaatkontrolle (ABL L 131 vom
28.5.2009, S. 57).

(*) Richtlinie 2003/25/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 14. April 2003 iiber besondere Stabilitatsanforderungen fiir Ro-
Ro-Fahrgastschiffe (ABl. L 123 vom 17.5.2003, S. 22).

(*) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfithrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABL L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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(22)  Zur Erleichterung der Umsetzung sollte die EMSA die Kommission und die Mitgliedstaaten gemafl den
einschligigen Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1406/2002 des Europiischen Parlaments und des Rates
unterstiitzen ().

(23)  Die Richtlinie 2009/45/EG sollte daher entsprechend geindert werden —
HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1
Anderung der Richtlinie 2009/45/EG

Die Richtlinie 2009/45/EG wird wie folgt gedndert:
1. Artikel 2 wird wie folgt gedndert:
a) Buchstabe a erhilt folgende Fassung:

,a) JInternationale Ubereinkommen‘ die folgenden Ubereinkommen einschlieflich Protokollen und Anderungen,
in ihrer jeweils geltenden Fassung:

i) das Internationale Ubereinkommen zum Schutz des menschlichen Lebens auf See von 1974 (SOLAS-
Ubereinkommen von 1974) und

i) das Internationale Freibord-Ubereinkommen von 1966;*
b) Buchstabe b erhilt folgende Fassung:

,b) ,Code fur die Stabilitit des unbeschddigten Schiffes’ den in der Entschliefung A.749 (18) der IMO-
Versammlung vom 4. November 1993 enthaltenen Code fiir die Stabilitit unbeschddigter Schiffe aller unter
IMO-Regelungen fallenden Schiffstypen oder den in der IMO-EntschlieBung MSC.267 (85) vom 4. Dezember
2008 enthaltenen Internationalen Code fiir die Stabilitit unbeschidigter Schiffe von 2008, in ihrer jeweils
geltenden Fassung;*;

¢) Buchstabe g Ziffer ii erhilt folgende Fassung:

,ii) ihre Hochstgeschwindigkeit im Sinne von Absatz 1.4.30 des Codes von 1994 fir Hochgeschwindigkeits-
fahrzeuge und Absatz 1.4.38 des Codes von 2000 fir die Sicherheit von Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen
weniger als 20 Knoten betrdgt;;

d) Buchstabe m erhilt folgende Fassung:

,m) ,Bughohe’ die Bughohe, die in der Regel 39 des Internationalen Freibord-Ubereinkommens von 1966
definiert ist;";

e) Buchstabe q Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:
,q) ,Seegebiet oder Seeweg’ ein Seegebiet oder einen Seeweg, das bzw. der gemif§ Artikel 4 festgelegt ist;;
f) Buchstabe r erhilt folgende Fassung:

) Hafengebiet’ ein Gebiet, das kein gemaff Artikel 4 bezeichnetes Seegebiet ist und von dem Mitgliedstaat
festgelegt wird, dessen Hoheitsgewalt es unterliegt und das sich bis zu den dufleren festen Hafenanlagen
erstreckt, die Teil des Hafens sind, oder bis zu den Grenzen, die durch die natiirlichen landschaftlichen
Gegebenheiten gebildet werden, durch die ein Miindungsgebiet oder ein &hnlich geschiitzter Bereich
abgeschirmt wird;*;

g) Buchstabe s wird gestrichen;
h) Buchstabe u erhilt folgende Fassung:

,u) Hafenstaat’ einen Mitgliedstaat, zu oder von dessen Hafen bzw. Hifen ein Schiff oder Fahrzeug, das die
Flagge eines anderen als dieses Mitgliedstaats fiihrt, eine Inlandfahrt durchfiihrt;;

i) Buchstabe v erhilt folgende Fassung:

,v) ,anerkannte Organisation’ eine Organisation, die gemaf der Verordnung (EG) Nr. 391/2009 des Europdischen
Parlaments und des Rates (*) anerkannt ist;

(*) Verordnung (EG) Nr. 391/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 iiber
gemeinsame Vorschriften und Normen fur Schiffsiberpriiffungs- und -besichtigungsorganisationen
(ABL L 131 vom 28.5.2009, S. 11).%

(") Verordnung (EG) Nr. 1406/2002 des Européischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2002 zur Errichtung einer Européischen
Agentur fur die Sicherheit des Seeverkehrs (ABL. L 208 vom 5.8.2002, S. 1).
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j) Buchstabe y erhilt folgende Fassung:

,y) JPersonen mit eingeschrinkter Mobilitit* alle Personen, die bei der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel
besondere Schwierigkeiten haben, einschlieflich dlterer Menschen, Menschen mit Behinderung, Personen mit
Behinderungen der Sinnesorgane und Rollstuhlfahrer, Schwangerer und Personen in Begleitung von kleinen
Kindern;*;

k) folgende Buchstaben werden angefuigt:

,Z) Segelschiff' ein Schiff, das durch Segel angetrieben wird, auch wenn es mit einem mechanischen Antrieb als
Hilfsantrieb und fiir Notfille ausgestattet ist;

za) gleichwertiger Werkstoff® Aluminiumlegierungen oder jeden anderen nicht brennbaren Werkstoff, der fiir
sich allein oder aufgrund der vorhandenen Isolierung einen Gefligezusammenhang und eine Widerstands-
fahigkeit aufweist, die denen von Stahl am Ende der jeweiligen Feuereinwirkung beim Normal-Brandversuch
gleichwertig sind;

zb) Normal-Brandversuch® einen Versuch, bei dem Probekorper der entsprechenden Schotte oder Decks in
einem Brandversuchsofen Temperaturen ausgesetzt werden, die ungefihr der genormten Zeit-
Temperaturkurve gemdfl dem Priifverfahren des Internationalen Codes fiir die Anwendung von Brandpriif-
verfahren von 2010 entsprechen, der in der IMO-EntschlieRung MSC.307 (88) vom 3. Dezember 2010, in
der jeweils geltenden Fassung, enthalten ist;

zc) ,Traditionsschiff' alle Arten von vor 1965 entworfenen und hauptsichlich mit den Originalwerkstoffen
gebauten historischen Fahrgastschiffen und ihre Nachbildungen, einschliefSlich jener, mit denen traditionelle
Fertigkeiten und Seemannschaft unterstiitzt und gefordert werden sollen, die insgesamt lebende
Kulturdenkmale bilden und die nach traditionellen Grundsitzen der Seemannschaft und Technik betrieben
werden;

zd) Sportboot oder Sportfahrzeug’ ein nicht fiir den Handel eingesetztes Schiff, unabhingig von der
Antriebsart;

ze) ,Tender’ ein von einem Schiff mitgefithrtes Boot fiir die Beforderung von mehr als zwolf Fahrgdsten von
einem stationdren Fahrgastschiff zum Land und umgekehrt;

zf) ,Offshore-Serviceschiff' ein Schiff, das zur Beférderung und Unterbringung von gewerblichem Personal
eingesetzt wird, das an Bord keine Titigkeiten ausfiihrt, die fiir die Belange des Schiffes wesentlich sind;

zg) ,Offshore-Servicefahrzeug’ ein Fahrzeug, das zur Beforderung und Unterbringung von gewerblichem
Personal eingesetzt wird, das an Bord keine Titigkeiten ausfiihrt, die fir die Belange des Fahrzeugs
wesentlich sind;

zh) Reparaturen, Umbauten und Anderungen groferer Art‘ eine der folgenden Mafnahmen:

— alle MaRnahmen, die zu wesentlichen Anderungen der Abmessungen eines Schiffes fiihren,
beispielsweise Verlingerung durch Hinzufiigung eines neuen Mittelschiffs;

— alle Manahmen, die zu einer wesentlichen Anderung der Fahrgastkapazitit fithren, beispielsweise
Umbau eines Fahrzeugdecks zu Fahrgastraumen;

— alle Manahmen, die die Lebensdauer eines Schiffes wesentlich verlingern, beispielsweise Renovierung
aller Fahrgastraume auf einem Deck;

— jeder Umbau von Schiffen jeder Art zu einem Fahrgastschiff.“.
2. Artikel 3 erhalt folgende Fassung:
JArtikel 3
Geltungsbereich

(1)  Diese Richtlinie gilt fiir folgende Arten von Fahrgastschiffen und -fahrzeugen, die in der Inlandfahrt eingesetzt
sind, unabhingig von ihrer Flagge:

a) neue und vorhandene Fahrgastschiffe ab einer Linge von 24 Metern;
b) Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge.

Jeder Mitgliedstaat stellt in seiner Eigenschaft als Hafenstaat sicher, dass Fahrgastschiffe und Fahrgast-Hochgeschwin-
digkeitsfahrzeuge, die die Flagge eines Nichtmitgliedstaats fihren, die Anforderungen dieser Richtlinie in vollem
Umfang erfiillen, bevor sie in diesem Mitgliedstaat in der Inlandfahrt eingesetzt werden konnen.

(2)  Diese Richtlinie gilt nicht fiir

a) Fahrgastschiffe folgender Art:
i)  Kriegsschiffe oder Truppentransportschiffe,
ii)  Segelschiffe,
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iti)  Schiffe ohne Maschinenantrieb,

iv)  Schiffe aus anderem Baumaterial als Stahl oder einem gleichwertigen Werkstoff, fiir die nicht die Normen
fir Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge (EntschlieSung MSC.36(63) oder MSC.97(73)) oder fiir Fahrzeuge mit
dynamischem Auftrieb (EntschlieSung A.373 (X)) gelten,

v)  Schiffe einfacher Bauart aus Holz,

vi) Traditionsschiffe,

vii) Sportboote,

vii) Schiffe, die ausschlieflich in Hafengebieten eingesetzt sind,

ix) Offshore-Serviceschiffe oder

x) Tender;

b) Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge folgender Art:

i) Kriegs- oder Truppentransportfahrzeuge,

ii) Sportfahrzeuge,

ili) Fahrzeuge, die ausschlieBlich in Hafengebieten eingesetzt sind oder

iv) Offshore-Servicefahrzeuge.

(3)  Mitgliedstaaten, die nicht iiber Sechifen und auch nicht @iber in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie
fallende Fahrgastschiffe oder -fahrzeuge, die ihre Flagge fithren, verfigen, konnen von den Bestimmungen dieser
Richtlinie abweichen, mit Ausnahme der Verpflichtung gemdf Unterabsatz 2.
Diejenigen Mitgliedstaaten, die diese Ausnahmeregelung in Anspruch nehmen mochten, teilen der Kommission bis
zum 21. Dezember 2019 mit, ob die Voraussetzungen erfiillt sind, und unterrichten die Kommission anschliefend
jahrlich ~ iiber etwaige spdtere Anderungen. Die betreffenden Mitgliedstaaten diirfen Fahrgastschiffen
oder -fahrzeugen, die in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fallen, nicht gestatten, ihre Flagge zu fithren,
solange sie diese Richtlinie nicht umgesetzt und durchgefiihrt haben.”

3. Artikel 4 erhilt folgende Fassung:
LArtikel 4

Kategorisierung von Seegebieten und Fahrgastschiffsklassen

(1)  Seegebiete werden in folgende Kategorien eingeteilt:

,Gebiet A’ bezeichnet ein Seegebiet aufSerhalb der Gebiete B, C und D;

,Gebiet B* bezeichnet ein Seegebiet, dessen geografische Koordinaten an keinem Punkt mehr als 20 Seemeilen
von der Kiistenlinie bei mittlerem Hochwasser entfernt sind, das jedoch aufSerhalb der Gebiete C
und D liegt;

,Gebiet C* bezeichnet ein Seegebiet, dessen geografische Koordinaten an keinem Punkt mehr als fiinf Seemei-

len von der Kistenlinie bei mittlerem Hochwasser entfernt sind, das jedoch auferhalb des Seege-
biets D liegt, sofern vorhanden.

Zusitzlich gilt, dass die Wahrscheinlichkeit, eine 2,5 m iiberschreitende signifikante Wellenhohe
anzutreffen, unter 10 % liegt, gerechnet fiir einen Zeitraum von einem Jahr bei ganzjihrigem Ein-
satz oder fiir einen bestimmten Zeitraum bei saisonalem Einsatz wie dem Sommerbetrieb;

,Gebiet D bezeichnet ein Seegebiet, dessen geografische Koordinaten an keinem Punkt mehr als drei Seemei-
len von der Kiistenlinie bei mittlerem Hochwasser entfernt sind.

Zusitzlich gilt, dass die Wahrscheinlichkeit, eine 1,5 m iiberschreitende signifikante Wellenhohe
anzutreffen, unter 10 % liegt, gerechnet fiir einen Zeitraum von einem Jahr bei ganzjihrigem Ein-
satz oder fiir einen bestimmten Zeitraum bei saisonalem Einsatz wie dem Sommerbetrieb.




L 315[46

Amtsblatt der Europdischen Union 30.11.2017

(2)  Jeder Mitgliedstaat
a) erstellt eine Liste der seiner Hoheitsgewalt unterstehenden Seegebiete und aktualisiert diese erforderlichenfalls,
b) bestimmt die innere Begrenzung des Seegebiets, das seiner Kiistenlinie am nichsten gelegen ist,

c¢) veroffentlicht die Liste in einer oOffentlichen Datenbank auf der Internetseite der zustindigen Seeschiff-
fahrtsbehorde,

d) teilt der Kommission den Standort dieser Informationen mit und unterrichtet sie, wenn die Liste gedndert wird.
(3)  Abweichend von der Pflicht, eine Liste der Seegebiete zu erstellen, kann Griechenland eine — erforderli-
chenfalls zu aktualisierende — Liste der Seewege innerhalb Griechenlands erstellen, wobei es die entsprechenden

Kriterien fiir Kategorien gemaf8 Absatz 1 anwendet.

(4)  Fahrgastschiffe werden je nach moglichem Einsatzseegebiet in folgende Klassen eingeteilt:

Klasse A Fahrgastschiffe, die auf Inlandfahrten in den Gebieten A, B, C und D eingesetzt werden.
Klasse B Fahrgastschiffe, die auf Inlandfahrten in den Gebieten B, C und D eingesetzt werden.
Klasse C* Fahrgastschiffe, die auf Inlandfahrten in den Gebieten C und D eingesetzt werden.
Klasse D* Fahrgastschiffe, die auf Inlandfahrten in den Gebieten D eingesetzt werden.

(5)  Fir Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge gelten die in Kapitel 1 Abschnitte 1.4.10 und 1.4.11 des Codes
fiir Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge von 1994 oder in Kapitel 1 Abschnitte 1.4.12 und 1.4.13 des Codes fiir
Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge von 2000 festgelegten Kategorien.

. Artikel 5 wird wie folgt geindert:

a) Absatz 2 Unterabsatz 2 erhilt folgende Fassung:

Jeder Mitgliedstaat akzeptiert in seiner Eigenschaft als Hafenstaat Sicherheitszeugnisse fur Fahrgast-
Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge und Fahrterlaubnisscheine, die von einem anderen Mitgliedstaat firr in der
Inlandfahrt eingesetzte Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge ausgestellt wurden, sowie Sicherheitszeugnisse
fur Fahrgastschiffe nach Artikel 13, die von einem anderen Mitgliedstaat fir in der Inlandfahrt eingesetzte
Fahrgastschiffe ausgestellt wurden.”;

b) Absatz 3 wird gestrichen;
¢) Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

,(4)  Schiffsausriistung, die die Anforderungen der Richtlinie 2014/90/EU des Europiischen Parlaments und
des Rates (*) erfiillt, gilt als mit den Anforderungen der vorliegenden Richtlinie konform.

(*) Richtlinie 2014/90/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 iiber Schiffsausriistung
und zur Aufhebung der Richtlinie 96/98/EG des Rates (ABL. L 257 vom 28.8.2014, S. 146).“

. Artikel 6 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
i) Buchstabe a erhilt folgende Fassung:

,a) Der Bau und die Instandhaltung des Schiffskorpers, der Haupt- und Hilfsmaschinen sowie der elektrischen
und automatischen Anlagen miissen dem Standard entsprechen, den die Klassifikationsregeln einer
anerkannten Organisation oder die von einer Verwaltung gemif Artikel 11 Absatz 2 der Richtlinie
2009/15/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (*) angewandten gleichwertigen Regeln
vorschreiben;

Richtlinie 2009/15/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 iiber gemeinsame
Vorschriften und Normen fur Schiffsiberpriffungs- und -besichtigungsorganisationen und die
einschlidgigen Maffnahmen der Seebehérden (ABL L 131 vom 28.5.2009, S. 47).

—_
*
N

i) Buchstabe ¢ wird gestrichen;
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b) In Absatz 2 Buchstabe b
— wird Ziffer ii gestrichen;
— erhilt Ziffer iii folgende Fassung:

,iii) unbeschadet der Ziffer i sind neue Fahrgastschiffe der Klasse D von der Anforderung einer
Mindestbughohe, wie sie im Internationalen Freibord-Ubereinkommen von 1966 festgelegt ist, befreit;;

) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
i) Die Buchstaben ¢ und d erhalten folgende Fassung:

,¢) vorhandene Fahrgastschiffe der Klassen C und D miissen die einschligigen besonderen Anforderungen der
vorliegenden Richtlinie sowie in allem, was nicht unter diese Anforderungen fillt, die Vorschriften der
Verwaltung des Flaggenstaates erfiillen; diese Vorschriften miissen unter Beriicksichtigung der besonderen
ortlichen Einsatzbedingungen in den Seegebieten, in denen Schiffe dieser Klassen eingesetzt werden
diirfen, einen Sicherheitsstandard gewdhrleisten, der dem der Kapitel [I-1 und II-2 des Anhangs I
entspricht; bevor vorhandene Fahrgastschiffe der Klassen C und D fiir regelmafSige Inlandfahrten in einem
Hafenstaat eingesetzt werden konnen, holt die Verwaltung des Flaggenstaates zu diesen Vorschriften die
Zustimmung des Hafenstaates ein;

d) ist ein Mitgliedstaat der Ansicht, dass Vorschriften, die die Verwaltung des Hafenstaates gemafd
Buchstabe ¢ des vorliegenden Absatzes auferlegt, unangemessen sind, so unterrichtet er unverziglich die
Kommission davon. Die Kommission erldsst Durchfithrungsrechtsakte, mit denen sie entscheidet, ob diese
Vorschriften angemessen sind. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden nach dem in Artikel 11 Absatz 2
genannten Priifverfahren erlassen.”;

ii) Die Buchstaben e und f werden gestrichen;

=

Absatz 4 wird wie folgt gedndert:
i) Buchstabe a dritter Gedankenstrich erhilt folgende Fassung:

,— sie geniigen in vollem Umfang den Anforderungen des Codes fur die Sicherheit von Fahrzeugen mit
dynamischem Auftrieb (Code of Safety for Dynamically Supported Craft — DSC-Code), IMO-
EntschlieSung A.373 (10), in seiner jeweils geltenden Fassung;*;

ii) Buchstabe c erhilt folgende Fassung:

,¢) der Bau und die Instandhaltung von Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen und ihrer Ausriistung
missen den Klassifikationsvorschriften einer anerkannten Organisation fiir Hochgeschwindigkeits-
fahrzeuge oder gleichwertigen, von einer Verwaltung gemdf Artikel 11 Absatz 2 der Richtlinie
2009/15/EG verwendeten Vorschriften entsprechen.;

e) die folgenden Absitze werden angefiigt:

.(5)  Reparaturen, Umbauten und Anderungen gréferer Art an neuen und vorhandenen Schiffen und die
damit zusammenhidngenden Ausriistungsarbeiten miissen den Vorschriften fiir neue Schiffe gemiaff Absatz 2
Buchstabe a entsprechen; Umbauten an einem Schiff, die nur der gréferen Uberstehensfihigkeit dienen, werden
nicht als Anderungen gréRerer Art betrachtet.

(6)  Schiffe, die vor dem 20. Dezember 2017 aus einem gleichwertigen Werkstoff gebaut wurden, miissen die
Anforderungen dieser Richtlinie bis zum 22. Dezember 2025 erfiillen.

(7)  Abweichend von der vorliegenden Richtlinie kann ein Mitgliedstaat, der am 20. Dezember 2017 mehr als
60 aus Aluminiumlegierungen hergestellte Fahrgastschiffe unter seiner Flagge hat, folgende Fahrgastschiffe fiir die
folgenden Zeitrdume von den Bestimmungen dieser Richtlinie ausnehmen:

a) Fahrgastschiffen der Klassen B, C und D, die nach dem 20. Dezember 2017 aus Aluminiumlegierungen
gebaut wurden, fiir einen Zeitraum von zehn Jahren nach diesem Datum; und

b) Fahrgastschiffen der Klassen B, C und D, die vor dem 20. Dezember 2017 aus Aluminiumlegierungen gebaut
wurden, fiir einen Zeitraum von zwolf Jahren nach diesem Datum,

sofern diese Schiffe ausschlieflich zwischen Hifen dieses Mitgliedstaats verkehren.

Jeder Mitgliedstaat, der von dieser Ausnahmeregelung Gebrauch machen mochte, teilt der Kommission seine
diesbeziigliche Absicht spitestens bis zum 21. Dezember 2019 mit und unterrichtet die Kommission tiber den
Inhalt. Sie setzen die Kommission auch iiber alle spiteren Anderungen in Kenntnis. Die Kommission unterrichtet
die anderen Mitgliedstaaten gemafS Artikel 9 Absatz 4.
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6. Artikel 7 wird wie folgt geindert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Ro-Ro-Fahrgastschiffe der Klasse C, deren Kiel am oder nach dem 1. Oktober 2004 gelegt wurde oder die
sich zu diesem Zeitpunkt in einem entsprechenden Bauzustand befanden, und alle Ro-Ro-Fahrgastschiffe der
Klassen A und B miissen den Artikeln 6, 8 und 9 der Richtlinie 2003/25/EG entsprechen.”;

b) Absatz 2 wird gestrichen.
7. Artikel 8 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 3 Unterabsatz 2 wird gestrichen;
b) Absatz 4 wird gestrichen.
8. Artikel 9 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,(2)  Ein Mitgliedstaat kann nach dem Verfahren des Absatzes 4 Regelungen erlassen, die fiir bestimmte
besondere Anforderungen dieser Richtlinie einen gleichwertigen Ersatz gestatten, sofern dieser Ersatz mindestens
ebenso wirksam ist wie diese Anforderungen.”;

b) Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

.(4)  Macht ein Mitgliedstaat von den Rechten gemdf Absatz 1, 2 oder 3 Gebrauch, so gelten die
Unterabsitze 2 bis 7 des vorliegenden Absatzes.

Der Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission iiber die geplanten Regelungen und fiigt dieser Unterrichtung
geniigend Einzelheiten zur Bestitigung, dass der Sicherheitsstandard in ausreichender Weise aufrechterhalten

bleibt, bei.

Erldsst die Kommission innerhalb von sechs Monaten nach der Unterrichtung Durchfihrungsrechtsakte, mit
denen sie entscheidet, dass die geplanten Regelungen nicht gerechtfertigt sind, so ist der betreffende Mitgliedstaat
gehalten, die geplanten Regelungen zu dndern oder nicht zu erlassen. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden
gemifl dem in Artikel 11 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.

Die erlassenen Regelungen werden in den einschligigen nationalen Rechtsvorschriften niedergelegt und der
Kommission und den iibrigen Mitgliedstaaten mitgeteilt.

Diese Regelungen sind auf alle Fahrgastschiffe derselben Klasse bzw. Fahrzeuge anzuwenden, die unter den
gleichen besonderen Bedingungen eingesetzt sind, und zwar ohne Diskriminierung aufgrund ihrer Flagge oder
der Staatsangehorigkeit oder des Niederlassungsorts ihres Reeders.

Die in Absatz 3 genannten Regelungen gelten nur so lange, wie das Schiff oder Fahrzeug unter den aufgefithrten
Bedingungen eingesetzt wird.

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission iiber die in den Unterabsitzen 2 und 4 genannten Regelungen
mittels einer von der Kommission fiir diesen Zweck eingerichteten und betriebenen Datenbank, zu der die
Kommission und die Mitgliedstaaten Zugang erhalten. Die Kommission stellt die erlassenen Regelungen auf einer
offentlich zuganglichen Website bereit.”;

) Absatz 5 Buchstabe c erhilt folgende Fassung:

,¢) die Kommission erldsst Durchfithrungsrechtsakte, mit denen sie entscheidet, ob die Entscheidung des
Mitgliedstaats, die zeitweilige Stilllegung des Schiffs oder Fahrzeugs bzw. die zusitzlichen Mafinahmen
vorzuschreiben, wegen einer ernsten Gefihrdung von Leben, Sachgut oder Umwelt gerechtfertigt ist; und,
wenn das nicht der Fall ist, mit denen sie entscheidet, dass der betreffende Mitgliedstaat zur Riicknahme der
zeitweiligen Stilllegung bzw. der Mafnahmen verpflichtet ist. Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden gemif
dem in Artikel 11 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.”

9. Artikel 10 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Buchstabe d erhilt folgende Fassung:
,d) die speziellen Bezugnahmen auf die ,internationalen Ubereinkommen' und IMO-EntschlieRungen geméifl

Artikel 2 Buchstaben g, m, q und zb, Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a, Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b und
Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe b.*
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b) in Absatz 2
i) erhilt Buchstabe b folgende Fassung:

,b) die technischen Vorschriften entsprechend den Anderungen internationaler Ubereinkommen fiir Schiffe
und Fahrzeuge der Klassen B, C und D im Lichte der Erfahrung anzupassen,”;

ii) werden die folgenden Buchstaben angefiigt:

,¢) die technischen Aspekte im Lichte der bei der Umsetzung gesammelten Erfahrungen zu vereinfachen und
zu prazisieren,

d) die Bezugnahmen auf andere Rechtsakte der Union, die auf inlindische Fahrgastschiffe anwendbar sind,
zu aktualisieren.”;

c) die Absitze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

»(3)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemafs Artikel 10a delegierte Rechtsakte zu erlassen, um
die in den Absitzen 1 und 2 des vorliegenden Artikels genannten Anderungen an dieser Richtlinie
vorzunehmen.

(4)  Unter aulergewohnlichen Umstinden, wenn dies durch eine angemessene Analyse der Kommission
hinreichend begriindet ist und um eine ernste und inakzeptable Bedrohung der Seeverkehrssicherheit, der
Gesundheit, der Lebens- oder Arbeitsbedingungen an Bord oder der Meeresumwelt bzw. eine Unvereinbarkeit mit
den Rechtsvorschriften der Union tiber den Seeverkehr zu vermeiden, wird der Kommission die Befugnis
itbertragen, gemdR Artikel 10a delegierte Rechtsakte zur Anderung dieser Richtlinie zu erlassen, um fiir die
Zwecke dieser Richtlinie eine Anderung an den in Artikel 2 genannten internationalen Ubereinkommen nicht
anzuwenden.

Diese delegierten Rechtsakte werden mindestens drei Monate vor Ablauf der Frist, die fir die stillschweigende
Zustimmung zu der betreffenden Anderung international festgelegt wurde, oder drei Monate vor dem geplanten
Zeitpunkt fiir das Inkrafttreten der genannten Anderung erlassen. Bis zum Inkrafttreten solcher delegierten
Rechtsakte verzichten die Mitgliedstaaten darauf, Initiativen zu ergreifen, die auf die Ubernahme der Anderung in
nationales Recht oder auf die Anwendung der Anderung des betreffenden internationalen Ubereinkommens
abzielen.

10. Folgender Artikel wird eingefuigt:
,Artikel 10a
Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemafl Artikel 10 Absitze 3 und 4 wird der Kommission
unter den in diesem Artikel festgelegten Bedingungen iibertragen.

(2)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemifl Artikel 10 Absitze 3 und 4 wird der Kommission fiir
einen Zeitraum von sieben Jahren ab dem 20. Dezember 2017 iibertragen. Die Kommission erstellt spitestens neun
Monate vor Ablauf des Zeitraums von sieben Jahren einen Bericht iiber die Befugnisiibertragung. Die Befugnis-
tibertragung verldngert sich stillschweigend um Zeitrdume gleicher Linge, es sei denn, das Europdische Parlament
oder der Rat widersprechen einer solchen Verlidngerung spitestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

(3)  Die Befugnisiibertragung gemifs Artikel 10 Absdtze 3 und 4 kann vom Europiischen Parlament oder vom
Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem Beschluss
angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union oder zu
einem im Beschluss iiber den Widerruf angegebenen spiteren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von delegierten
Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss iiber den Widerruf nicht beriihrt.

(4)  Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten
benannten Sachverstindigen, im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016
tiber bessere Rechtsetzung enthaltenen Grundsitzen.

(5)  Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlisst, iibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europdischen
Parlament und dem Rat.

(6)  Ein delegierter Rechtsakt, der gemdfl Artikel 10 Absdtze 3 oder 4 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn
weder das Européische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses
Rechtsakts an das Europiische Parlament und den Rat Einwinde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist
das Europdische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwinde erheben
werden. Auf Initiative des Europaischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlingert.”
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11. Artikel 11 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des
Europdischen Parlaments und des Rates ().

(*) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur
Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der
Durchfithrungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren (ABL L 55 vom 28.2.2011, S. 13).%

b) Absatz 3 wird gestrichen.
12. Artikel 12 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

o(1)  Jedes Fahrgastschiff wird von der Verwaltung des Flaggenstaates den in den Buchstaben a, b und c
festgelegten Besichtigungen unterzogen:

a) einer Erstbesichtigung vor Indienststellung des Schiffes,
b) einer regelmifigen Besichtigung, die alle zwolf Monate durchgefiihrt wird, und
¢) zusdtzlichen Besichtigungen, wenn ein Anlass dafiir besteht.”;
b) Absatz 2 wird gestrichen.
13. Artikel 13 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

(1) Alle neuen und vorhandenen Fahrgastschiffe, die die Anforderungen dieser Richtlinie erfiillen, erhalten ein
Sicherheitszeugnis fir Fahrgastschiffe gemaf der Richtlinie. Das Zeugnis muss die in Anhang II festgelegte Form
haben. Dieses Zeugnis wird von der Verwaltung des Flaggenstaates nach der Erstbesichtigung gemif§ Artikel 12
Absatz 1 Buchstabe a ausgestellt.;

b) Absatz 3 Unterabsatz 3 erhilt folgende Fassung:

,Vor Ausstellung des Fahrterlaubnisscheins fiir Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge, die in der Inlandfahrt in
einem Hafenstaat eingesetzt werden, einigt sich die Verwaltung des Flaggenstaates mit dem Hafenstaat iiber
eventuelle Fahrbedingungen im Zusammenhang mit dem Einsatz des Fahrzeugs in diesem Staat. Entsprechende
Bedingungen werden von der Verwaltung des Flaggenstaates im Fahrterlaubnisschein angegeben.”;

c) Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

,(4)  Zusitzliche Sicherheitsmafinahmen, gleichwertiger Ersatz und Befreiungen, die fiir Schiffe oder Fahrzeuge
gemafS Artikel 9 Absitze 1, 2 und 3 gewihrt werden, werden in dem Zeugnis des Schiffes bzw. des Fahrzeugs
vermerkt.”

14. Artikel 14 wird gestrichen.

15. Folgender Artikel wird eingefuigt:
JArtikel 16a
Bewertung

Die Kommission bewertet die Durchfithrung dieser Richtlinie und legt die Ergebnisse der Bewertung dem
Europdischen Parlament und dem Rat bis zum 22. Dezember 2026 vor.“

16. Anhang I wird wie folgt gedndert:
a) Kapitel II-2 Teil A Absatz 13 Nummer 1 erhilt Unterabsatz 1 folgende Fassung:

,Auf allen Schiffen miissen zur Unterrichtung der Schiffsoffiziere stindig Ubersichtspline offen ausgehingt sein;
diese miissen deutlich fur jedes Deck zeigen: die Kontrollstationen, die verschiedenen durch Trennflichen der
Klasse ,A‘° gebildeten Brandabschnitte, die durch Trennflichen der Klasse ,B* gebildeten Abschnitte, dazu
Einzelheiten iber die Feuermelde- und Feueranzeigesysteme, die Berieselungsanlagen, die Feuerloschein-
richtungen, die Zugédnge zu den verschiedenen Abteilungen, Decks usw. sowie das Liftungssystem einschlieflich
der Angaben iiber die Lage der Liiftungsschalter, die Lage der Brandklappen und die Kennziffern der fir jeden
Abschnitt vorgesehenen Liifter. Abweichend davon konnen die vorerwihnten Angaben in einem Handbuch
zusammengefasst werden, von dem ein Exemplar jedem Offizier ausgehdndigt werden und ein Exemplar an einer
jederzeit zugdnglichen Stelle an Bord verfiigbar sein muss. Pline und Handbiicher sind auf dem neuesten Stand
zu halten; jede Verinderung ist baldmoglichst nachzutragen. Die Beschreibungen in diesen Plinen und
Handbiichern miissen in der Amtssprache des Flaggenstaats abgefasst sein. Ist diese Sprache weder Englisch noch
Franzosisch, so ist eine Ubersetzung in eine dieser Sprachen beizufiigen. Befindet sich das Schiff auf Inlandfahrt
in einem anderen Mitgliedstaat, so ist eine Ubersetzung in der Amtssprache dieses Hafenstaates beizufiigen, wenn
sie nicht Englisch oder Franzosisch ist.”;
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b) Der einleitende Teil im ersten Absatz der FuBnote 1 zur Tabelle in Kapitel III Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,Uberlebensfahrzeuge konnen entweder Rettungsboote oder RettungsfléRe oder eine Kombination von beiden
sein; hierfiir gilt die Regel 111/2.2. Soweit es durch den geschiitzten Charakter der Reisen und/oder die glinstigen
Witterungsverhéltnisse im Fahrtgebiet gerechtfertigt ist, kann die Verwaltung des Flaggenstaates unter
Beriicksichtigung der Empfehlungen im IMO-Rundschreiben MSC/Circ.1046 folgende Ausriistungen zulassen,
sofern der Hafenmitgliedstaat dies nicht ablehnt:*.

Artikel 2
Umsetzung

(1)  Die Mitgliedstaaten erlassen und verdffentlichen bis zum 21. Dezember 2019 die Vorschriften, die erforderlich
sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverziiglich davon in Kenntnis.

Sie wenden diese Vorschriften ab dem 21. Dezember 2019 an.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veroffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

(2)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Vorschriften mit, die sie auf
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Artikel 4
Adressaten
Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
Geschehen zu Straffburg am 15. November 2017.
Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Prisident Der Président

A. TAJANI M. MAASIKAS
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RICHTLINIE (EU) 201 7/2109 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 15. November 2017

zur Anderung der Richtlinie 98/41/EG des Rates iiber die Registrierung der an Bord von

Fahrgastschiffen im Verkehr nach oder von einem Hafen eines Mitgliedstaats der Gemeinschaft

befindlichen Personen und zur Anderung der Richtlinie 2010/65/EU des Europiischen Parlaments

und des Rates iiber Meldeformalititen fiir Schiffe beim Einlaufen in und/oder Auslaufen aus Hifen
der Mitgliedstaaten

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 100 Absatz 2,
auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ('),

nach Anhorung des Ausschusses der Regionen,

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (3,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Genaue und aktuelle Angaben zur Zahl oder Identitdt der an Bord eines Schiffes befindlichen Personen sind fiir
die Vorbereitung und die Effektivitit von Such- und Rettungseinsitzen von wesentlicher Bedeutung. Im Falle eines
Unfalls auf See kann eine vollstindige und liickenlose Zusammenarbeit zwischen den zustindigen nationalen
Behorden des betroffenen Staates oder der betroffenen Staaten, dem Schiffsbetreiber und dessen Agenten
erheblich zur Effektivitit der Einsitze beitragen. Bestimmte Aspekte dieser Zusammenarbeit sind in der Richtlinie
98/41/EG des Rates (*) geregelt.

(2)  Die Ergebnisse der Eignungspriifung im Rahmen des Programms zur Gewiéhrleistung der Effizienz und Leistungs-
fahigkeit der Rechtsetzung (REFIT) und die Erfahrungen im Rahmen der Umsetzung der Richtlinie 98/41/EG
haben gezeigt, dass die Angaben zu den an Bord befindlichen Personen den zustindigen Behorden nicht immer
ohne Weiteres zur Verfiigung stehen, wenn sie diese benétigen. Um dieses Problem zu losen, sollten die
derzeitigen Anforderungen der Richtlinie 98/41/EG zur Erzielung groferer Effizienz mit den Anforderungen an
die elektronische Datenmeldung in Einklang gebracht werden. Durch die Digitalisierung ldsst sich auflerdem der
Zugang zu Angaben, die eine erhebliche Anzahl von Fahrgisten betreffen, bei einem Notfall oder nach einem
Unfall auf See erleichtern.

(3)  In den vergangenen 17 Jahren wurden bei den Mitteln zur Ubermittlung und Speicherung von Daten iiber
Schiffsbewegungen Dbetrichtliche technische Fortschritte erzielt. An den europidischen Kiisten wurden in
Ubereinstimmung mit den einschligigen von der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation (IMO)
verabschiedeten Regeln mehrere verbindliche Schiffsmeldesysteme eingerichtet. Durch Unionsrecht und nationales
Recht wird gewihrleistet, dass die Schiffe den geltenden Meldepflichten im Rahmen dieser Systeme nachkommen.
Es ist nunmehr angezeigt, Fortschritte mit Blick auf technische Innovation zu erzielen, wobei — auch auf
internationaler Ebene — an die bislang erzielten Ergebnisse angekniipft und dafiir gesorgt werden sollte, dass die
Technologieneutralitit stets gewahrt bleibt.

(4)  Durch das nationale einzige Fenster im Sinne der Richtlinie 2010/65/EU des Europdischen Parlaments und des
Rates (*) und das System der Union fiir den Seeverkehrsinformationsaustausch (SafeSeaNet) im Sinne der
Richtlinie 2002/59/EG des Européischen Parlaments und des Rates (°) wurden die Erhebung, die Ubermittlung
und der Austausch schiffsbezogener Daten ermdglicht, vereinfacht und harmonisiert. Die Angaben zu den an
Bord befindlichen Personen gemifs der Richtlinie 98/41/EG sollten daher dem nationalen einzigen Fenster

() ABLC34vom2.2.2017,S.172.

(3 Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 4. Oktober 2017 (noch nicht im Amtsblatt verdffentlicht) und Beschluss des Rates vom
23. Oktober 2017.

() Richtlinie 98/41/EG des Rates vom 18. Juni 1998 iiber die Registrierung der an Bord von Fahrgastschiffen im Verkehr nach oder von
einem Hafen eines Mitgliedstaats der Gemeinschaft befindlichen Personen (ABL. L 188 vom 2.7.1998, S. 35).

(*) Richtlinie 2010/65/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Oktober 2010 iiber Meldeformalititen fur Schiffe beim
Einlaufen in undfoder Auslaufen aus Hifen der Mitgliedstaaten und zur Aufhebung der Richtlinie 2002/6/EG (ABL L 283 vom
29.10.2010, S.1).

() Richtlinie 2002/ )59/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2002 iiber die Einrichtung eines gemeinschaftlichen
Uberwachungs- und Informationssystems fiir den Schiffsverkehr und zur Authebung der Richtlinie 93/75/EWG des Rates (AB. L 208
vom 5.8.2002, S. 10).
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gemeldet werden, was es der zustindigen Behorde bei einem Notfall oder nach einem Unfall auf See ermoglicht,
die Daten ohne Weiteres abzurufen. Die Anzahl der an Bord befindlichen Personen sollte dem nationalen
einzigen Fenster mit geeigneten technischen Mitteln, die dem Ermessen der Mitgliedstaaten tiberlassen bleiben
sollten, gemeldet werden. Alternativ sollte sie der benannten Behorde iiber das automatische Identifizie-
rungssystem gemeldet werden.

(5)  Zur Erleichterung der Bereitstellung und des Austauschs der nach dieser Richtlinie gemeldeten Angaben und zur
Verringerung des Verwaltungsaufwands sollten die Mitgliedstaaten von den mit der Richtlinie 2010/65/EU
festgelegten harmonisierten Meldeformalitdten Gebrauch machen. Im Falle eines Unfalls, der mehr als einen
Mitgliedstaat betrifft, sollten die Mitgliedstaaten diese Angaben den anderen Mitgliedstaaten tiber das SafeSeaNet-
System zuginglich machen.

(6)  Um den Mitgliedstaaten eine ausreichende Frist fiir die Einfihrung neuer Funktionen fiir die nationalen einzigen
Fenster zu lassen, ist es angezeigt, eine Ubergangsfrist vorzusehen, wihrend der die Mitgliedstaaten die
Moglichkeit haben, das derzeitige System fur die Registrierung der an Bord von Fahrgastschiffen befindlichen
Personen beizubehalten.

(7)  Die bei der Entwicklung der nationalen einzigen Fenster erzielten Fortschritte sollten als Ausgangspunkt fiir den
Ubergang zu einem zukiinftigen Umfeld mit einem europdischen einzigen Fenster dienen.

(8) Die Mitgliedstaaten sollten die Betreiber, insbesondere die kleineren Betreiber, ermutigen, das nationale einzige
Fenster zu nutzen. Im Hinblick auf die Einhaltung des Grundsatzes der Verhiltnismifigkeit sollten die
Mitgliedstaaten jedoch die Moglichkeit haben, kleinere Betreiber, die noch nicht das nationale einzige Fenster
nutzen und die hauptsichlich kurze Inlandfahrten mit einer Dauer von weniger als 60 Minuten durchfiihren,
unter bestimmten Voraussetzungen von der Pflicht zur Meldung der Anzahl der an Bord befindlichen Personen
an das nationale einzige Fenster freizustellen.

(9)  Zum Zweck der Beriicksichtigung der besonderen geografischen Lage der Inseln Helgoland und Bornholm und
der Art ihrer Verkehrsverbindungen mit dem Festland sollte Deutschland, Danemark und Schweden mehr Zeit
eingerdumt werden, um die Liste der an Bord befindlichen Personen zu erstellen und wihrend eines Ubergangs-
zeitraums das derzeitige System zur Ubermittlung dieser Angaben zu nutzen.

(10) Die Mitgliedstaaten sollten weiterhin die Moglichkeit haben, die Schwelle von 20 Seemeilen fiir die Auslosung der
Pflicht zur Registrierung und Meldung der Liste der an Bord befindlichen Personen zu senken. Dieses Recht
umfasst Fahrten, bei denen Fahrgastschiffe, die eine groffe Zahl von Fahrgisten befordern, bei einer einzigen
langeren Fahrt nacheinander mehrere Hifen in einer Entfernung von weniger als 20 Seemeilen anlaufen. In diesen
Fillen sollte es den Mitgliedstaaten gestattet werden, die Schwelle von 20 Seemeilen zu senken, um es zu
ermdglichen, dass die nach dieser Richtlinie vorgeschriebenen Angaben in Bezug auf an Bord befindliche
Fahrgiste registriert werden, die im ersten angelaufenen Hafen oder in spiter angelaufenen Hifen zugestiegen
sind.

(11)  Um Angehorigen bei einem Unfall zeitnah verlissliche Informationen bereitzustellen, unnotige Verzogerungen bei
der konsularischen Hilfe und sonstigen Diensten zu verringern und die Identifizierungsverfahren zu erleichtern,
sollten die iibermittelten Daten auch Angaben zur Staatsangehorigkeit der Personen an Bord enthalten. Die Liste
der erforderlichen Dateneintrige fir Fahrten von mehr als 20 Seemeilen sollte vereinfacht, prizisiert und so weit
wie moglich an die Meldepflichten fiir das nationale einzige Fenster angepasst werden.

(12) Angesichts der Verbesserungen bei den elektronischen Mitteln zur Registrierung von Daten und unter
Berticksichtigung der Tatsache, dass personenbezogene Daten vor dem Auslaufen des Schiffes erhoben werden,
sollte die derzeit mit der Richtlinie 98/41/EG eingerdumte Verzdgerungsfrist von 30 Minuten auf 15 Minuten
gesenkt werden.

(13) Es ist wichtig, dass im Einklang mit den internationalen Vorschriften fiir jede an Bord befindliche Person klare
Anweisungen fiir den Notfall bereitgestellt werden.

(14) Im Interesse der rechtlichen Klarheit und der Kohdrenz mit anderen damit zusammenhingenden Rechtsvor-
schriften der Union, insbesondere der Richtlinie 2009/45/EG des Europiischen Parlaments und des Rates (Y),
sollten einige veraltete, mehrdeutige oder verwirrende Bezugnahmen aktualisiert oder gestrichen werden. Die
Definition des Begriffs ,Fahrgastschiff“ sollte unter Einhaltung des Anwendungsbereichs dieser Richtlinie an
andere Rechtsvorschriften der Union angeglichen werden. Die Definition des Begriffs ,geschiitztes Seegebiet” sollte
fur die Zwecke der Ausnahmeregelungen nach dieser Richtlinie durch ein Konzept ersetzt werden, das an die
Richtlinie 2009/45/EG angeglichen ist, wobei die Nahe von Such- und Rettungseinrichtungen gewihrleistet
werden sollte. Die Definition des Begriffs ,Fahrgastregisterfithrer” sollte gedndert werden, um den neuen Aufgaben
Rechnung zu tragen, die nicht mehr die Aufbewahrung der Angaben umfassen. Die Definition des Begriffs
,benannte Behorde“ sollte die zustindigen Behorden umfassen, die direkten oder indirekten Zugang zu den nach
dieser Richtlinie vorgeschriebenen Angaben haben. Die entsprechenden Anforderungen an die Fahrgastregistrie-
rungssysteme der Gesellschaften sollten gestrichen werden.

(") Richtlinie 2009/45/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 iiber Sicherheitsvorschriften und -normen fiir
Fahrgastschiffe (ABl. L 163 vom 25.6.2009, S. 1).
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(15) Diese Richtlinie sollte nicht fiir Sport- oder Vergniigungsboote gelten. Sie sollte insbesondere dann nicht fiir
Sportboote oder Sportfahrzeuge gelten, wenn diese ohne Besatzung (,bareboat) gechartert und nicht
anschliefend fiir die Zwecke der Beférderung von Fahrgisten fiir den Handel eingesetzt werden.

(16) Die Mitgliedstaaten sollten weiterhin fir die Einhaltung der Anforderungen der Richtlinie 98/41/EG an die
Datenregistrierung, insbesondere in Bezug auf die Genauigkeit und rechtzeitige Erfassung der Daten,
verantwortlich sein. Um die Kohdrenz der Angaben sicherzustellen, sollten Stichprobenkontrollen durchgefiihrt
werden konnen.

(17) Soweit die in der Richtlinie 98/41/EG und der Richtlinie 2010/65/EU vorgeschenen Mafinahmen mit der
Verarbeitung personenbezogener Daten verbunden sind, sollte diese Verarbeitung in Ubereinstimmung mit den
Rechtsvorschriften der Union iiber den Schutz personenbezogener Daten, insbesondere der Verordnung (EU)
2016/679 des Europdischen Parlaments und des Rates (') und der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des
Europdischen Parlaments und des Rates (3, erfolgen. Unbeschadet anderer rechtlicher Verpflichtungen im
Einklang mit dem Datenschutzrecht sollten insbesondere personenbezogene Daten, die gemif der Richtlinie
98/41/EG erhoben werden, nicht fir einen anderen Zweck verarbeitet oder verwendet und nicht linger
gespeichert werden, als es fur die Zwecke der Richtlinie 98/41/EG erforderlich ist. Personenbezogene Daten
sollten daher nach dem sicheren Abschluss der Fahrt eines Schiffes oder gegebenenfalls nach dem Abschluss von
Ermittlungen oder Gerichtsverfahren nach einem Unfall oder Notfall unverziiglich automatisch gelscht werden.

(18)  Alle Gesellschaften sollten unter Beriicksichtigung des Stands der Technik und der Umsetzungskosten geeignete
technische und organisatorische Maffnahmen ergreifen, um im Einklang mit den Datenschutzvorschriften des
Unionsrechts und des nationalen Rechts nach dieser Richtlinie verarbeitete personenbezogene Daten vor
unbeabsichtigter oder unrechtmifiger Vernichtung oder unbeabsichtigtem Verlust, unbeabsichtigter Verdanderung
sowie unbefugter Offenlegung oder unbefugtem Zugang zu schiitzen.

(19)  Angesichts des Grundsatzes der Verhaltnismafigkeit sowie des Umstands, dass es im Interesse des Fahrgastes liegt,
wahrheitsgetreue Angaben zu machen, ist das derzeitige Mittel der Erhebung personenbezogener Daten auf der
Grundlage einer Eigenerkldrung der Fahrgiste fiir die Zwecke der Richtlinie 98/41/EG ausreichend. Gleichzeitig
sollte durch elektronische Mittel der Datenregistrierung und -tiberpriifung sichergestellt werden, dass fir jede an
Bord befindliche Person einheitliche Angaben registriert werden.

(20)  Zur Erhohung der Transparenz und mit Blick auf eine einfachere Meldung von Freistellungen und Antragen auf
Ausnahmeregelungen durch die Mitgliedstaaten sollte die Kommission fir diesen Zweck eine Datenbank
einrichten und betreiben. Darin sollten die gemeldeten Mafinahmen im Entwurf und in der angenommenen Form
enthalten sein. Die angenommenen Mafinahmen sollten 6ffentlich zuginglich gemacht werden.

(21) Daten zur Meldung von Freistellungen und von Antrigen auf Ausnahmeregelungen durch die Mitgliedstaaten
sollten so weit harmonisiert und aufeinander abgestimmt werden, wie dies fur die moglichst effektive Nutzung
dieser Daten erforderlich ist.

(22) In Anbetracht der durch den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) bewirkten
Anderungen sollten die der Kommission iibertragenen Befugnisse zur Durchfithrung der Richtlinie 98/41/EG
entsprechend aktualisiert werden. Die Durchfithrungsrechtsakte sollten nach Mafigabe der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates (°) erlassen werden.

(23)  Um den Entwicklungen auf internationaler Ebene Rechnung zu tragen und die Transparenz zu erhohen, sollte der
Kommission gemifl Artikel 290 AEUV die Befugnis zum Erlass von Rechtsakten iibertragen werden, was die
moglicherweise erforderliche Nichtanwendung von Anderungen an internationalen Ubereinkommen fiir die
Zwecke dieser Richtlinie angeht. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorberei-
tungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf Sachverstindigenebene, durchfithrt und dass diese
Konsultationen mit den Grundsitzen in Einklang stehen, die in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom
13. April 2016 iber bessere Rechtsetzung niedergelegt wurden. Um insbesondere fiir eine gleichberechtigte
Beteiligung an der Ausarbeitung der delegierten Rechtsakte zu sorgen, erhalten das Europiische Parlament und
der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachverstindigen der Mitgliedstaaten, und ihre Sachverstindigen
haben systematisch Zugang zu den Sitzungen der Sachverstindigengruppen der Kommission, die mit der
Ausarbeitung der delegierten Rechtsakte befasst sind.

() Verordnung (EU) 2016/679 des Européischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABL. L 119 vom 4.5.2016, S. 1).

(*) Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Européischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natiirlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr
(ABL.L 8 vom 12.1.2001, S. 1).

(*) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Européischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfithrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABL L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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(24)  Unter Beriicksichtigung der Dauer eines vollstindigen Kontrollbesuchszyklus der Europidischen Agentur fir die
Sicherheit des Seeverkehrs sollte die Kommission die Durchfithrung der Richtlinie 98/41/EG bis zum
22. Dezember 2026 bewerten und dem Europdischen Parlament und dem Rat dariiber Bericht erstatten. Die
Mitgliedstaaten sollten mit der Kommission zusammenarbeiten, um alle fiir diese Bewertung erforderlichen
Informationen zusammenzutragen.

(25) Um den Anderungen an der Richtlinie 98/41/EG Rechnung zu tragen, sollten die Angaben zu den an Bord
befindlichen Personen in die Aufstellung der Meldeformalititen in Teil A des Anhangs der Richtlinie 2010/65/EU
aufgenommen werden.

(26) Um Binnenmitgliedstaaten, die nicht tiber Seehifen und auch nicht tiber in den Anwendungsbereich dieser
Richtlinie fallende Fahrgastschiffe, die ihre Flagge fihren, verfiigen, keinen unverhiltnismifigen
Verwaltungsaufwand aufzuerlegen, sollte diesen Mitgliedstaaten gestattet werden, von den Bestimmungen dieser
Richtlinie abzuweichen. Dies bedeutet, dass diese Mitgliedstaaten nicht zur Umsetzung dieser Richtlinie
verpflichtet sind, solange diese Bedingung erfullt ist.

(27)  Der Europdische Datenschutzbeauftragte wurde gemidfl Artikel 28 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 45/2001
angehort und hat am 9. Dezember 2016 eine Stellungnahme abgegeben.

(28)  Die Richtlinien 98/41/EG und 2010/65/EU sollten daher entsprechend gedndert werden —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1
Anderungen an der Richtlinie 98/41/EG

Die Richtlinie 98/41/EG wird wie folgt gedndert:
1. Artikel 2 wird wie folgt gedndert:
a) Der zweite Gedankenstrich erhilt folgende Fassung:
,— Fahrgastschiff' ein Schiff oder ein Hochgeschwindigkeitsfahrzeug, das mehr als zwolf Fahrgiste befordert;;
b) der sechste Gedankenstrich erhilt folgende Fassung:
,— JFahrgastregisterfithrer’ die Person, die gegebenenfalls von einer Gesellschaft als verantwortlich fiir die
Erfillung der Verpflichtungen aus dem ISM-Kodex benannt ist, oder eine Person, die von der Gesellschaft als

verantwortlich fiir die Ubermittlung von Angaben iiber die auf einem Fahrgastschiff der Gesellschaft
befindlichen Personen benannt ist;*;

¢) der siebte Gedankenstrich erhilt folgende Fassung:

,— ,benannte Behorde die zustindige Behorde des Mitgliedstaats, die fur die Such- und Rettungsmaffnahmen
verantwortlich ist oder mit der Aufarbeitung eines Unfalls befasst ist und Zugang zu den nach dieser
Richtlinie vorgeschriebenen Angaben hat;*;

d) der neunte Gedankenstrich wird gestrichen;
e) im zehnten Gedankenstrich erhilt der einleitende Satz folgende Fassung:

,— Linienverkehr* eine Abfolge von Schifffahrten, durch die dieselben beiden oder mehr Hifen miteinander
verbunden werden, oder eine Abfolge von Fahrten von und nach ein und demselben Hafen ohne
Zwischenstopp, und zwar*;

f) folgender Gedankenstrich wird angefiigt:

,— ,Hafengebiet’ ein Gebiet im Sinne der Begriffsbestimmung in Artikel 2 Buchstabe r der Richtlinie
2009/45[EG;*;

g) folgender Gedankenstrich wird angefiigt:

,— ,Sport- oder Vergniigungsboot' ein nicht fir den Handel eingesetztes Schiff, unabhingig von der
Antriebsart.“.
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2. Artikel 3 erhilt folgende Fassung:
LJArtikel 3
(1)  ,Diese Richtlinie gilt fiir Fahrgastschiffe mit Ausnahme von
— Kriegsschiffen und Truppentransportschiffen,
— Sport- und Vergniigungsbooten,
— Schiffen, die ausschlieflich in Hafengebieten oder auf Binnenwasserstraffen eingesetzt werden.

(2)  Mitgliedstaaten, die nicht iiber Sechifen und auch nicht iiber in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie
fallende Fahrgastschiffe, die ihre Flagge fiihren, verfiigen, konnen von den Bestimmungen dieser Richtlinie
abweichen, mit Ausnahme der Verpflichtung gemifl Unterabsatz 2.

Diejenigen Mitgliedstaaten, die diese Ausnahmeregelung in Anspruch nehmen mochten, teilen der Kommission bis
spitestens 21. Dezember 2019 mit, ob die Voraussetzungen erfiillt sind, und unterrichten die Kommission jihrlich
iiber alle etwaigen anschliefend eingetretenen Anderungen. Die betreffenden Mitgliedstaaten diirfen Fahrgastschiffen,
die in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fallen, nicht gestatten, ihre Flagge zu fithren, solange sie diese
Richtlinie nicht umgesetzt und durchgefiihrt haben.”

3. Artikel 4 Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,(2)  Die Zahl der Personen an Bord ist vor der Abfahrt dem Kapitdn des Schiffes mitzuteilen und mit geeigneten
technischen Mitteln dem gemif Artikel 5 der Richtlinie 2010/65/EU des Europiischen Parlaments und des Rates ()
eingerichteten einzigen Fenster oder — falls der Mitgliedstaat sich dafiir entscheidet — der benannten Behérde iiber
das automatische Identifizierungssystem zu melden.

Fiir eine Ubergangszeit von sechs Jahren ab dem 20. Dezember 2017 konnen die Mitgliedstaaten weiterhin
gestatten, dass diese Angaben dem Fahrgastregisterfithrer der Gesellschaft oder dem landseitigen System der
Gesellschaft, das demselben Zweck dient, mitgeteilt werden, anstatt vorzusehen, dass sie dem einzigen Fenster oder
der benannten Behorde tiber das automatische Identifizierungssystem gemeldet werden.

(*) Richtlinie 2010/65/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Oktober 2010 iiber Meldefor-
malitdten fiir Schiffe beim Einlaufen in und/oder Auslaufen aus Hifen der Mitgliedstaaten und zur Aufhebung
der Richtlinie 2002/6/EG (ABI. L 283 vom 29.10.2010, S. 1).“

4. Artikel 5 erhilt folgende Fassung:
,Artikel 5

(1)  Léauft ein Fahrgastschiff aus einem Hafen eines Mitgliedstaats aus, um eine Fahrt zu unternehmen, bei der die
Entfernung vom Ausgangspunkt bis zum nichsten Anlauthafen mehr als 20 Seemeilen betrigt, werden die
folgenden Angaben registriert:

— die Familiennamen der an Bord befindlichen Personen, ihre Vornamen, ihr Geschlecht, ihre Staatsangehérigkeit,
ihre Geburtsdaten,

— auf Wunsch des Fahrgastes: im Notfall moglicherweise benétigte besondere Betreuung oder Hilfe,
— sofern sich der Mitgliedstaat dafiir entscheidet, auf Wunsch des Fahrgastes: eine Kontaktnummer fiir den Notfall.

(2)  Die in Absatz 1 aufgefithrten Angaben sind vor der Abfahrt des Fahrgastschiffes zu erheben und bei dessen
Abfahrt — in jedem Fall spitestens 15 Minuten nach dessen Abfahrt — dem gemafy Artikel 5 der Richtlinie
2010/65/EU eingerichteten einzigen Fenster zu melden.

(3)  Fiir eine Ubergangszeit von sechs Jahren ab dem 20. Dezember 2017 konnen die Mitgliedstaaten weiterhin
gestatten, dass diese Angaben dem Fahrgastregisterfithrer der Gesellschaft oder dem landseitigen System der
Gesellschaft, das demselben Zweck dient, mitgeteilt werden, anstatt vorzusehen, dass sie dem einzigen Fenster
gemeldet werden.

(4)  Unbeschadet anderer rechtlicher Verpflichtungen nach den Datenschutzvorschriften der Union und den
nationalen Datenschutzvorschriften werden die fiir die Zwecke dieser Richtlinie erhobenen personenbezogenen
Daten fiir keinen anderen Zweck verarbeitet und verwendet. Solche personenbezogenen Daten werden stets im
Einklang mit dem Datenschutzrecht der Union und den Rechtsvorschriften der Union iiber den Schutz der
Privatsphire behandelt und unverziiglich automatisch geloscht, sobald sie nicht mehr benétigt werden.
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5. Artikel 6 Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,(2)  Jeder Mitgliedstaat verlangt bei Fahrgastschiffen, die die Flagge eines Drittlandes fithren und die von einem
Hafen aufSerhalb der Union aus einen Hafen in diesem Mitgliedstaat anlaufen sollen, von der Gesellschaft, dass die in
Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 5 Absatz 1 genannten Angaben entsprechend Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 5
Absatz 2 bereitgestellt werden.”

6. Artikel 8 erhilt folgende Fassung:
LJArtikel 8

(1)  Alle Gesellschaften, die die Verantwortung fiir den Betrieb eines Fahrgastschiffes tragen, benennen, sofern dies
nach den Artikeln 4 und 5 dieser Richtlinie vorgeschrieben ist, einen Fahrgastregisterfithrer, der daftir verantwortlich
ist, die in diesen Bestimmungen genannten Angaben dem gemif$ Artikel 5 der Richtlinie 2010/65/EU eingerichteten
einzigen Fenster oder der benannten Behorde tiber das automatische Identifizierungssystem zu melden.

(2)  Nach Artikel 5 dieser Richtlinie erhobene personenbezogene Daten werden von der Gesellschaft nicht linger
als fur die Zwecke dieser Richtlinie erforderlich und in jedem Fall nur bis zu dem Zeitpunkt, zu dem die betreffende
Fahrt erfolgreich abgeschlossen und die Daten dem gemidf Artikel 5 der Richtlinie 2010/65/EU eingerichteten
einzigen Fenster gemeldet wurden, aufbewahrt. Unbeschadet anderer spezifischer rechtlicher Pflichten nach dem
Unionsrecht oder dem nationalen Recht, etwa fir statistische Zwecke, werden die Angaben, sobald sie nicht mehr
fur diesen Zweck benotigt werden, unverziiglich automatisch geloscht.

(3)  Jede Gesellschaft sorgt dafiir, dass die Angaben zu Fahrgisten, die Bedarf an besonderer Betreuung oder Hilfe
im Notfall angemeldet haben, ordnungsgemif8 registriert und dem Kapitin vor Abfahrt des Fahrgastschiffes
uibermittelt werden.”

7. Artikel 9 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
— Buchstabe a wird gestrichen.
— Die Buchstaben b und ¢ erhalten folgende Fassung:

,(2)  Ein Mitgliedstaat, aus dessen Hafen ein Fahrgastschiff auslduft, kann das Fahrgastschiff von der
Verpflichtung, dem gemaf Artikel 5 der Richtlinie 2010/65/EU eingerichteten einzigen Fenster die Zahl der
an Bord befindlichen Personen zu melden, befreien — vorausgesetzt, dass es sich bei dem betreffenden Schiff
nicht um ein Hochgeschwindigkeitsfahrzeug handelt, es im Linienverkehr mit einer Fahrzeit von weniger als
einer Stunde zwischen den Anlegehdfen und ausschlieSlich im gemafl Artikel 4 der Richtlinie 2009/45/EG
aufgelisteten Seegebiet D eingesetzt ist, und in diesem Seegebiet die Nahe von Such- und Rettungsein-
richtungen gewihrleistet ist.

Ein Mitgliedstaat kann Fahrgastschiffe im Verkehr zwischen zwei Hifen, bzw. im Verkehr von und zu ein und
demselben Hafen ohne Zwischenstopps, von den Verpflichtungen des Artikels 5 dieser Richtlinie befreien —
vorausgesetzt, das betreffende Schiff fithrt ausschlieflich Fahrten im gemdfl Artikel 4 der Richtlinie
2009/45[EG aufgelisteten Seegebiet D durch und in diesem Seegebiet ist die Nihe von Such- und Rettungs-
einrichtungen gewdahrleistet.”;

— folgender Unterabsatz wird angefuigt:

»Abweichend von Artikel 5 Absatz 2 und unbeschadet des Ubergangszeitraums gemif Artikel 5 Absatz 3
haben die folgenden Mitgliedstaaten das Recht, die nachstehenden Ausnahmeregelungen anzuwenden:

i) Deutschland kann fiir Fahrgastschiffe, die von der und zur Insel Helgoland verkehren, die Zeitraume fiir
die Erhebung und Meldung der in Artikel 5 Absatz 1 genannten Angaben auf bis zu eine Stunde nach der
Abfahrt verlangern, und

ii) Danemark und Schweden konnen fiir Fahrgastschiffe, die von der und zur Insel Bornholm verkehren, die
Zeitraume fur die Erhebung und Meldung der in Artikel 5 Absatz 1 genannten Angaben auf bis zu einer
Stunde nach der Abfahrt verlingern.”;

b) Absatz 3 Buchstaben a und b erhalten folgende Fassung:

,a) Der Mitgliedstaat meldet der Kommission unverziiglich unter Angabe hinreichender Griinde seinen Beschluss,
eine Freistellung von den in Artikel 5 genannten Verpflichtungen zu erteilen. Diese Meldung erfolgt mittels
einer von der Kommission fiir diesen Zweck eingerichteten und betriebenen Datenbank, zu der die
Kommission und die Mitgliedstaaten Zugang erhalten. Die Kommission stellt die angenommenen
Mafnahmen auf einer offentlich zuginglichen Website bereit.
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b) Gelangt die Kommission innerhalb von sechs Monaten nach der Meldung zu der Auffassung, dass die
Freistellung nicht gerechtfertigt ist oder sich nachteilig auf den Wettbewerb auswirken konnte, so kann sie
Durchfithrungsrechtsakte erlassen, mit denen sie den Mitgliedstaat verpflichtet, seinen Beschluss abzudndern
oder zu widerrufen. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemifl dem in Artikel 13 Absatz 2 genannten
Priifverfahren erlassen.”;

¢) Absatz 4 Unterabsatz 3 erhilt folgende Fassung:

,Der Antrag wird der Kommission iiber die in Absatz 3 genannte Datenbank iibermittelt. Gelangt die
Kommission innerhalb von sechs Monaten nach Antragstellung zu der Auffassung, dass die Ausnahmeregelung
nicht gerechtfertigt ist oder sich nachteilig auf den Wettbewerb auswirken konnte, so kann sie Durchfithrungs-
rechtsakte erlassen, mit denen sie den Mitgliedstaat verpflichtet, den vorgeschlagenen Beschluss abzuidndern oder
nicht zu erlassen. Diese Durchfihrungsrechtsakte werden gemdf dem in Artikel 13 Absatz 2 genannten
Priifverfahren erlassen.”

8. Artikel 10 erhilt folgende Fassung:
Artikel 10

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Gesellschaften @iber ein Verfahren fiir die Datenregistrierung
verfiigen, mit dem gewihrleistet wird, dass die nach dieser Richtlinie vorgeschriebenen Angaben genau und
rechtzeitig gemeldet werden.

(2)  Jeder Mitgliedstaat benennt die Behorde, die Zugang zu den aufgrund dieser Richtlinie vorgeschriebenen
Angaben haben wird. Die Mitgliedstaaten sorgen daftir, dass bei einem Notfall oder nach einem Unfall diese
benannte Behorde sofortigen Zugang zu den aufgrund dieser Richtlinie vorgeschriebenen Angaben hat.

(3) Nach Artikel 5 erhobene personenbezogene Daten werden von den Mitgliedstaaten nicht linger als fiir die
Zwecke dieser Richtlinie erforderlich aufbewahrt, und in jedem Fall nicht linger als

a) bis zu dem Zeitpunkt, zu dem die Fahrt des Schiffes erfolgreich abgeschlossen wurde, keinesfalls aber linger als
60 Tage ab der Abfahrt des Schiffes, oder

b) — bei einem Notfall oder nach einem Unfall — bis etwaige Ermittlungen oder Gerichtsverfahren abgeschlossen
sind.

(4)  Unbeschadet anderer spezifischer rechtlicher Pflichten nach dem Unionsrecht oder dem nationalen Recht,
etwa Verpflichtungen fur statistische Zwecke, werden die Angaben, sobald sie nicht mehr fir die Zwecke dieser
Richtlinie benotigt werden, unverziiglich automatisch geloscht.”.

9. Artikel 11 erhilt folgende Fassung:
JArtikel 11

(1)  Fur die Zwecke dieser Richtlinie werden die erforderlichen Daten so erhoben und registriert, dass fir die
Fahrgidste beim Ein- oder Ausschiffen keine unnotigen Verzogerungen entstehen.

(2)  Esist zu vermeiden, dass auf denselben oder dhnlichen Strecken mehrere Datenerhebungen erfolgen.

10. Folgender Artikel wird eingefiigt:
,Artikel 11a

(1)  Die Verarbeitung personenbezogener Daten gemif dieser Richtlinie erfolgt nach Maflgabe der Verordnung
(EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und des Rates (¥).

(2)  Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Union gemidf dieser
Richtlinie, etwa im Rahmen des einzigen Fensters und von SafeSeaNet, erfolgt nach Mafigabe der Verordnung (EG)
Nr. 45/2001 des Europdischen Parlaments und des Rates (**).

(*) Verordnung (EU) 2016/679 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz
natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1).

(**) Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum
Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und
Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr (ABI. L 8 vom 12.1.2001, S. 1).“
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11. Artikel 12 erhilt folgende Fassung:
,Artikel 12

(1)  Unter auflergewohnlichen Umstinden, wenn dies durch eine angemessene Analyse der Kommission
hinreichend begriindet ist und um eine ernste und inakzeptable Bedrohung der Seeverkehrssicherheit bzw. eine
Unvereinbarkeit mit den Rechtsvorschriften der Union iiber den Seeverkehr zu vermeiden, wird der Kommission die
Befugnis iibertragen, gemaf Artikel 12a delegierte Rechtsakte zur Anderung dieser Richtlinie zu erlassen, um fiir die
Zwecke dieser Richtlinie eine Anderung an den in Artikel 2 genannten internationalen Ubereinkommen nicht
anzuwenden.

(2)  Diese delegierten Rechtsakte werden mindestens drei Monate vor Ablauf der Frist, die fur die stillschweigende
Zustimmung zu der betreffenden Anderung international festgelegt wurde, oder drei Monate vor dem geplanten
Zeitpunkt fiir das Inkrafttreten der genannten Anderung erlassen. Bis zum Inkrafttreten solcher delegierten
Rechtsakte verzichten die Mitgliedstaaten darauf, Initiativen zu ergreifen, die auf die Ubernahme der Anderung in
nationales Recht oder auf die Anwendung der Anderung des betreffenden internationalen Ubereinkommens
abzielen.

12. Folgender Artikel wird eingefuigt:
JArtikel 12a

(1)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemifs Artikel 12 wird der Kommission unter den in diesem
Artikel festgelegten Bedingungen iibertragen.

(2)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemifs Artikel 12 wird der Kommission fiir einen Zeitraum
von sieben Jahren ab dem 20. Dezember 2017 iibertragen. Die Kommission erstellt spitestens neun Monate vor
Ablauf des Zeitraums von sieben Jahren einen Bericht tiber die Befugnisiibertragung. Die Befugnisiibertragung
verlangert sich stillschweigend um Zeitrdume gleicher Linge, es sei denn, das Europiische Parlament oder der Rat
widersprechen einer solchen Verldngerung spatestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

(3) Die Befugnisiibertragung gemidfl Artikel 12 kann vom Europiischen Parlament oder vom Rat jederzeit
widerrufen werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem Beschluss angegebenen
Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Verdffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union oder zu einem im
Beschluss iiber den Widerruf angegebenen spiteren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von delegierten Rechtsakten,
die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss tiber den Widerruf nicht beriihrt.

(4)  Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten
benannten Sachverstindigen, im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016
tiber bessere Rechtsetzung enthaltenen Grundsitzen.

(5)  Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlésst, ibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europdischen
Parlament und dem Rat.

(6) Ein delegierter Rechtsakt, der gemdfl Artikel 12 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das
Europdische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtsakts
an das Europdische Parlament und den Rat Einwidnde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das
Europdische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwinde erheben
werden. Auf Initiative des Europaischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlingert.”

13. Artikel 13 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

.(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des
Europiischen Parlaments und des Rates (¥).

(*) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur

Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der
Durchfithrungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren (ABL L 55 vom 28.2.2011, S. 13).

b) Absatz 3 wird gestrichen.
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14. Folgender Artikel wird eingefiigt:
JArtikel 14a

Die Kommission bewertet die Durchfithrung dieser Richtlinie und legt die Ergebnisse der Bewertung dem
Europiischen Parlament und dem Rat bis zum 22. Dezember 2026 vor.

Spitestens am 22. Dezember 2022 unterbreitet die Kommission dem Europiischen Parlament und dem Rat einen
Zwischenbericht iiber die Umsetzung dieser Richtlinie.”

Artikel 2
Anderungen am Anhang der Richtlinie 2010/65/EU
In Teil A des Anhangs der Richtlinie 2010/65/EU wird folgende Nummer angefiigt:
,7. Angaben zu den an Bord befindlichen Personen
Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 98/41/EG des Rates vom 18. Juni 1998 iiber die

Registrierung der an Bord von Fahrgastschiffen im Verkehr nach oder von einem Hafen eines Mitgliedstaats der
Gemeinschaft befindlichen Personen (ABI. L 188 vom 2.7.1998, S. 35).%

Artikel 3
Umsetzung

(1)  Die Mitgliedstaaten erlassen und verdffentlichen bis zum 21. Dezember 2019 die Vorschriften, die erforderlich
sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverziiglich davon in Kenntnis.

Sie wenden diese Vorschriften ab dem 21. Dezember 2019 an.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veroffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

(2)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Vorschriften mit, die sie auf
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 4
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Verdffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Artikel 5
Adressaten
Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
Geschehen zu Stralburg am 15. November 2017.
Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Prisident Der Président

A. TAJANI M. MAASIKAS
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RICHTLINIE (EU) 201 7/21 10 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 15. November 2017

iiber ein System von Uberpriifungen im Hinblick auf den sicheren Betrieb von Ro-Ro-
Fahrgastschiffen und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen im Linienverkehr und zur
Anderung der Richtlinie 2009/16/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 1999/35/EG des Rates

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 100 Absatz 2,
auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ('),

nach Anhorung des Ausschusses der Regionen,

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (3,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Rechtsvorschriften der Union iiber ein System verbindlicher Uberpriifungen im Hinblick auf den sicheren
Betrieb von Ro-Ro-Fahrgastschiffen und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen im Linienverkehr stammen aus
dem Jahr 1999. Es ist nunmehr notwendig, diese Rechtsvorschriften zu aktualisieren, um den Fortschritten bei
der Umsetzung des Hafenstaatkontrollsystems gemafl der Richtlinie 2009/16/EG des Europdischen Parlaments
und des Rates (}) sowie den Erfahrungen mit der Anwendung der am 26. Januar 1982 in Paris unterzeichneten
Pariser Vereinbarung uiber die Hafenstaatkontrolle Rechnung zu tragen.

(2)  Die Eignungspriifung im Rahmen des Programms zur Gewihrleistung der Effizienz und Leistungsfihigkeit der
Rechtsetzung (REFIT) ergibt, dass der Rechtsrahmen der Union fur die Sicherheit von Fahrgastschiffen zu einem
einheitlichen Sicherheitsniveau fiir Fahrgastschiffe in der Union gefithrt hat. Sie ergibt auRerdem, dass, als Folge
der Entwicklung der Fahrgastsicherheitsbestimmungen der Union im Laufe der Zeit als Reaktion auf
unterschiedliche Erfordernisse und Gegebenheiten, ein gewisses Maf an Uberschneidung und Redundanz besteht,
das gestrafft und vereinfacht werden kann und sollte, um den Verwaltungsaufwand der Schiffseigner zu
verringern und die seitens der Seeschifffahrtsbehorden der Mitgliedstaaten erforderlichen Anstrengungen zu
rationalisieren.

(3)  Die meisten Mitgliedstaaten kombinieren bereits nach Méglichkeit verbindliche Uberpriifungen im Hinblick auf
den sicheren Betrieb von Ro-Ro-Fahrgastschiffen mit anderen Arten von Besichtigungen und Uberpriifungen,
ndmlich Flaggenstaat-Besichtigungen und Hafenstaatkontrollen. Um den Uberpriifungsaufwand weiter zu
verringern und den Zeitraum, in dem das Schiff oder das Fahrzeug wirtschaftlich genutzt werden kann, zu
maximieren und gleichzeitig weiterhin hohe Sicherheitsstandards zu gewdahrleisten, sollten Schiffe, die der
Hafenstaatkontrolle unterliegen, in den Geltungsbereich der Richtlinie 2009/16/EG iibertragen werden. Der
Geltungsbereich der vorliegenden Richtlinie sollte auf Ro-Ro-Fahrgastschiffe und Fahrgast-Hochgeschwindigkeits-
fahrzeuge im Linienverkehr zwischen Hifen innerhalb eines Mitgliedstaats oder zwischen einem Hafen eines
Mitgliedstaats und einem Hafen in einem Drittland beschrankt werden, wenn die Flagge des Schiffs mit der des
betreffenden Mitgliedstaats iibereinstimmt. Was Ro-Ro-Fahrgastschiffe und Fahrgast-Hochgeschwindigkeits-
fahrzeuge im Linienverkehr zwischen einem Mitgliedstaat und einem Drittstaat betrifft, sollte die Richtlinie
2009/16[EG gelten, wenn die Flagge nicht mit der des betreffenden Mitgliedstaats {ibereinstimmt.

(4)  Der Begriff ,Aufnahmestaat® wurde durch die Richtlinie 1999/35/EG des Rates () eingefithrt, um die
Zusammenarbeit mit Drittlindern vor der Erweiterung der Union im Jahr 2004 zu erleichtern. Dieser Begriff ist
nicht mehr relevant und sollte daher gestrichen werden.

(") ABLC34vom2.2.2017,S.176.

(¥ Standpunkt des Europiischen Parlaments vom 4. Oktober 2017 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht) und Beschluss des Rates vom
23. Oktober 2017.

() Richtlinie 2009/16/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 iiber die Hafenstaatkontrolle (ABL L 131 vom
28.5.2009,S.57).

(*) Richtlinie 1999/ % 5/EG des Rates vom 29. April 1999 iiber ein System verbindlicher Uberpriifungen im Hinblick auf den sicheren Betrieb
von Ro-Ro-Fahrgastschiffen und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen im Linienverkehr (ABL. L 138 vom 1.6.1999, S. 1).
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(14)

Gemdf der Richtlinie 1999/35/EG mussten die Aufnahmestaaten innerhalb jedes Zwolfmonatszeitraums eine
gezielte Besichtigung und eine Besichtigung wihrend eines Linienverkehrsdienstes durchfithren. Eigentlich sollte
durch diese Vorschrift gewihrleistet werden, dass zwischen diesen beiden Besichtigungen ein ausreichender
zeitlicher Abstand besteht, doch stellte sich bei der REFIT-Priifung heraus, dass dies nicht immer der Fall ist. Um
das System der Uberpriifungen zu konkretisieren und einen einheitlichen Rahmen fiir die Uberpriifungen
sicherzustellen, mit dem fiir ein hohes Sicherheitsniveau bei gleichzeitiger Beriicksichtigung der gemeinsamen
Erfordernisse der Fahrgastdienstleistungen gesorgt wird, sollte klargestellt werden, dass die beiden jdhrlichen
Uberpriifungen regelmifig, in Abstinden von ca. sechs Monaten, stattzufinden haben. Wenn sich das Schiff in
Betrieb befindet, sollte der Abstand zwischen diesen aufeinanderfolgenden Uberpriifungen mindestens vier und
hochstens acht Monate betragen.

In der Richtlinie 1999/35/EG wird anstatt ,Uberpriifungen” der Ausdruck ,Besichtigungen“ verwendet. Diese
Bezeichnung ist in internationalen Ubereinkommen gebriuchlich und bezeichnet darin die Verpflichtung der
Flaggenstaaten, die Ubereinstimmung der Schiffe mit den internationalen Normen zu iiberwachen und
gegebenenfalls Zeugnisse auszustellen oder zu verlingern. Allerdings kann das besondere Uberpriifungssystem fiir
Ro-Ro-Fahrgastschiffe und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge im Linienverkehr nicht mit einer Besichtigung
gleichgesetzt werden, und die entsprechenden Uberpriifungsformulare stellen keine Seetiichtigkeitszeugnisse dar
und konnen nicht als solche angesehen werden. Deshalb sollte der Begriff ,Besichtigung” durch ,Uberpriifung
ersetzt werden, wenn es sich um spezifische Besichtigungen nach der geltenden Richtlinie 1999/35/EG handelt.

In Anbetracht des besonderen Risikoprofils von Ro-Ro-Fahrgastschiffen und Fahrgast-Hochgeschwindigkeits-
fahrzeugen sollte ihre regelmiRige Uberpriifung als Prioritit betrachtet werden. Alle Uberpriifungen von Ro-Ro-
Fahrgastschiffen und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen, die in den Geltungsbereich der Richtlinie
2009/16EG fallen, sollten in die Gesamtzahl der von jedem Mitgliedstaat durchgefithrten jahrlichen
Uberpriifungen eingerechnet werden.

Kosten im Zusammenhang mit Uberpriifungen, die zu einem Auslaufverbot fithren, sollten von dem
Unternehmen getragen werden.

Um den Entwicklungen auf internationaler Ebene und den gesammelten Erfahrungen Rechnung zu tragen, sollte
der Kommission die Befugnis iibertragen werden, gemafl Artikel 290 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union Rechtsakte zu erlassen, um fiir die Zweck dieser Richtlinie Anderungen an internationalen
Ubereinkommen, soweit erforderlich, nicht anzuwenden und um technische Anforderungen zu aktualisieren. Es
ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene
Konsultationen, auch auf Ebene von Sachverstindigen, durchfiihrt, die mit den Grundsitzen in Einklang stehen,
die in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iber bessere Rechtsetzung (') niedergelegt
wurden. Um insbesondere fur eine gleichberechtigte Beteiligung an der Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu
sorgen, erhalten das Europdische Parlament und der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die
Sachverstindigen der Mitgliedstaaten, und ihre Sachverstindigen haben systematisch Zugang zu den Sitzungen
der Sachverstindigengruppen der Kommission, die mit der Vorbereitung der delegierten Rechtsakte befasst sind.

Die Richtlinie 2009/16/EG sollte gedndert werden, um sicherzustellen, dass Ro-Ro-Fahrgastschiffe und Fahrgast-
Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge weiterhin in demselben Umfang und mit derselben Héufigkeit tiberpriift werden.
Besondere Bestimmungen in Bezug auf Uberpriifungen und Kontrollen von Ro-Ro-Fahrgastschiffen und Fahrgast-
Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen im Linienverkehr, die fir die Hafenstaatkontrolle in Frage kommen, sollten
deshalb in die Richtlinie 2009/16/EG eingefithrt werden.

Bei Uberpriifungen gemdf der Richtlinie 2009/16/EG sollten alle erdenklichen Bemiihungen unternommen
werden, damit das Schiff nicht in unangemessener Weise fest- oder aufgehalten wird.

Es ist wichtig, dass den Arbeits- und Lebensbedingungen der Besatzung an Bord sowie der Ausbildung und den
Qualifikationen ihrer Mitglieder Rechnung getragen wird, da Gesundheit, Sicherheit und soziale Aspekte eng
miteinander verkniipft sind.

Unter Beriicksichtigung der Dauer eines vollstindigen planmifigen Kontrollzyklus der Europiischen Agentur fiir
die Sicherheit des Seeverkehrs sollte die Kommission die Durchfithrung dieser Richtlinie spatestens sieben Jahre
nach der Frist zur Umsetzung dieser Richtlinie bewerten und dem Européischen Parlament und dem Rat dariiber
Bericht erstatten. Die Mitgliedstaaten sollten mit der Kommission zusammenarbeiten, um alle fir diese Bewertung
erforderlichen Informationen zusammenzutragen.

Um den Binnenmitgliedstaaten keinen unverhiltnismifigen Verwaltungsaufwand aufzuerlegen, sollten diese
Mitgliedstaaten im Rahmen einer Geringfiigigkeitsregel von dieser Richtlinie abweichen konnen, was bedeutet,
dass diese Mitgliedstaaten nicht zur Umsetzung dieser Richtlinie verpflichtet sind, solange sie bestimmte Kriterien
erfiillen.

Da die Ziele dieser Richtlinie, ndmlich die Gewahrleistung eines sicheren Betriebs von Ro-Ro-Fahrgastschiffen und
Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen im Linienverkehr, von den Mitgliedstaaten angesichts des
Binnenmarktbezugs der Fahrgastbeférderung im Seeverkehr und des grenziiberschreitenden Charakters des

() ABLL123vom12.5.2016,S. 1.
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Betriebs dieser Schiffe und Fahrzeuge in der Union und auf internationaler Ebene nicht ausreichend verwirklicht
werden konnen, sondern vielmehr auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind, indem ein einheitliches
Sicherheitsniveau festgelegt und eine Verzerrung des Wettbewerbs vermieden wird, kann die Union im Einklang
mit dem in Artikel 5 des Vertrags iiber die Europdische Union verankerten Subsidiaritdtsprinzip titig werden.
Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der VerhaltnismifRigkeit geht diese Richtlinie nicht
tiber das fiir die Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maf§ hinaus.

(16) Im Interesse der rechtlichen Klarheit und Einheitlichkeit sowie angesichts der Anzahl der betreffenden
Anderungen sollten die Richtlinie 1999/35/EG aufgehoben und die Richtlinie 2009/16/EG entsprechend gedndert
werden —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1
Geltungsbereich

(1)  Diese Richtlinie gilt fiir alle Ro-Ro-Fahrgastschiffe und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge

a) im Linienverkehr zwischen einem Hafen eines Mitgliedstaats und einem Hafen eines Drittlandes, wenn die Flagge des
Schiffs mit der des betreffenden Mitgliedstaats tibereinstimmt, oder

b) im Linienverkehr auf Inlandfahrten in Seegebieten, in denen Schiffe der Klasse A gemidfl Artikel 4 der Richtlinie
2009/45/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (') eingesetzt werden diirfen.

(2)  Diese Richtlinie gilt nicht fiir Ro-Ro-Fahrgastschiffe und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge, die unter die
Richtlinie 2009/16/EG fallen.

(3)  Die Mitgliedstaaten konnen diese Richtlinie auf Ro-Ro-Fahrgastschiffe und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge
anwenden, die auf Inlandfahrten im Linienverkehr in anderen als den in Absatz 1 Buchstabe b genannten Seegebieten
eingesetzt werden.

(4)  Mitgliedstaaten, die keine Seehifen haben und nachweisen konnen, dass der Anteil der von dieser Richtlinie
erfassten Fahrgastschiffe und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge an der Gesamtzahl der einzelnen Fahrzeuge, die
ihre Flusshifen in den drei vorangegangenen Jahren jihrlich angelaufen haben, weniger als 5 % betragt, konnen von
dieser Richtlinie — mit Ausnahme der in Unterabsatz 2 dargelegten Verpflichtung — abweichen.

Mitgliedstaaten, die keine Sechifen haben, teilen der Kommission bis zum 21. Dezember 2019 die Gesamtzahl der
Fahrzeuge und die Zahl der Ro-Ro-Fahrgastschiffe und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge mit, die ihre Hifen
wihrend des in Unterabsatz 1 genannten Zeitraums von drei Jahren angelaufen haben, und unterrichten die Kommission
danach jihrlich iiber jede anschlieRende Anderung der in Unterabsatz 1 genannten Zahlen.

Artikel 2
Begriffsbestimmungen

Fiir die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

1. ,Ro-Ro-Fahrgastschiff“ ein Schiff, das so gestaltet ist, dass Straen- oder Eisenbahnfahrzeuge unmittelbar an und von
Bord fahren kénnen, und das mehr als zwolf Fahrgiste befordert;

2. ,Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug“ ein Fahrzeug im Sinne von Kapitel X Regel 1 von SOLAS 74, das mehr als
zwolf Fahrgiste befordert;

3. ,SOLAS 74“ das Internationale “Ubereinkommen zum Schutz des menschlichen Lebens auf See von 1974
einschlieflich alle Protokolle und Anderungen in der jeweils geltenden Fassung;

(") Richtlinie 2009/45/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 iiber Sicherheitsvorschriften und -normen fiir
Fahrgastschiffe (ABl. L 163 vom 25.6.2009, S. 1).
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4. ,Code fur Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge* den in der EntschlieSung MSC.36(63) des Schiffssicherheitsausschusses
der IMO vom 20. Mai 1994 enthaltenen Internationalen Code fiir die Sicherheit von Hochgeschwindigkeits-
fahrzeugen oder den in der IMO-Entschliefung MSC.97(73) vom Dezember 2000 enthaltenen Internationalen Code
2000 fur die Sicherheit von Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen (HSC-Code 2000) in der jeweils geltenden Fassung;

5. ,HSSC* die IMO-Leitlinien ,Survey Guidelines under the Harmonized System of Survey and Certification“ in der
jeweils geltenden Fassung;

6. ,Linienverkehr eine Abfolge von Fahrten von Ro-Ro-Fahrgastschiffen oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeits-
fahrzeugen, durch die dieselben zwei oder mehr Hifen miteinander verbunden werden, oder eine Abfolge von
Fahrten von und zu ein und demselben Hafen ohne Zwischenstopp, und zwar

a) entweder nach einem veroffentlichten Fahrplan oder
b) so regelmifig oder hiufig, dass eine systematische Abfolge erkennbar ist;

7. .Seegebiet ein Seegebiet oder einen Seeweg, das bzw. der nach Artikel 4 der Richtlinie 2009/45/EG bestimmt
wurde;

8. ,Zeugnisse*

a) fir Ro-Ro-Fahrgastschiffe und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge auf Auslandfahrt die gemif dem
SOLAS 74 oder dem Code fiir Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge ausgestellten Zeugnisse zusammen mit den
beigefiigten einschligigen Unterlagen iiber die Schiffsausriistung;

b) fiir Ro-Ro-Fahrgastschiffe und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge auf Inlandfahrt die gemaf8 der Richtlinie
2009/45/EG ausgestellten Zeugnisse zusammen mit den beigefiigten einschligigen Unterlagen tiber die
Schiffsausriistung;

9. ,Verwaltung des Flaggenstaats“ die zustindigen Behorden des Staates, dessen Flagge das Ro-Ro-Fahrgastschiff oder
Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug zu fihren berechtigt ist;

10. ,Inlandfahrt“ eine Fahrt in Seegebieten von einem Hafen eines Mitgliedstaats zu demselben oder einem anderen
Hafen innerhalb desselben Mitgliedstaats;

11. ,Unternechmen“ die Organisation oder Person, die zugestimmt hat, alle durch den Internationalen Code fiir
Mafinahmen zur Organisation eines sicheren Schiffsbetriebs und zur Verhiitung der Meeresverschmutzung (ISM-
Code) in der jeweils geltenden Fassung auferlegten Pflichten und Verantwortlichkeiten zu {ibernehmen, oder, in
Fillen, in denen Kapitel IX des SOLAS 74 keine Anwendung findet, den Eigner des Ro-Ro-Fahrgastschiffs oder
Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugs oder eine sonstige Organisation oder Person (wie z. B. den Geschaftsfithrer
oder den Bareboat-Charterer), die vom Schiffseigner die Verantwortung fiir den Betrieb des Ro-Ro-Fahrgastschiffs
oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugs ibernommen hat;

12. ,Uberpriifer einen offentlichen Bediensteten oder eine andere Person, der bzw. die von der zustindigen Behérde
eines Mitgliedstaats ordnungsgemif zur Durchfithrung von Uberpriifungen gemif dieser Richtlinie ermichtigt
wurde, dieser Behorde gegeniiber verantwortlich ist und die in Anhang XI der Richtlinie 2009/16/EG genannten
Mindestkriterien erfiillt;

13. ,zustindige Behorde des Mitgliedstaats“ die von dem Mitgliedstaat fir die Zwecke der vorliegenden Richtlinie
benannte und fiir die Wahrnehmung der ihm mit dieser Richtlinie iibertragenen Aufgaben zustindige Behorde.

Artikel 3
Vorab-Uberpriifung

(1) Bevor ein Ro-Ro-Fahrgastschiff oder ein Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug den Betrieb eines Linienverkehrs
im Sinne dieser Richtlinie aufnimmt, fithren die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten eine Vorab-Uberpriifung
durch, die Folgendes umfasst:

a) eine Priifung der Einhaltung der Vorschriften in Anhang [; und

b) eine Uberpriifung gemif Anhang II, um sich zu vergewissern, dass das Ro-Ro-Fahrgastschiff oder Fahrgast-
Hochgeschwindigkeitsfahrzeug die notwendigen Anforderungen fiir den sicheren Betrieb eines Linienverkehrs erfiillt.

(2)  Die Vorab-Uberpriifung wird von einem Uberpriifer durchgefiihrt.

(3)  Auf Aufforderung eines Mitgliedstaats weisen die Unternehmen im Voraus — jedoch nicht frither als einen Monat
vor der Vorab-Uberpriifung — nach, dass die Anforderungen des Anhangs I erfiillt sind.
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Artikel 4
Ausnahmen von der Pflicht zur Durchfithrung der Vorab-Uberpriifung

(1)  Im Falle von Vorab-Uberpriifungen kann ein Mitgliedstaat vorsehen, bestimmte Anforderungen oder Verfahren der
Anhinge T und II in Bezug auf eine in den vorangegangenen sechs Monaten durchgefithrte jahrliche Flaggenstaat-
Besichtigung oder -Uberpriifung nicht anzuwenden, vorausgesetzt, dass die einschligigen Verfahren und Leitlinien fiir
Besichtigungen gemifl dem HSSC oder demselben Ziel dienende Verfahren angewendet wurden. Die Mitgliedstaaten
tibermitteln die betreffenden Informationen an die Uberpriifungsdatenbank gemif Artikel 10.

(2)  Soll ein Ro-Ro-Fahrgastschiff oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug im Linienverkehr eingesetzt werden, so
kann der Mitgliedstaat vorangegangene Uberpriifungen und Besichtigungen beriicksichtigen, denen das betreffende Ro-
Ro-Fahrgastschiff oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug in Bezug auf den Betrieb in einem anderen Linienverkehr
im Sinne dieser Richtlinie unterzogen wurde. Falls diese vorangegangenen Uberpriifungen und Besichtigungen zur
Zufriedenheit des Mitgliedstaats ausgefallen und fir die neuen Betriebsbedingungen relevant sind, miissen die in
Artikel 3 Absatz 1 genannten Uberpriifungen nicht durchgefithrt werden, bevor das Ro-Ro-Fahrgastschiff oder Fahrgast-
Hochgeschwindigkeitsfahrzeug den neuen Linienverkehrsdienst aufnimmt.

(3) Auf Antrag eines Unternehmens konnen die Mitgliedstaaten vorab Thre Zustimmung geben, dass die
vorangegangenen Uberpriifungen und Besichtigungen fiir die neuen Betriebsbedingungen relevant sind.

(4)  Besteht aufgrund unvorhergesehener Umstinde dringender Bedarf am raschen Einsatz eines Ersatz-Ro-Ro-
Fahrgastschiffs oder eines Ersatz-Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugs, um einen unterbrechungsfreien Dienst
sicherzustellen, und Absatz 2 kommt nicht zur Anwendung, kann der Mitgliedstaat gestatten, dass das Ro-Ro-
Fahrgastschiff oder das Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug den Betrieb aufnimmt, sofern die folgenden Bedingungen
erfullt sind:

a) eine Sichtpriifung und eine Priifung der Unterlagen ergeben keine Bedenken, dass das Ro-Ro-Fahrgastschiff oder
Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug die erforderlichen Anforderungen fiir einen sicheren Betrieb nicht erfullt, und

b) der Mitgliedstaat fithrt innerhalb eines Monats die Vorab-Uberpriifung gemiR Artikel 3 Absatz 1 durch.

Artikel 5
RegelmiRige Uberpriifungen

(1)  Die Mitgliedstaaten fithren innerhalb eines Zwolfmonatszeitraums jeweils folgende Uberpriifungen durch:
a) eine Uberpriifung gemdf Anhang II; und

b) eine Uberpriifung wihrend eines Linienverkehrsdienstes, die mindestens vier Monate, jedoch nicht spiter als acht
Monate nach der unter Buchstabe a genannten Uberpriifung stattfindet und sich auf die in Anhang IIl aufgefiihrten
Punkte sowie auf eine nach dem fachlichen Urteil des Uberpriifers ausreichende Anzahl der in den Anhingen I und II
aufgefithrten Punkte erstreckt, um zu gewihrleisten, dass das Ro-Ro-Fahrgastschiff oder Fahrgast-Hochgeschwindig-
keitsfahrzeug weiterhin alle notwendigen Anforderungen fiir einen sicheren Betrieb erfiillt.

Eine Vorab-Uberpriifung gemdf Artikel 3 gilt als Uberpriifung fiir die Zwecke des Buchstabens a.

(2)  Nach Ermessen des Mitgliedstaats kann die in Absatz 1 Buchstabe a vorgesehene Uberpriifung gleichzeitig oder in
Verbindung mit der jdhrlichen Flaggenstaat-Besichtigung durchgefithrt werden, vorausgesetzt, dass die einschligigen
Verfahren und Leitlinien fiir Besichtigungen gemdfl dem HSSC oder demselben Ziel dienende Verfahren angewendet
werden.

(3) Nach groferen Reparaturen, Umbauten oder Verdnderungen des Ro-Ro-Fahrgastschiffs oder Fahrgast-
Hochgeschwindigkeitsfahrzeugs sowie nach einem Wechsel der Geschiftsfihrung oder der Klasse fithren —die
Mitgliedstaaten eine Uberpriifung gemd Anhang II durch. Bei einem Wechsel der Geschiftsfithrung oder der Klasse
kann der Mitgliedstaat nach Beriicksichtigung der zuvor fiir das Ro-Ro-Fahrgastschiff oder Fahrgast-Hochgeschwindig-
keitsfahrzeug durchgefithrten Uberpriifungen und unter der Voraussetzung, dass der sichere Betrieb des Ro-Ro-
Fahrgastschiffs oder des Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugs durch diesen Wechsel nicht beeintrichtigt wird, das Ro-
Ro-Fahrgastschiff oder das Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug von der im ersten Satz dieses Absatzes
vorgeschriebenen Uberpriifung freistellen.
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Artikel 6
Uberpriifungsbericht

(1) Nach jeder entsprechend dieser Richtlinie durchgefithrten Uberpriifung erstellt der Uberpriifer einen
Uberpriifungsbericht gemidf Anhang IX der Richtlinie 2009/16/EG.

(2)  Die in dem Bericht enthaltenen Informationen werden an die in Artikel 10 vorgesehene Uberpriifungsdatenbank
tibermittelt. Der Kapitdn erhilt ebenfalls eine Abschrift des Uberpriifungsberichts.

Artikel 7
Mingelbeseitigung, Auslaufverbot und Aussetzung der Uberpriifung

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen fiir die Behebung aller Mangel, die bei einer entsprechend dieser Richtlinie
durchgefiihrten Uberpriifung bestitigt oder festgestellt werden.

(2)  Stellen die Mangel eine eindeutige Gefihrdung der Gesundheit oder Sicherheit oder eine unmittelbare Gefahr fiir
die Gesundheit oder das Leben, das Ro-Ro-Fahrgastschiff oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug, seine Besatzung
und seine Fahrgiste dar, so sorgt die zustindige Behorde des Mitgliedstaats dafiir, dass fiir das Ro-Ro-Fahrgastschiff oder
Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug ein Auslaufverbot angeordnet wird. Der Kapitin erhilt eine Abschrift dieses
Verbots.

(3)  Das Auslaufverbot wird erst aufgehoben, wenn die zustindige Behorde des Mitgliedstaats {iberzeugt ist, dass der
Mangel behoben und die Gefihrdung beseitigt wurde oder wenn die zustindige Behorde des Mitgliedstaats festgestellt
hat, dass das Schiff oder Fahrzeug unter den erforderlichen Auflagen auslaufen oder den Betrieb wieder aufnehmen
kann, ohne dass dies ein Risiko fiir die Sicherheit und Gesundheit der Fahrgiste oder der Besatzung oder ein Risiko fiir
das Ro-Ro-Fahrgastschiff oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug oder andere Schiffe darstellt.

(4)  Kann ein Mangel nach Absatz 2 nicht ohne Weiteres in dem Hafen, in dem er festgestellt oder bestitigt wurde,
behoben werden, so kann die zustindige Behorde des Mitgliedstaats zustimmen, dass das Schiff oder Fahrzeug eine
geeignete Reparaturwerft anlaufen darf, in der der Mangel ohne Weiteres behoben werden kann.

(5)  In aulergewohnlichen Fillen, in denen der Gesamtzustand des Ro-Ro-Fahrgastschiffs oder Fahrgast-Hochgeschwin-
digkeitsfahrzeugs offensichtlich unternormig ist, kann die zustindige Behorde des Mitgliedstaats die Uberpriifung dieses
Schiffs oder Fahrzeugs so lange aussetzen, bis das Unternehmen die notwendigen Mafnahmen ergreift, um
sicherzustellen, dass das Ro-Ro-Fahrgastschiff oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug keine eindeutige Gefahrdung
der Sicherheit oder Gesundheit oder keine unmittelbare Gefahr fur das Leben seiner Besatzung und Fahrgiste mehr
darstellt, oder um sicherzustellen, dass es die einschligigen Vorschriften der geltenden internationalen Ubereinkommen
erfillt.

(6)  Setzt die zustindige Behorde des Mitgliedstaats die Uberpriifung gemidR Absatz 5 aus, so wird fiir das Ro-Ro-
Fahrgastschiff oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug —automatisch ein  Auslaufverbot angeordnet. Das
Auslaufverbot wird aufgehoben, wenn die Uberpriifung wiederaufgenommen und erfolgreich abgeschlossen wurde und
die Bedingungen in Absatz 3 dieses Artikels und in Artikel 9 Absatz 2 erfiillt sind.

(7)  Um die Uberlastung der Héfen zu vermindern, kann die zustindige Behorde des Mitgliedstaats die Erlaubnis
erteilen, dass ein Ro-Ro-Fahrgastschiff oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug, fir das ein Auslaufverbot
angeordnet wurde, in einen anderen Teil des Hafens gebracht wird, sofern dies ungefihrlich ist. Das Risiko einer
Uberlastung des Hafens darf jedoch nicht fiir die Entscheidung iiber die Anordnung oder die Aufhebung eines
Auslaufverbots von Belang sein. Die Hafenbehorden oder -stellen erleichtern die Aufnahme solcher Schiffe.

Artikel 8
Recht auf Widerspruch

(1) Das Unternehmen hat das Recht, Widerspruch gegen das durch die zustindige Behorde des Mitgliedstaats
angeordnete Auslaufverbot einzulegen. Der Widerspruch hat keine aufschiebende Wirkung auf das Auslaufverbot, sofern
nicht nach Maflgabe des nationalen Rechts einstweilige Mafnahmen erlassen werden. Die Mitgliedstaaten fithren zu
diesem Zweck geeignete Verfahren nach Maflgabe ihrer nationalen Rechtsvorschriften ein und behalten sie bei.

(2) Die zustindige Behorde des Mitgliedstaats setzt den Kapitdn eines Ro-Ro-Fahrgastschiffs oder Fahrgast-
Hochgeschwindigkeitsfahrzeugs, fir das ein Auslaufverbot angeordnet wurde, iiber das Widerspruchsrecht und die
anzuwendenden Verfahren in Kenntnis. Wird aufgrund eines Widerspruchs ein Auslaufverbot aufgehoben oder gedndert,
so stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die in Artikel 10 vorgesehene Uberpriifungsdatenbank unverziiglich
entsprechend gedndert wird.
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Artikel 9
Kosten

(1)~ Werden bei einer Uberpriifung nach den Artikeln 3 und 5 Méngel bestitigt oder festgestellt, die ein Auslaufverbot
rechtfertigen, so sind alle mit der Uberpriifung verbundenen Kosten vom Unternehmen abzugelten.

(2) Das Auslaufverbot wird erst dann aufgehoben, wenn die Kosten vollstindig erstattet wurden oder eine
ausreichende Sicherheit fiir die Kostenerstattung geleistet wurde.

Artikel 10
Uberpriifungsdatenbank

(1)  Die Kommission entwickelt, unterhdlt und aktualisiert eine Uberpriifungsdatenbank, an die alle Mitgliedstaaten
angebunden sind und die alle Informationen enthilt, die fur die Anwendung des mit dieser Richtlinie eingerichteten
Uberpriifungssystems erforderlich sind. Diese Datenbank wird auf der Grundlage der in Artikel 24 der Richtlinie
2009/16/EG vorgesehenen Uberpriifungsdatenbank errichtet und bietet dhnliche Funktionen wie die letztgenannte
Datenbank.

(2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass die Informationen zu den gemifl dieser Richtlinie durchgefiihrten
Uberpriifungen, einschlieRlich Informationen zu Mingeln und Auslaufverboten, unverziiglich an die Uberpriifungs-
datenbank iibermittelt werden, sobald der Uberpriifungsbericht fertiggestellt bzw. das Auslaufverbot aufgehoben wurde.
Beziiglich der in diesen Informationen enthaltenen Einzelangaben gelten die Bestimmungen des Anhangs XIII der
Richtlinie 2009/16/EG sinngemif3.

(3)  Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass die an die Uberpriifungsdatenbank iibermittelten Informationen binnen
72 Stunden im Hinblick auf ihre Veroffentlichung validiert werden.

(4)  Die Kommission stellt sicher, dass anhand der von den Mitgliedstaaten bereitgestellten Uberpriifungsdaten alle fiir
die Durchfiihrung dieser Richtlinie relevanten Daten aus der Uberpriifungsdatenbank abgerufen werden konnen.

(5)  Die Mitgliedstaaten haben Zugang zu allen in der Uberpriifungsdatenbank erfassten Informationen, die fiir die
Anwendung des Uberpriifungssystems gemaf$ dieser Richtlinie sowie der Richtlinie 2009/16EG relevant sind.

Artikel 11
Sanktionen

Die Mitgliedstaaten erlassen Vorschriften iiber Sanktionen, die bei Verstoen gegen die gemif dieser Richtlinie erlassenen
nationalen Vorschriften zu verhingen sind, und treffen alle fiir die Anwendung der Sanktionen erforderlichen
Mafinahmen. Die vorgesehenen Sanktionen miissen wirksam, verhaltnismafig und abschreckend sein.

Artikel 12
Anderungsverfahren

(1) Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemif Artikel 13 delegierte Rechtsakte zur Anderung der
Anhidnge dieser Richtlinie zu erlassen, um den Entwicklungen auf internationaler Ebene, insbesondere im Rahmen der
IMO, Rechnung zu tragen und die diesbeziiglichen technischen Spezifikationen im Lichte der gesammelten Erfahrungen
zu verbessern.

(2)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, unter auflergewohnlichen Umstinden, wenn dies durch eine
angemessene Analyse der Kommission hinreichend begriindet ist und um eine ernste und inakzeptable Bedrohung der
Seeverkehrssicherheit, der Gesundheit, der Lebens- oder Arbeitsbedingungen an Bord oder der Meeresumwelt bzw. eine
Unvereinbarkeit mit den Rechtsvorschriften der Union {iber den Seeverkehr zu vermeiden, gemaff Artikel 13 delegierte
Rechtsakte zur Anderung dieser Richtlinie zu erlassen, um fiir die Zwecke dieser Richtlinie eine Anderung der in
Artikel 2 genannten internationalen Ubereinkommen nicht anzuwenden.

Diese delegierten Rechtsakte werden mindestens drei Monate vor Ablauf der Frist, die fir die stillschweigende
Zustimmung zu der betreffenden Anderung international festgelegt wurde, oder drei Monate vor dem geplanten Termin
fiir das Inkrafttreten der genannten Anderung erlassen. Bis zum Inkrafttreten solcher delegierten Rechtsakte verzichten
die Mitgliedstaaten darauf, Initiativen zu ergreifen, die auf die Ubernahme der Anderung in nationales Recht oder auf die
Anwendung der Anderung des betreffenden internationalen Ubereinkommens abzielen.
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Artikel 13
Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemidfl Artikel 12 wird der Kommission unter den in diesem
Artikel festgelegten Bedingungen iibertragen.

(2)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemif Artikel 12 wird der Kommission fiir einen Zeitraum von
sieben Jahren ab dem 20. Dezember 2017 iibertragen. Die Kommission erstellt spitestens neun Monate vor Ablauf des
Zeitraums von sieben Jahren einen Bericht iiber die Befugnisiibertragung. Die Befugnisiibertragung verlingert sich
stillschweigend um Zeitriume gleicher Linge, es sei denn, das Europdische Parlament oder der Rat widersprechen einer
solchen Verlingerung spitestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

(3)  Die Befugnisiibertragung gemafS Artikel 12 kann vom Europdischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen
werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er
wird am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union oder zu einem im Beschluss tiber den
Widerruf angegebenen spiteren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind,
wird von dem Beschluss tiber den Widerruf nicht beriihrt.

(4)  Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten
benannten Sachverstindigen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 {iber
bessere Rechtsetzung enthaltenen Grundsitzen.

(5)  Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, iibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europdaischen
Parlament und dem Rat.

(6)  Ein delegierter Rechtsakt, der gemidfl Artikel 12 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europiische
Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an das Europdische
Parlament und den Rat Einwinde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europiische Parlament und der
Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwinde erheben werden. Auf Initiative des Europiischen
Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verldngert.

Artikel 14
Anderung der Richtlinie 2009/16/EG

Die Richtlinie 2009/16/EG wird wie folgt gedndert:
1. In Artikel 2 werden die folgenden Nummern angefiigt:

,25. JRo-Ro-Fahrgastschiff ein Schiff, das so gestaltet ist, dass Straffen- oder Eisenbahnfahrzeuge unmittelbar an und
von Bord fahren kénnen, und das mehr als zwolf Fahrgiste befordert;

26. [Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug® ein Schiff im Sinne von Kapitel X Regel 1 von SOLAS 74 in der jeweils
geltenden Fassung, das mehr als zwolf Fahrgéste befordert;

27. Linienverkehr’ eine Abfolge von Fahrten von Ro-Ro-Fahrgastschiffen oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeits-
fahrzeugen, durch die dieselben zwei oder mehr Hafen miteinander verbunden werden, oder eine Abfolge von
Fahrten von und zu ein und demselben Hafen ohne Zwischenstopp, und zwar
i) entweder nach einem veréffentlichten Fahrplan oder
i) so regelmifig oder haufig, dass eine systematische Abfolge erkennbar ist.”

2. In Artikel 3 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefiigt:
,Diese Richtlinie gilt auch fiir Uberpriifungen von Ro-Ro-Fahrgastschiffen und Fahrgast-Hochgeschwindigkeits-
fahrzeugen, die gemifl Artikel 14a auerhalb eines Hafens oder Ankerplatzes wihrend eines Linienverkehrsdienstes
durchgefiihrt werden.

3. In Artikel 13 erhélt der Einleitungssatz folgende Fassung:

,Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass Schiffe, die gema Artikel 12 oder Artikel 14a fiir eine Uberpriifung
ausgewihlt werden, wie folgt einer Erstiiberpriifung oder einer griindlicheren Uberpriifung unterzogen werden:“.
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4. Folgender Artikel wird eingefiigt:
,Artikel 14a
Uberpriifung von Ro-Ro-Fahrgastschiffen und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen im Linienverkehr

(1)  Ro-Ro-Fahrgastschiffe und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge im Linienverkehr unterliegen Uber-
prirfungen gemif den in Anhang XVII aufgefiihrten zeitlichen Vorgaben und sonstigen Anforderungen.

(2)  Bei der Planung der Uberpriifungen eines Ro-Ro-Fahrgastschiffs oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugs
beriicksichtigen die Mitgliedstaaten in gebithrender Weise den Betriebs- und Instandhaltungsplan des Ro-Ro-
Fahrgastschiffs oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugs.

(3)  Wurde ein Ro-Ro-Fahrgastschiff oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug einer Uberpriifung nach
Anhang XVII unterzogen, so wird diese Uberpriifung in der Uberpriifungsdatenbank erfasst und fiir die Zwecke der
Artikel 10, 11 und 12 sowie fiir die Berechnung der Erfiillung der Uberpriifungspflicht eines jeden Mitgliedstaats
beriicksichtigt. Die Uberpriifung wird in die Gesamtzahl der gemdf Artikel 5 von jedem Mitgliedstaat durchgefiihrten
jahrlichen Uberpriifungen eingerechnet.

(4)  Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Buchstabe a und Artikel 14 finden keine Anwendung auf die nach diesem
Artikel iiberpriiften Ro-Ro-Fahrgastschiffe und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge im Linienverkehr.

(5) Die zustindige Behorde gewihrleistet, dass die Ro-Ro-Fahrgastschiffe oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeits-
fahrzeuge, die einer zusitzlichen Uberpriifung nach Artikel 11 Buchstabe b unterzogen werden, gemifl Anhang I
Teil 11 Abschnitt 3A Buchstabe ¢ und Abschnitt 3B Buchstabe c fiir eine Uberpriifung ausgewahlt werden. Die nach
diesem Absatz durchgefithrten Uberpriifungen berithren nicht das in Anhang XVII Nummer 2 festgelegte
Uberpriifungsintervall.

(6)  Der Uberpriifer der zustindigen Behorde des Hafenstaats kann zustimmen, bei der Uberpriifung eines Ro-Ro-
Fahrgastschiffs oder eines Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugs von einem Uberpriifer eines anderen Hafenstaats
mit Beobachterstatus begleitet zu werden. Fithrt das Schiff die Flagge eines Mitgliedstaats, so ersucht der Hafenstaat
auf Antrag einen Vertreter des Flaggenstaates, als Beobachter an der Uberpriifung teilzunehmen.”

5. Artikel 15 Absatz 3 wird gestrichen.
6. Artikel 16 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:
,(1)  Die Mitgliedstaaten verwehren jedem Schiff den Zugang zu seinen Héfen und Ankerplitzen, das

— die Flagge eines Staates fithrt, dessen Festhaltequote unter die schwarze Liste fillt, die gemdfl der Pariser
Vereinbarung aufgrund der in der Uberpriifungsdatenbank gespeicherten Daten festgelegt und von der
Kommission jahrlich veroffentlicht wird, und das im Laufe der vorausgegangenen 36 Monate mehr als zweimal in
einem Hafen oder Ankerplatz eines Mitgliedstaats oder eines Unterzeichnerstaats der Pariser Vereinbarung
festgehalten wurde, oder

— die Flagge eines Staates fithrt, dessen Festhaltequote unter die graue Liste fallt, die gemaf der Pariser Vereinbarung
aufgrund der in der Uberpriifungsdatenbank gespeicherten Daten festgelegt und von der Kommission jdhrlich
veroffentlicht wird, und das im Laufe der vorausgegangenen 24 Monate mehr als zweimal in einem Hafen oder
Ankerplatz eines Mitgliedstaats oder eines Unterzeichnerstaats der Pariser Vereinbarung festgehalten wurde.

Unterabsatz 1 findet keine Anwendung auf die in Artikel 21 Absatz 6 beschriebenen Fille.

Die Zugangsverweigerung gilt, sobald das Schiff den Hafen oder Ankerplatz verlassen hat, in dem es zum dritten Mal
festgehalten wurde und wo eine Zugangsverweigerung ausgesprochen wurde.

7. Folgender Anhang wird angefiigt:

»ANHANG XVII
Uberpriifung von Ro-Ro-Fahrgastschiffen und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen im Linienverkehr

1.1. Bevor ein Ro-Ro-Fahrgastschiff oder ein Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug den Betrieb eines Linienverkehrs
im Sinne dieser Richtlinie aufnimmt, fithren die Mitgliedstaaten eine Uberpriifung gemdf Artikel 3 Absatz 1 der
Richtlinie (EU) 2017/2110 (*) durch, um sicherzustellen, dass das Ro-Ro-Fahrgastschiff oder Fahrgast-
Hochgeschwindigkeitsfahrzeug die notwendigen Anforderungen fiir den sicheren Betrieb eines Linienverkehrs
erfiillt.
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1.2. Soll ein Ro-Ro-Fahrgastschiff oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug im Linienverkehr eingesetzt werden,
so kann der betreffende Mitgliedstaat vorangegangene Uberpriifungen beriicksichtigen, die ein anderer
Mitgliedstaat in den vorangegangenen acht Monaten bei dem betreffenden Ro-Ro-Fahrgastschiff oder Fahrgast-
Hochgeschwindigkeitsfahrzeug in Bezug auf den Betrieb in einem anderen Linienverkehr im Sinne dieser
Richtlinie durchgefiihrt hat, sofern der Mitgliedstaat in jedem Einzelfall zu der Auffassung gelangt ist, dass diese
vorangegangenen Uberpriifungen fiir die neuen Betriebsbedingungen relevant sind und dass bei diesen
Uberpriifungen die notwendigen Anforderungen fiir den sicheren Betrieb eines Linienverkehrs erfiillt waren. Die
unter Nummer 1.1 genannten Uberpriifungen miissen nicht durchgefithrt werden, bevor das Ro-Ro-
Fahrgastschiff oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug den neuen Linienverkehrsdienst aufnimmt.

1.3. Besteht aufgrund unvorhergesehener Umstinde dringender Bedarf am raschen Einsatz eines Ersatz-Ro-Ro-
Fahrgastschiffs oder eines Ersatz-Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugs, um einen unterbrechungsfreien Dienst
sicherzustellen, und Nummer 1.2 kommt nicht zur Anwendung, kann der Mitgliedstaat gestatten, dass das
Fahrgastschiff oder das Fahrzeug den Betrieb aufnimmt, sofern die folgenden Bedingungen erfiillt sind:

a) eine Sichtpriffung und eine Priifung der Unterlagen ergeben keine Bedenken, dass das Ro-Ro-Fahrgastschiff
oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug die erforderlichen Anforderungen fiir einen sicheren Betrieb
nicht erfullt, und

b) der Mitgliedstaat fithrt innerhalb eines Monats die Uberpriifung gemiR Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie (EU)
2017/2110 durch.

2. Die Mitgliedstaaten fithren einmal jahrlich, jedoch frithestens vier Monate und spatestens acht Monate nach der
letzten Uberpriifung, Folgendes durch:

a) eine Uberpriifung, einschlieBlich der Anforderungen des Anhangs II der Richtlinie (EU) 2017/2110 und der
Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 428/2010 der Kommission (**), soweit geboten, und

b) eine Uberpriifung wihrend eines Linienverkehrsdienstes. Diese Uberpriifung deckt die in Anhang III der
Richtlinie (EU) 2017/2110 aufgefithrten Punkte sowie eine nach dem fachlichen Urteil des Uberpriifers
ausreichende Anzahl der in den Anhingen I und II der Richtlinie (EU) 2017/2110 aufgefithrten Punkte ab,
um zu gewdhrleisten, dass das Ro-Ro-Fahrgastschiff oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug weiterhin
alle notwendigen Anforderungen fiir einen sicheren Betrieb erfiillt.

3. Ein Ro-Ro-Fahrgastschiff oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug, bei dem keine Uberpriifung gemif
Nummer 2 durchgefithrt wurde, wird der Priorititsstufe I zugeordnet.

4. Eine Uberpriifung gemdR Nummer 1.1 gilt als Uberpriifung fiir die Zwecke von Nummer 2 Buchstabe a dieses
Anhangs.

Richtlinie (EU) 2017/2110 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. November 2017 iiber ein
System von Uberpriifungen im Hinblick auf den sicheren Betrieb von Ro-Ro-Fahrgastschiffen und Fahrgast-
Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen im Linienverkehr und zur Anderung der Richtlinie 2009/16/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates sowie zur Authebung der Richtlinie 1999/35/EG des Rates (ABL L 315
vom 30.11.2017, S. 61).
(**) Verordnung (EU) Nr. 428/2010 der Kommission vom 20. Mai 2010 zur Durchfihrung des Artikels 14 der
Richtlinie 2009/16/EG des Européischen Parlaments und des Rates in Bezug auf erweiterte Uberpriifungen von
Schiffen (ABL L 125 vom 21.5.2010, S. 2).”

—_
*
~

Artikel 15
Aufhebung
Die Richtlinie 1999/35/EG wird aufgehoben.
Verweise auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Verweise auf die vorliegende Richtlinie nach Mafigabe der
Entsprechungstabelle in Anhang IV.
Artikel 16
Bewertung

Die Kommission bewertet die Durchfithrung dieser Richtlinie und legt die Ergebnisse der Bewertung dem Europaischen
Parlament und dem Rat bis zum 21. Dezember 2026 vor.
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Artikel 17
Umsetzung

(1)  Die Mitgliedstaaten erlassen und veréffentlichen bis zum 21. Dezember 2019 die Vorschriften, die erforderlich
sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverziiglich davon in Kenntnis.

Sie wenden diese Vorschriften ab dem 21. Dezember 2019 an.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veroffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

(2)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Vorschriften mit, die sie auf
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 18
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Artikel 19
Adressaten
Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
Geschehen zu Straffburg am 15. November 2017.
Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Président Der Prisident

A. TAJANI M. MAASIKAS
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ANHANG I

BESONDERE ANFORDERUNGEN AN SCHIFFE IM LINIENVERKEHR
(gemidR Artikel 3 und Artikel 5)

Zu tiberpriifen ist, ob

1. der Kapitin angemessen unterrichtet wird iiber die Verfiigbarkeit landgestiitzter Streckenfithrungssysteme und
sonstiger Informationssysteme, die ihm die sichere Abwicklung der Fahrt gestatten, bevor das Ro-Ro-Fahrgastschiff
oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug zu fahren beginnt, und dass er die von den Mitgliedstaaten
eingerichteten Streckenfiihrungs- und Informationssysteme nutzt;

2. die einschligigen Bestimmungen der Absitze 2 bis 6 des Rundschreibens MSC/Cir. 699 vom 17. Juli 1995
(Uberarbeitete Richtlinien fiir Sicherheitsanweisungen an Fahrgiste) angewandt werden;

3. an einem leicht zuginglichen Ort eine Ubersicht {iber die Arbeitszeiten an Bord ausgehingt wird, die Auskunft gibt
iiber

a) den Dienstplan auf See und im Hafen und
b) die vorgeschriebene Hochstarbeitszeit oder die Mindestruhezeit des Wachpersonals;

4. der Kapitdn nicht daran gehindert wird, eine Entscheidung zu treffen, die nach dem fachlichen Urteil des Kapiténs fiir
eine sichere Schiffsfihrung und einen sicheren Schiffsbetrieb erforderlich ist, insbesondere in schwerem Wetter und
bei grober See;

5. der Kapitin alle mit der Schiffsfithrung zusammenhéngenden Titigkeiten und Vorkommnisse aufzeichnet, die fir die
Sicherheit der Seefahrt von Bedeutung sind;

6. jedwede Beschddigung oder stindige Verformung der AufSenhautpforten oder der zugehorigen Auffenhautbeplattung,
durch die die Sicherheit des Ro-Ro-Fahrgastschiffs oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugs beeintrichtigt
werden konnte, und jedwede Mingel bei den Sicherungsvorrichtungen dieser Pforten umgehend der Verwaltung
sowohl des Flaggenstaats als auch des Hafenstaats mitgeteilt und unverziiglich zu deren Zufriedenheit behoben
werden;

7. vor der Abfahrt des Ro-Ro-Fahrgastschiffs oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugs ein aktueller Reisewegplan
vorliegt und ob bei der Ausarbeitung des Reisewegplans die in der Entschlieung A.893(21) der IMO-Versammlung
vom 25. November 1999 enthaltenen Leitlinien fiir die Reisewegplanung voll beriicksichtigt sind;

8. den Fahrgisten allgemeine Informationen tiber die fiir dltere und behinderte Personen vorgesehenen Dienste und
Hilfsmafnahmen an Bord in einem Format zur Verfiigung gestellt werden, das auch fiir Personen mit Sehschwiche
geeignet ist.
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ANHANG II

VERFAHREN FUR UBERPRUFUNGEN
(gemidfd Artikel 3 und Artikel 5)

1. Mit den Uberpriifungen muss sichergestellt werden, dass die von einem Flaggenstaat oder fiir ihn aufgestellten
vorgeschriebenen Anforderungen, insbesondere hinsichtlich Bau, Unterteilung und Stabilitdt, Maschinenanlagen und
elektrische Anlagen, Ladung und Stabilitit, Brandschutz, maximale Fahrgastzahl, Rettungsmittel und Bef6érderung
gefihrlicher Giiter, Funk- und Navigationsausriistung, erfiillt werden. Zu diesem Zweck umfassen die Uberpriifungen
folgende Maflnahmen:

— Ingangsetzen des Notstromaggregats;

— Uberpriifung der Notbeleuchtung;

— Uberpriifung der Notstromquelle fiir die Funkanlagen;
— Pritfung der Rundspruchanlage;

— Brandschutziibung, einschlieflich einer Demonstration, dass die Besatzungsmitglieder mit dem Einsatz der
Brandschutzausriistung gut vertraut sind;

— Betrieb der Notfeuerloschpumpe mit zwei an die Feuerloschhauptleitung angeschlossenen Feuerloschschlduchen;

— Priifung der Fernabschaltvorrichtung der Brennstoffversorgung fir die Kessel, die Haupt- und die Hilfsmaschinen
sowie die Beliiftung;

— Priifung der FernschlieRvorrichtungen und der lokalen SchlieRvorrichtungen fiir Feuerklappen;

— Pritfung der Feuermelde- und Alarmsysteme;

— Priifung des einwandfreien Schlieens der Feuertiiren;

— Betrieb der Lenzpumpen;

— Schlieen wasserdichter Schottentiiren sowohl vor Ort als auch mithilfe der Fernschlievorrichtung;

— Demonstration, dass die Besatzungsmitglieder in Schliisselstellung mit dem Lecksicherheitsplan gut vertraut sind;

— Herablassen mindestens eines Bereitschaftsboots und eines Rettungsboots in das Wasser, Ingangsetzen und Priifen
des Antriebs- und Rudersystems und Wiederaufnahme aus dem Wasser in die Staustellung;

— Uberpriifen der Ubereinstimmung simtlicher Rettungs- und Bereitschaftsboote mit dem Bestandsverzeichnis;
— Priifung der Haupt- und der Hilfsruderanlage des Schiffs oder Fahrzeugs.

2. Bei den Uberpriifungen ist besonders darauf zu achten, dass die Besatzungsmitglieder mit den nachstehenden
Vorschriften und Verfahren vertraut sind und diese wirksam anwenden konnen: Sicherheits-, Notfall-,
Instandhaltungs-, Arbeits- und Fahrgastsicherheitsvorschriften, Vorschriften fiir die Briicke sowie fir die Handhabung
von Ladung und Fahrzeugen. Es ist zu priifen, ob die Besatzung in der Lage ist, in der gemeinsamen, im Logbuch des
Schiffs angegebenen Sprache Befehle und Anweisungen zu verstehen und gegebenenfalls zu erteilen sowie
Riickmeldung zu erstatten. Die Nachweise dariiber, dass die Besatzungsmitglieder eine Sonderausbildung
abgeschlossen haben, sind insbesondere im Hinblick auf die nachstehenden Bereiche zu priifen:

— Fihrung von Menschenmengen;
— Vertrautheit mit den Notfallsystemen;

— Sicherheitstraining fir Besatzungsmitglieder, die Fahrgisten in einer Notsituation, insbesondere ilteren und
behinderten Personen, in den Fahrgastraumen direkte Hilfe leisten;

— Krisenmanagement und Ausbildung fiir den Umgang mit Menschen in Notsituationen.

Bei der Uberpriifung ist ferner der Frage nachzugehen, ob die Dienstzeiten, insbesondere fiir das Wachpersonal, zu
einer ibermédfigen Ermiidung fithren.

3. Die Befdhigungszeugnisse von Besatzungsmitgliedern auf Schiffen, die in den Geltungsbereich dieser Richtlinie fallen,
miissen den Bestimmungen der Richtlinie 2008/106/EG des Europiischen Parlaments und des Rates (') entsprechen.

Richtlinie 2008/106/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 iiber Mindestanforderungen fiir die
Ausbildung von Seeleuten (ABI. L 323 vom 3.12.2008, S. 33).

-
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ANHANG 11

VERFAHREN FUR UBERPRUFUNGEN WAHREND EINES LINIENVERKEHRSDIENSTES
(gemidR Artikel 5)

Bei Uberpriifungen wihrend eines Linienverkehrs wird iiberpriift:
1. Fahrgastangaben

Ob die Anzahl der Fahrgiste, fur die das Ro-Ro-Fahrgastschiff oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug (im
Folgenden das ,Schiff*) zugelassen ist, nicht tiberschritten wird und ob die Registrierung von Fahrgastangaben der
Richtlinie 98/41/EG des Rates (') entspricht. Ferner, wie die Informationen iiber die Gesamtzahl der Fahrgdste dem
Kapitdn mitgeteilt werden und gegebenenfalls wie Fahrgiste, die eine Hin- und Riickfahrt machen, ohne dabei an
Land zu gehen, in die Gesamtzahl der Fahrgaste der Riickfahrt einbezogen werden.

2. Angaben zur Ladung und Stabilitdt

Ob — soweit geboten — zuverlissige Tiefgangsanzeiger vorhanden und in Gebrauch sind, ob Mafinahmen getroffen
werden, damit das Schiff nicht iiberladen wird und die jeweilige Schottenladelinie nicht unter Wasser liegt, ob die
Bewertung von Ladung und Stabilitdt vorschriftsmifig durchgefithrt wird, ob Lastkraftwagen und andere Ladungen,
falls erforderlich, gewogen werden und die Zahlen dem Schiff zur Bewertung von Ladung und Stabilitit mitgeteilt
werden und ob Lecksicherheitsplane stindig offen aushdngen und den Schiffsoffizieren Lecksicherheitshandbiicher
mit den entsprechenden Angaben ausgehindigt werden.

3. Seetiichtigkeit

Ob das Verfahren zur Sicherstellung der Seetiichtigkeit des Schiffs, bevor es den Liegeplatz verldsst, befolgt wird,
wobei dieses auch ein Meldeverfahren umfassen sollte, mit dem bestitigt wird, dass alle wasser- und wetterdichten
Aufenhauttiiren geschlossen sind, ob alle Tiiren des Fahrzeugdecks geschlossen sind, bevor das Schiff den Liegeplatz
verldsst, oder nur so lange offen bleiben, bis das Bugvisier geschlossen werden kann, ob die Vorkehrungen fiir das
SchlieBen der Bug-, Heck- und Seitentiiren getroffen wurden, ob Signallampen und Kamera-Uberwachungssysteme
betriebsbereit sind, um den Zustand der Tiren auf der Kommandobriicke anzuzeigen. Schwierigkeiten mit dem
Betrieb der Signallampen, insbesondere den Schaltern an den Tiiren, sollten festgestellt und mitgeteilt werden.

4. Sicherheitsdurchsagen

Ob die Form der routinemifigen Sicherheitsdurchsagen, das Anbringen von Anweisungen und Empfehlungen fiir
den Notfall in der (den) erforderlichen Sprache(n) erfolgt, ob die routinemifigen Sicherheitsdurchsagen bei Antritt
der Reise erfolgen und in allen offentlichen Riumen, einschlieflich der offenen Decks, die den Fahrgisten
zuginglich sind, horbar sind.

5. Tagebucheintrige

Ob das Tagebuch Eintrége iiber das SchlieRen der wasserdichten und wetterfesten Bug-, Heck- und Seitentiiren sowie
tiber praktische Ubungen fiir die wasserdichten Schottentiiren und Tests der Rudermaschine enthilt, ob auch
Angaben tiber Tiefgang, Freibord und Stabilitit und die gemeinsame Arbeitssprache der Besatzung enthalten sind.

6. Gefihrliche Giiter

Ob Ladungen mit gefihrlichen oder umweltschddlichen Giitern den einschlidgigen Vorschriften entsprechend
befordert werden und ob insbesondere eine Erklirung betreffend die gefihrlichen und umweltschidlichen Giiter
zusammen mit dem Frachtbrief oder dem Lageplan vorliegt, damit deren Standort an Bord erkennbar ist, ob die
Beforderung dieser Ladung auf Fahrgastschiffen zuldssig ist und die gefihrlichen und umweltschddlichen Giiter
vorschriftsmiflig gekennzeichnet, etikettiert, verstaut, gesichert und getrennt befordert werden.

Ob Fahrzeuge, die gefihrliche und umweltschadliche Giiter befordern, vorschriftsmifSig gekennzeichnet und
gesichert werden, ob bei der Beforderung gefahrlicher und umweltschédlicher Giiter eine Kopie des Frachtbriefs oder
des Ladeplans an Land verfiigbar ist, ob dem Kapitin die Notifizierungsanforderungen der Richtlinie 2002/59/EG

(") Richtlinie 98/41/EG des Rates vom 18. Juni 1998 iiber die Registrierung der an Bord von Fahrgastschiffen im Verkehr nach oder von
einem Hafen eines Mitgliedstaats der Gemeinschaft befindlichen Personen (ABL. L 188 vom 2.7.19938, S. 35).
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des Europdischen Parlaments und des Rates (*) sowie die Not- und Erste-Hilfe-Maflnahmen im Fall eines Unfalls mit
gefihrlichen oder meeresverschmutzenden Giitern bekannt sind, ob die Beliiftungsanlagen der Fahrzeugdecks
jederzeit in Betrieb sind und verstirkt eingesetzt werden, wenn die Fahrzeugmotoren laufen, und ob auf der
Kommandobriicke angezeigt wird, dass die Beliiftungsanlage des Fahrzeugdecks in Betrieb ist.

7. Sicherung von Lastkraftwagen

Wie Lastkraftwagen gesichert sind, z. B. ob mithilfe von Blockverstauung oder Einzellaschung, ob ausreichende
Stiitzpunkte vorhanden sind, welche Vorkehrungen fir die Sicherung von LKW fiir tatsichliche oder erwartete
ungiinstige Wetterverhiltnisse getroffen werden, wie gegebenenfalls Busse und Motorrdder gesichert werden, ob das
Schiff iiber ein Handbuch fiir die Ladungssicherung verfiigt.

8. Fahrzeugdecks

Ob Spezialladungs- und Ro-Ro-Laderdume stindig durch einen Wachdienst oder ein Kamera-Uberwachungssystem
kontrolliert werden, sodass die Bewegung der Fahrzeuge bei ungiinstigen Wetterverhiltnissen oder das Betreten
dieser Rdume durch Unbefugte beobachtet werden kann, ob Feuertiiren und Eingidnge geschlossen und Hinweise fiir
die Fahrgéste angebracht sind, wonach das Betreten der Fahrzeugdecks untersagt ist, wihrend das Schiff auf See ist.

9. Verschlielen der wasserdichten Tiiren

Ob die Betriebsvorschriften fiir die wasserdichten Schottentiiren eingehalten und die erforderlichen praktischen
Ubungen durchgefithrt werden, ob das Kontrollsystem der Kommandobriicke fiir die wasserdichten Tiiren, falls
méglich, auf ,Vor-Ort“-Uberwachung eingestellt ist, ob die Tiiren bei eingeschrinkten Sichtverhiltnissen und in
gefahrlichen Situationen geschlossen gehalten werden und ob die Besatzung ordnungsgemif iiber den Betrieb der
Tiiren unterrichtet wird und sich der Gefahr eines Missbrauchs bewusst ist.

10. Feuerronden

Ob ein wirksamer Feuerwachdienst unterhalten wird, sodass ein Ausbruch von Feuer umgehend festgestellt werden
kann. Dies sollte auch fiir Spezialrdume, in denen weder eine Feuermeldeanlage noch ein Alarmsystem installiert ist,
gelten. Diese Rdume konnen gemifl Nummer 8 regelmidfig durch Wachginge tiberpriift werden.

11. Verstindigung im Notfall

Ob es in Ubereinstimmung mit dem Mannschaftsverzeichnis eine ausreichende Zahl von Besatzungsmitgliedern
gibt, die den Fahrgdsten im Notfall Hilfe leisten konnen, und diese jederzeit erkannt werden und sich mit den
Fahrgdsten verstindigen konnen. Hierbei ist ein angemessenes Zusammenspiel der nachstehenden Faktoren zu
beriicksichtigen:

a) die Sprache(n) entsprechend den am hiufigsten vertretenen Nationalititen der Fahrgiste, die auf einer
bestimmten Strecke beférdert werden;

b) die Wahrscheinlichkeit, dass die Fahigkeit, grundlegende Anweisungen in einem elementaren Englisch erteilen zu
konnen, eine Verstindigung mit den Fahrgisten ermoglicht, die Hilfe bendtigen, falls Fahrgast und Besatzungs-
mitglied nicht die gleiche Sprache sprechen;

c) die Moglichkeit, wihrend eines Notfalls auf eine andere Kommunikationsform zuriickgreifen zu miissen (z. B.
Vorfithrung, Handzeichen oder Hinweis auf die Ortlichkeiten, an denen sich die Sicherheitsanweisungen,
Musterstationen, Rettungsgeridte oder Notausginge befinden, falls eine verbale Verstindigung unméglich sein
sollte);

d) ob Fahrgiste in ihrer Muttersprache oder anderen Sprachen vollstindige Sicherheitsanweisungen erhalten haben;

e) die Sprachen, in denen die Notfalldurchsagen wihrend eines Notfalls oder einer Notfalliibung erfolgen kénnen,
um den Fahrgidsten sachkundige Anleitungen zu geben und den Besatzungsmitgliedern die Hilfeleistung zu
erleichtern.

12. Gemeinsame Arbeitssprache der Besatzungsmitglieder

Ob eine Arbeitssprache festgelegt wurde, um ein wirksames Vorgehen der Besatzung in Sicherheitsfragen zu
gewihrleisten, und ob diese Arbeitssprache im Logbuch eingetragen ist.

(") Richtlinie 2002/59/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2002 iiber die Einrichtung eines gemeinschaftlichen
Uberwachungs- und Informationssystems fiir den Schiffsverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 93/75/EWG des Rates (ABL. L 208
vom 5.8.2002, S. 10).
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13. Sicherheitsausriistung

Ob die Rettungsmittel und Brandschutzausriistung, einschlieflich der Feuertiiren und sonstiger baulicher
Brandschutzvorkehrungen, die leicht besichtigt werden konnen, instand gehalten werden, ob die Brandschutzpline
stindig ausgehidngt sind oder den Schiffsoffizieren gleichwertige Informationen in Buchform zur Verfiigung gestellt
werden, ob die Schwimmwesten vorschriftsmafSig verstaut und die Stauplitze fiir Kinderschwimmwesten leicht
erkennbar sind, ob gewahrleistet ist, dass der Betrieb der Feuermeldeanlagen, NotschlieRvorrichtungen, Sturmventile
usw. nicht durch die Ladung der auf den Fahrzeugdecks stehenden Fahrzeuge behindert wird.

14. Navigations- und Funkausriistung
Ob die Navigations- und Funkausriistung, einschlieSlich der Satelliten-Seenotfunkbake (EPIRB), betriebsbereit sind.
15. Zusitzliche Notbeleuchtung

Ob — falls vorgeschrieben — ein zusitzliches Notbeleuchtungssystem eingebaut wurde und ob ein Mangelver-
zeichnis gefithrt wird.

16. Fluchtmaoglichkeiten

Ob Fluchtmoglichkeiten, einschlieflich Fluchtwege, entsprechend den geltenden Vorschriften gekennzeichnet sind
und ob deren Beleuchtung durch die Haupt- und die Notstromquelle gewihrleistet ist, ob Mafnahmen getroffen
wurden, um die Fluchtwege von Fahrzeugen freizuhalten, wenn diese Fluchtwege das Fahrzeugdeck queren oder
durch dieses verlaufen, ob die Notausginge freigehalten werden und ob dies insbesondere auf die Notausginge des
Duty-free-Shops zutrifft, die erfahrungsgemaf durch Waren versperrt werden.

17. Sauberkeit des Maschinenraums

Ob der Maschinenraum im Zusammenhang gemif$ den Instandhaltungsverfahren sauber gehalten wird.
18. Abfallentsorgung

Ob zufriedenstellende Vorkehrungen fiir die Behandlung und Entsorgung von Abfillen getroffen wurden.
19. Planmifige Instandhaltung

Ob alle Unternechmen {iiber besondere Vorschriften fiirr die planmifige Instandhaltung aller sicherheitsrelevanten
Bereiche verfiigen. Hierzu zihlen die Bug-, Heck- und Seitentiiren einschliefSlich der jeweiligen SchlieRvorrichtungen,
aber auch die Instandhaltung des Maschinenraums und die Sicherheitsausriistung. Ob Plane fiir eine regelmifSige
Priifung aller Bereiche vorliegen, um die Sicherheit auf hochstem Niveau zu halten. Ob Verfahren firr die
Aufzeichnung von Mingeln und zur Bestitigung der vorschriftsmifiigen Behebung dieser Mingel bestehen, sodass
der Kapitdn und die an Land innerhalb der Unternehmensleitung benannte Person von diesen Mingeln in Kenntnis
gesetzt werden und ihnen deren Behebung innerhalb einer festgelegten Zeitspanne mitgeteilt wird. Ob die
regelmiRige Uberpriifung der Betriebsfihigkeit der SchlieRvorrichtungen an den inneren und duferen Bugtiiren die
Signallampen, die Uberwachungsanlagen und Speigatte in den Rdumen zwischen dem Bugvisier und der Innentiir,
insbesondere den Verschlussmechanismus und die zugehorigen Hydrauliksysteme, umfassen.

20. Durchfithrung der Reise

Wihrend der Reise sollte gepriift werden, ob die Fahrgastzahl die zulissige Hochstzahl iiberschreitet. Dabei sollte
auch die Verfugbarkeit von Sitzplitzen und das Blockieren von Durchgingen, Treppen und Notausgingen durch
Gepick und Fahrgiste, fir die es keine Sitzplatze mehr gibt, gepriift werden. Es ist auch notwendig, zu prifen, ob
das Fahrzeugdeck vor Reiseantritt von den Fahrgisten gerdumt wird und ob diese bis kurz vor dem Festmachen
keinen Zugang zum Fahrzeugdeck haben.
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ANHANG IV

ENTSPRECHUNGSTABELLE

Richtlinie 1999/35/EG

Diese Richtlinie

Artikel 1

Artikel 2 Buchstaben a, b, d, ¢, f, g, h,j, m, o, r
Artikel 2 Buchstaben ¢, i, k, I, n, p, q, s
Artikel 3

Artikel 4

Artikel 5 Nummer 1 Buchstabe a
Artikel 5 Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 2
Artikel 6

Artikel 7

Artikel 8 Absatz 1

Artikel 8 Absatz 2

Artikel 8 Absatz 3

Artikel 9

Artikel 10 Absatz 1 Buchstaben a, b, ¢
Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe d
Artikel 10 Absatz 2

Artikel 10 Absatz 3

Artikel 10 Absatz 4

Artikel 11 Absitze 1, 2, 3,4, 5,7, 8
Artikel 11 Absatz 6

Artikel 13 Absitze 1, 2, 4, 5

Artikel 13 Absatz 3

Artikel 14

Artikel 15

Artikel 16

Artikel 17

Artikel 18

Artikel 19

Artikel 20

Artikel 21

Artikel 22

Anhang 1

Artikel 2 Nummern 1, 2, 3,4, 6,7, 8,9, 10, 11, 12

Artikel 1

Artikel 3
Artikel 3
Artikel 4
Artikel 5 Absatz 1
Artikel 5 Absatz 3
Artikel 9 Absatz 1
Artikel 6
Artikel 7
Artikel 7

Artikel 8

Artikel 6 Absatz 1

Artikel 6 Absatz 2 und Artikel 10

Artikel 12
Artikel 11
Artikel 17
Artikel 16
Artikel 18
Artikel 19

Anhang |




L 315/78 Amtsblatt der Europdischen Union 30.11.2017

BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Verordnung (EU) Nr. 98/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates vom
15. Januar 2013 iiber die Vermarktung und Verwendung von Ausgangsstoffen fiir Explosivstoffe

(Amtsblatt der Europdischen Union L 39 vom 9. Februar 2013)

Seite 3, Erwdgungsgrund 21, Satz 2:

Anstatt: ,Dariiber hinaus gibt es viele rechtmiflige Verwendungen von Schwefelsdure, Aceton, Kaliumnitrat,
Natriumnitrat, Calciumnitrat und Kalkammonsalpeter.”

muss es heifen:  ,Dariiber hinaus gibt es viele rechtmifige Verwendungen von Schwefelsdure, Aceton, Kaliumnitrat,
Natriumnitrat, Calciumnitrat und Calciumammoniumnitrat.”

Seite 10, Anhang 1, Tabelle, Verweis in Fufnote 1
Anstatt: ,(1) Verordnung (EG) Nr. 948/2009 der Kommission (ABL L 287 vom 31.10.2009, S. 1).

muss es heifen: (1) Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 23. Juli 1987 iber die zolltarifliche und
statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif (ABL L 256 vom 7.9.1987, S. 1).

Seite 11, Anhang II, Tabelle, Verweis in Funote 1

Anstatt: ,(1) Verordnung (EG) Nr. 948/2009.

muss es heiffen: (') Verordnung (EWG) Nr. 2658/87.“

Seite 11, Anhang II Spalte 1 Zeile 7

Anstatt: ,Kalkammonsalpeter (CAS-Nr. 15245-12-2)“

muss es heiffen: ,Calciumammoniumnitrat (CAS-Nr. 15245-12-2)¢













ISSN 1977-0642 (elektronische Ausgabe)
ISSN 1725-2539 (Papierausgabe)

Amt fiir Veréffentlichungen der Européischen Union
2985 Luxemburg
LUXEMBURG




	Inhalt
	VERORDNUNG (EU) 2017/2107 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 15. November 2017 zur Festlegung von Bewirtschaftungs-, Bestandserhaltungs- und Kontrollmaßnahmen für den Übereinkommensbereich der Internationalen Kommission für die Erhaltung der Thunfischbestände im Atlantik (ICCAT) und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1936/2001, (EG) Nr. 1984/2003 und (EG) Nr. 520/2007 des Rates 
	RICHTLINIE (EU) 2017/2108 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 15. November 2017 zur Änderung der Richtlinie 2009/45/EG über Sicherheitsvorschriften und -normen für Fahrgastschiffe (Text von Bedeutung für den EWR) 
	RICHTLINIE (EU) 2017/2109 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 15. November 2017 zur Änderung der Richtlinie 98/41/EG des Rates über die Registrierung der an Bord von Fahrgastschiffen im Verkehr nach oder von einem Hafen eines Mitgliedstaats der Gemeinschaft befindlichen Personen und zur Änderung der Richtlinie 2010/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über Meldeformalitäten für Schiffe beim Einlaufen in und/oder Auslaufen aus Häfen der Mitgliedstaaten 
	RICHTLINIE (EU) 2017/2110 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 15. November 2017 über ein System von Überprüfungen im Hinblick auf den sicheren Betrieb von Ro-Ro-Fahrgastschiffen und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen im Linienverkehr und zur Änderung der Richtlinie 2009/16/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 1999/35/EG des Rates (Text von Bedeutung für den EWR) 
	Berichtigung der Verordnung (EU) Nr. 98/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Januar 2013 über die Vermarktung und Verwendung von Ausgangsstoffen für Explosivstoffe (Amtsblatt der Europäischen Union L 39 vom 9. Februar 2013) 

